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Prüfungsordnung  
für den Studiengang Elektrotechnik und Informationstechnik (Master of Science)  

an der Fakultät Elektrotechnik der Hochschule Schmalkalden 
 

vom 16. Dezember 2025 
 
 
Gemäß §§ 3 Abs. 1, 38 Abs. 3 des Thüringer Hochschulgesetzes (ThürHG) vom 10. Mai 2018 (GVBl. S. 149), zuletzt 
geändert durch Artikel 31 des Gesetzes vom 2. Juli 2024 (GVBl. S. 277) in Verbindung mit §§ 16 Abs. 1 Satz 2 Nr. 
1, 21 Abs. 1 Satz 4 Nr. 4, 22 Abs. 3 der Grundordnung der Hochschule Schmalkalden vom 11. April 2019 
(Thüringer Staatsanzeiger Nr. 18/2019, S. 807) erlässt die Hochschule Schmalkalden folgende Neufassung der 
Prüfungsordnung für den Masterstudiengang Elektrotechnik und Informationstechnik. Der Rat der Fakultät 
Elektrotechnik hat am 22. Januar 2025 die Prüfungsordnung beschlossen; die Zentrale Studienkommission hat 
dieser am 16. April 2025 zugestimmt. Der Präsident der Hochschule Schmalkalden hat mit Erlass vom 16. 
Dezember 2025 die Prüfungsordnung genehmigt. 
 
 
Inhaltsverzeichnis 
 

Erster Abschnitt: Allgemeines 
 

§ 1 Geltungsbereich 
§ 2 Regelstudienzeit, Studienaufbau und Leistungsumfang 
§ 3 Prüfungsaufbau 
§ 4 Fristen 
§ 5 Zulassung zur Masterprüfung 
§ 6  Arten der Prüfungsleistungen 
§ 7 Mündliche Prüfungsleistungen 
§ 8 Schriftliche Prüfungsleistungen 
§ 9 Alternative Prüfungsleistungen 
§ 10 Bewertung der Prüfungsleistungen und Bildung der Noten  
§ 11 Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß 
§ 12 Bestehen und Nichtbestehen 
§ 13 Wiederholung der Prüfungsleistungen 
§  14 Anrechnung von Studienzeiten, Leistungspunkten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen 
§ 15 Prüfungsausschuss 
§ 16 Prüfer und Beisitzer 
§ 17 Zuständigkeiten 
 

Zweiter Abschnitt: Masterprüfung 
 

§ 18 Zweck und Durchführung der Masterprüfung  
§  19  Art und Umfang der Masterprüfung 
§ 20 Ausgabe und Umfang der Masterarbeit 
§ 21 Abgabe, Bewertung und Wiederholung der Masterarbeit 
§  22  Kolloquium zur Masterarbeit 
§ 23 Zusatzfächer 
§  24  Bildung der Gesamtnote, Zeugnis und Diploma Supplement  
§  25  Mastergrad und Masterurkunde 
 

Dritter Abschnitt: Schlussbestimmungen 
 

§ 26 Ungültigkeit der Masterprüfung 
§ 27 Einsicht in die Prüfungsakten 
§ 28 Gleichstellungsklausel 
§ 29 Inkrafttreten 
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1. Abschnitt: Allgemeines 
§ 1  

Geltungsbereich 
 
Diese Prüfungsordnung gilt für den Studiengang Elektrotechnik und Informationstechnik (Master of Science) an 
der Fakultät Elektrotechnik der Hochschule Schmalkalden. 
 

§ 2  
 Regelstudienzeit, Studienaufbau und Leistungsumfang 

 
(1) Die Regelstudienzeit beträgt drei Semester. Sie umfasst zwei theoretische Studiensemester einschließlich der 

Prüfungen und das Studiensemester zur Anfertigung der Masterarbeit. 
 
(2) Alternativ kann das Studium in einem Teilzeitmodell absolviert werden. Dann beträgt die Regelstudienzeit 6 

Studiensemester und umfasst 5 theoretische Studiensemester einschließlich der Prüfungen und ein Studien-
semester zur Anfertigung der Masterarbeit.   

 
(3) Nach dem European Credit Transfer System (ECTS) werden für ein Semester 30 Leistungspunkte (Credit 

Points, CP) vergeben. Im Teilzeitmodell werden für ein theoretisches Studiensemester in Abhängigkeit von 
der Zahl der absolvierten Module zwischen 10 und 15 CP vergeben. Insgesamt sind jeweils mindestens 90 
ECTS-Leistungspunkte zu erwerben. 

 
(4) Die Masterprüfung umfasst Module im Gesamtumfang von 90 Leistungspunkten gemäß Anlage der 

Studienordnung und der Modulbeschreibungen. Die den jeweiligen Modulen zugeordneten Leistungspunkte 
werden nur erteilt, wenn die entsprechenden Prüfungsleistungen erfolgreich abgelegt und alle zugeordneten 
Studienleistungen erbracht sind. 

 
(5) Innerhalb der Masterprüfung sind Studienmodelle möglich, die in der Studienordnung benannt sind. Die 

Wahl eines Studienmodells ist optional. Sie erfolgt durch die Wahl von mindestens 4 Wahlpflichtmodulen 
dieses Studienmodells. Das gewählte Studienmodell kann auf Antrag auf dem Zeugnis ausgewiesen werden. 
Die in der Studienordnung ausgewiesenen Studienmodelle stellen Empfehlungen dar.  

 
(6) Es besteht kein rechtlicher Anspruch darauf, dass alle Module eines bestimmten Studienmodells stets 

angeboten werden. Über das Angebot an Wahlpflichtmodulen entscheidet der Fakultätsrat Elektrotechnik. 
 
(7) Studienzeiten oder Praktika im Ausland müssen nicht auf die Regelstudienzeit angerechnet werden. Über 

den Umfang der Nichtanrechnung entscheidet der zuständige Prüfungsausschuss auf Antrag. Dem Antrag 
sind geeignete Nachweise beizufügen. 

 
(8) Zeiten der Beurlaubung nach § 8 der Immatrikulationsordnung der Hochschule Schmalkalden bleiben bei der 

Berechnung der Regelstudienzeit unberücksichtigt. Das gilt ebenso für Zeiten des Mutterschutzes, der 
Elternzeit und der Pflegezeit. 

 
(9)  Die Studienordnung für den Studiengang Elektrotechnik und Informationstechnik regelt auf der Grundlage 

dieser Prüfungsordnung Inhalt und Aufbau des Studiums. 
  

§ 3 
Prüfungsaufbau 

 
(1)  Die Masterprüfung besteht aus Fachprüfungen, der Masterarbeit und dem Kolloquium zur Masterarbeit. 
 
(2) Fachprüfungen setzen sich aus einer oder mehreren Prüfungsleistungen zusammen und werden 

studienbegleitend abgenommen. Für eine Prüfungsleistung kann eine Prüfungsvorleistung Bedingung sein 
(Absatz 5). 
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(3)  Jedes Modul wird in der Regel mit einer Prüfungsleistung abgeschlossen. Prüfungsleistungen sind einzelne 
konkrete Prüfungsvorgänge nach § 6. Eine Prüfungsleistung wird bewertet und nach § 10 Absatz 1 benotet. 
Besteht eine Fachprüfung aus nur einer Prüfungsleistung, sind Prüfungsleistung und Fachprüfung identisch. 
Die Fachnote ist dann identisch mit der Note der Prüfungsleistung. Besteht eine Fachprüfung aus mehreren 
Prüfungsleistungen, werden die in den einzelnen Prüfungsleistungen erzielten Noten zu einer Fachnote 
gemäß § 10 Absatz 3 zusammengefasst. 

 
(4) Fachprüfungen dürfen nur abgelegt werden, wenn die festgelegten Prüfungsvorleistungen nachgewiesen 

worden sind.  
 
(5) Prüfungsvorleistungen werden im Zusammenhang mit Lehrveranstaltungen erbracht, sind aber ohne 

Einfluss auf die jeweilige Fachnote. Eine Prüfungsvorleistung ist eine bewertete, aber nicht notwendigerweise 
benotete individuelle Leistung. Im Fall der Notengebung werden Prüfungsvorleistungen wie 
Prüfungsleistungen behandelt (§ 10 Absatz 1). Näheres regeln die Modulbeschreibungen. 

 
 § 4 

Fristen 
 
(1)  Die Masterprüfung soll bis zum Ende des 3. Fachsemesters abgelegt werden.  
 
(2) Abweichend von Absatz 1 soll die Masterprüfung im Teilzeitmodell bis zum Ende des 6. Fachsemesters 

abgelegt werden.    
 
(3) Fachprüfungen und Prüfungsleistungen sind in den festgelegten Prüfungszeiträumen abzulegen. Die 

Prüfungszeiträume ergeben sich aus dem vom Präsidium bestätigten Studienjahresablaufplan. Darüber 
hinaus kann der zuständige Prüfungsausschuss weitere Prüfungszeiträume vor Beginn der Vorlesungszeit 
des nächsten Semesters vorsehen. Der Termin für den zusätzlichen Prüfungszeitraum muss vor den 
Anmeldefristen des laufenden Semesters (§ 5 Absatz 2) bekanntgegeben werden.  

 
§ 5 

Zulassung zur Masterprüfung 
 
(1) An den Prüfungsleistungen der Masterprüfung kann nur teilnehmen, wer  
 

 1. im Masterstudiengang Elektrotechnik und Informationstechnik der Fakultät Elektrotechnik an der Hoch-
 schule Schmalkalden eingeschrieben ist, 

 

 2. die geforderten Prüfungsvorleistungen für die jeweiligen Prüfungsleistungen erbracht hat. 
 
(2) Zur Teilnahme an einer Modulprüfung wird nur zugelassen, wer sich vorher innerhalb der jeweils durch 

Aushang bekanntgegebenen zweiwöchigen Einschreibefrist in der Regel elektronisch beim Zentralen 
Prüfungsamt für diese Modulprüfung angemeldet hat. Die Anmeldefristen beginnen in der Regel vier Wochen 
und enden in der Regel zwei Wochen vor dem festgelegten Prüfungszeitraum. Wochen ohne 
Lehrveranstaltungen nach Studienjahresablaufplan (§ 4 Absatz 2) zählen nicht mit. Die Anmeldefristen sind 
Ausschlussfristen. Eine Abmeldung ist bis zum dritten Werktag vor dem Prüfungstermin möglich. Sie ist dem 
Zentralen Prüfungsamt mitzuteilen. 

 
(3) Die Zulassung zu einer Prüfungsleistung darf nur abgelehnt werden, wenn 
  

 1.  die in Absatz 1 genannten Voraussetzungen nicht erfüllt sind oder 
 

 2. die Unterlagen unvollständig sind oder 
 

3. der Kandidat die Masterprüfung in dem gewählten Studiengang an einer Hochschule im Geltungsbereich 
des Grundgesetzes oder an einer staatlichen oder staatlich anerkannten Berufsakademie endgültig nicht 
bestanden hat oder der Kandidat sich in dem gewählten Studiengang in einem noch nicht 
abgeschlossenen Prüfungsverfahren befindet oder 
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 4. der Kandidat die Frist zur Anmeldung zu der entsprechenden Prüfungsleistung (Absatz 2) nicht 
 eingehalten  hat. 

 
(4) Im Übrigen gilt das „Gesetz zu dem Übereinkommen vom 11. April 1997 über die Anerkennung von 

Qualifikationen im Hochschulbereich in der europäischen Region“ vom 16. Mai 2007 (Lissabon-Konvention). 
 

§ 6 
Arten der Prüfungsleistungen 

 
(1) Prüfungsleistungen können 
 

 1. mündlich (§ 7), 
 2. schriftlich (§ 8) oder als 
 3. alternative Prüfungsleistungen (§ 9). 
 

 erbracht werden. Die Prüfungen werden in der Regel in deutscher Sprache abgenommen. Sofern dies nicht 
 der Fall ist, kommt die Sprache Englisch zur Anwendung. 
 
(2) In begründeten Fällen können Prüfungen in elektronischer Form oder in elektronischer Kommunikation 

durchgeführt werden. Für Prüfungsleistungen, die in elektronischer Form oder in elektronischer 
Kommunikation zu erbringen sind, gilt die Satzung zur Regelung fachübergreifender Bestimmungen für 
Prüfungsverfahren in elektronischer Form oder in elektronischer Kommunikation an der Hochschule 
Schmalkalden (Online-Prüfungs-Satzung). 
 

(3) Sollen schriftliche durch mündliche Prüfungsleistungen oder mündliche durch schriftliche Prüfungs-
leistungen ersetzt werden, ist das innerhalb der ersten zwei Wochen des Semesters durch den Lehrenden 
hochschulöffentlich bekannt zu geben. 

 
(4)  Macht der Kandidat glaubhaft, dass er wegen länger andauernder oder ständiger körperlicher Behinderung 

oder Erkrankung nicht in der Lage ist, Prüfungsleistungen ganz oder teilweise in der vorgesehenen Form 
abzulegen, so kann dem Kandidaten auf rechtzeitig vor Prüfungsbeginn eingereichten schriftlichen Antrag 
gestattet werden, die Prüfungsleistungen innerhalb einer verlängerten Bearbeitungszeit oder gleichwertige 
Prüfungsleistungen in einer anderen Form zu erbringen. Dazu ist die Vorlage eines ärztlichen Attestes 
erforderlich. Entsprechendes gilt für Prüfungsvorleistungen. 

 
§ 7 

Mündliche Prüfungsleistungen 
 
(1) Durch mündliche Prüfungsleistungen soll der Kandidat nachweisen, dass er die Zusammenhänge des 

Prüfungsgebietes kennt und in der Lage ist, spezielle Fragestellungen in diese Zusammenhänge einzuordnen. 
Ferner soll festgestellt werden, ob der Kandidat über ein breites Grundlagenwissen verfügt. 

 
(2)  Mündliche Prüfungsleistungen werden vor mindestens zwei Prüfern (Kollegialprüfung) oder vor einem Prüfer 

in Gegenwart eines sachkundigen Beisitzers (§ 16) als Gruppenprüfung oder als Einzelprüfung abgelegt. 
 
(3)  Mündliche Prüfungsleistungen sind im Fall der letzten möglichen Wiederholungsprüfung von zwei Prüfern 

zu bewerten; mindestens ein Prüfer soll Professor sein. Die Note ergibt sich aus dem arithmetischen Mittel 
der Einzelbewertungen entsprechend § 10 Absatz 1. 

 
(4) Die Dauer der mündlichen Prüfungsleistungen beträgt in der Regel pro Kandidat und Fach mindestens 15 

Minuten und höchstens 45 Minuten. 
 
(5) Die wesentlichen Gegenstände und Ergebnisse der mündlichen Prüfungsleistung sind in einem Protokoll 

festzuhalten. Das Ergebnis ist dem Kandidaten am Tag der mündlichen Prüfungsleistung bekannt zu geben. 
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§ 8 
Schriftliche Prüfungsleistungen 

 
(1) In den schriftlichen Prüfungsleistungen soll der Kandidat nachweisen, dass er in begrenzter Zeit und mit 

begrenzten Hilfsmitteln mit den gängigen Methoden des Prüfungsfaches Aufgaben lösen und Themen 
bearbeiten kann. Es soll ferner festgestellt werden, ob der Kandidat über ein breites Grundlagenwissen 
verfügt. 

 
(2) Schriftliche Prüfungsleistungen sind im Fall der letzten möglichen Wiederholungsprüfung von zwei Prüfern 

zu bewerten; mindestens ein Prüfer soll Professor sein. Die Note ergibt sich aus dem arithmetischen Mittel 
der Einzelbewertungen entsprechend § 10 Absatz 1. 

 
(3) Die Dauer jeder schriftlichen Prüfungsleistung einer Fachprüfung wird bestimmt von der Anzahl der 

Leistungspunkte (CP) für das betreffende Modul. 
  

 Sie beträgt:   90 Minuten bei bis zu 3 CP, 
      120 Minuten bei 4 bis 5 CP, 
      150 Minuten bei über 5 CP. 
 
(4) Schriftliche Prüfungen, die überwiegend nach dem Multiple-Choice-Verfahren aufgebaut werden, sind 

ausgeschlossen. 
 

§ 9 
Alternative Prüfungsleistungen 

 
Dies sind kontrollierte, nach gleichen Maßstäben bewertete Prüfungsleistungen, die in der Regel außerhalb der 
festgelegten Prüfungszeiträume abgelegt werden. Sie können in Form eines Referates, einer Hausarbeit, einer 
Präsentation, einer Praktikumsarbeit, einer Projektarbeit oder Seminararbeit erbracht werden. Sofern die Form 
nicht bereits durch die Studienordnung oder die Modulbeschreibungen vorgegeben ist, wird sie von dem für das 
Modul zuständigen Lehrenden festgelegt und spätestens zum Vorlesungsbeginn bekanntgegeben 
 

§ 10 
 Bewertung der Prüfungsleistungen und Bildung der Noten 

 
(1) Die Noten der einzelnen Prüfungsleistungen werden von den jeweiligen Prüfern festgesetzt. Für die 

Bewertung der Prüfungsleistungen sind folgende Noten zu verwenden: 
 

1  =  sehr gut    = hervorragende Leistung 
2  =  gut     = eine Leistung, die erheblich über den durchschnittlichen Anforderungen liegt 
3  =  befriedigend  = eine Leistung, die durchschnittlichen Anforderungen entspricht 
4  =  ausreichend  = eine Leistung, die trotz ihrer Mängel noch den Anforderungen entspricht 
5  =  nicht ausreichend = eine Leistung, die wegen erheblicher Mängel den Anforderungen nicht mehr  

        genügt. 
 

 Zur differenzierten Bewertung der Prüfungsleistungen können einzelne Noten um 0,3 auf Zwischenwerte 
erhöht oder erniedrigt werden. Die Noten 0,7; 4,3; 4,7 und 5,3 sind dabei ausgeschlossen. 

 
(2) Besteht eine Fachprüfung aus einer einzelnen Prüfungsleistung, ist die Fachnote gleich der Note der 

Prüfungsleistung. 
 
(3) Besteht eine Fachprüfung aus mehreren Prüfungsleistungen, errechnet sich die Fachnote aus dem 

gewichteten Durchschnitt der Noten der einzelnen Prüfungsleistungen. Im Ergebnis wird nur die erste 
Dezimalstelle hinter dem Komma berücksichtigt; alle weiteren Stellen werden ohne Rundung gestrichen. Das 
Gewicht der Noten der Prüfungsleistungen errechnet sich als das Verhältnis der Zahl der Leistungspunkte, 
die dem abzuprüfenden Modul zugeordnet sind, zur Gesamtzahl der Leistungspunkte der 
Prüfungsleistungen, die in die Fachprüfung einzubeziehen sind. 
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(4) Für die Bildung der Gesamtnote (§ 24) gilt Absatz 3 entsprechend. Das Gewicht der Fachnote ergibt sich als 
das Verhältnis der Zahl der Leistungspunkte der Fachprüfung zur Summe der Leistungspunkte aller 
Fachprüfungen, die zur Bildung der Gesamtnote herangezogen werden. 

 

(5) Die Bewertung der Fachnoten und Gesamtnoten lautet: 
 

bei einem Durchschnitt bis einschließlich 1,5    = sehr gut 
bei einem Durchschnitt von 1,6 bis einschließlich 2,5  = gut 
bei einem Durchschnitt von 2,6 bis einschließlich 3,5  = befriedigend 
bei einem Durchschnitt von 3,6 bis einschließlich 4,0  = ausreichend 
bei einem Durchschnitt ab 4,1         = nicht ausreichend.   

 
§ 11 

Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß 
 

(1) Die Prüfungsleistung gilt als mit „nicht ausreichend" (5,0) bewertet, wenn der Kandidat einen für ihn 
bindenden Prüfungstermin ohne triftigen Grund versäumt oder wenn er von einer Prüfung, für die er sich 
eingeschrieben hat, ohne triftigen Grund zurücktritt. Dasselbe gilt, wenn eine schriftliche Prüfungsleistung 
nicht innerhalb der vorgegebenen Bearbeitungszeit erbracht wird. 

 
(2) Der für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend gemachte Grund muss dem zuständigen 

Prüfungsausschuss unverzüglich (in der Regel innerhalb von 3 Werktagen) schriftlich angezeigt und glaubhaft 
gemacht werden.  

 
(3) Bei Krankheit des Kandidaten, eines von ihm zu versorgenden Kindes oder pflegebedürftigen Angehörigen 

kann die Vorlage eines ärztlichen Attestes und in Zweifelsfällen eines Attestes eines von der Hochschule 
benannten Arztes verlangt werden. Wird der Grund anerkannt, so wird ein neuer Termin anberaumt. 

 
(4) Versucht der Kandidat das Ergebnis seiner Prüfungsleistung oder Prüfungsvorleistung durch Täuschung, 

Mitführung oder Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel zu beeinflussen, wird die betreffende Leistung mit 
„nicht ausreichend" (5,0) bewertet. Ein Kandidat, der den ordnungsgemäßen Ablauf der Prüfung stört oder 
den Raum verlässt, kann von dem jeweiligen Prüfer oder Aufsichtsführenden von der Fortsetzung der 
Prüfungsleistung oder Prüfungsvorleistung ausgeschlossen werden; in diesem Fall wird die Leistung mit 
„nicht ausreichend" (5,0) bewertet. 

 
(5) Der Kandidat kann innerhalb einer Frist von zwei Wochen nach Beginn der Vorlesungen des folgenden 

Semesters verlangen, dass die Entscheidungen nach Absatz 4 von dem zuständigen Prüfungsausschuss 
überprüft werden. Das Ergebnis ist dem Kandidaten unverzüglich schriftlich mitzuteilen. Im Falle einer 
Entscheidung zu Ungunsten des Kandidaten ist diese zu begründen und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung 
zu versehen.  

 

§ 12 
Bestehen und Nichtbestehen 

 
(1) Eine Fachprüfung ist bestanden, wenn alle dieser Fachprüfung zugeordneten Prüfungsleistungen mit 

mindestens „ausreichend“ (4,0) bewertet wurden.  
 
(2) Die Masterprüfung ist bestanden, wenn die nach der Studienordnung vorgeschriebenen Studienleistungen 

erbracht und sämtliche Fachprüfungen der Masterprüfung, die Masterarbeit und das Kolloquium mindestens 
mit „ausreichend" (4,0) bewertet wurden. Sie ist endgültig nicht bestanden, sobald eine Fachprüfung, die 
nicht in einem Zusatzfach (§ 23) abgelegt wurde, oder die Masterarbeit oder das Kolloquium endgültig nicht 
bestanden ist. 

 
(3) Prüfungsergebnisse sind unter Einhaltung des Datenschutzes in geeigneter Weise bekannt zu geben. Sie 

sollen spätestens 8 Wochen nach dem Prüfungszeitraum bekanntgegeben werden. 
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(4) Hat der Kandidat eine Fachprüfung nicht bestanden oder wurde die Masterarbeit oder das Kolloquium 
schlechter als „ausreichend“ (4,0) bewertet, wird der Kandidat darüber informiert. Er muss auch Auskunft 
darüber erhalten, ob und ggf. in welchem Umfang und in welcher Frist die Fachprüfung, die Masterarbeit und 
das Kolloquium wiederholt werden können. 

 
(5) Hat der Kandidat die Masterprüfung nicht bestanden, wird ihm auf Antrag und gegen Vorlage der 

entsprechenden Nachweise sowie der Exmatrikulationsbescheinigung eine Bescheinigung ausgestellt, die 
die erbrachten Prüfungsleistungen und deren Noten sowie die noch fehlenden Prüfungsleistungen enthält 
und erkennen lässt, dass die Masterprüfung nicht bestanden ist. 

 
§ 13 

Wiederholung der Prüfungsleistungen 
 
(1) Nicht bestandene Prüfungsleistungen können höchstens zweimal wiederholt werden. Die Wiederholung 

einer bestandenen Prüfungsleistung ist nicht zulässig. Fehlversuche in gleichwertigen Masterstudiengängen 
an Universitäten oder Fachhochschulen im Geltungsbereich des Grundgesetzes sind anzurechnen. Ist die 
zweite Wiederholung nicht erfolgreich, so gilt die Prüfungsleistung als endgültig nicht bestanden. 

 
(2) Eine nicht bestandene Prüfungsleistung muss spätestens im Rahmen der Prüfungstermine des jeweils 

folgenden Studienjahres wiederholt werden. Der Prüfungsanspruch erlischt bei Versäumnis dieser 
Wiederholungsfrist, es sei denn, der Kandidat hat das Versäumnis nicht zu vertreten.  

 
(3) Zweite Wiederholungsprüfungen können auf Antrag auch mündlich durchgeführt werden. In diesem Fall ist 

die Prüfungsart vor Beginn der Anmeldefrist gemäß § 5 Absatz 2 bekannt zu geben. 
 

§ 14 
Anrechnung von Studienzeiten, Leistungspunkten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen 

 
(1) Studienzeiten, Leistungspunkte, Studienleistungen und Prüfungsleistungen aus anderen Studiengängen an 

Hochschulen und staatlichen oder staatlich anerkannten Berufsakademien werden auf Antrag angerechnet, 
sofern durch die Hochschule keine wesentlichen Unterschiede hinsichtlich der erworbenen Kompetenzen 
(Lernergebnisse) gegenüber dem Antragsteller nachgewiesen werden können. Bei der Anrechnung von 
Studienzeiten, Leistungspunkten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen, die außerhalb der 
Bundesrepublik Deutschland erbracht wurden, sind darüber hinaus die von der Kultusministerkonferenz und 
der Hochschulrektorenkonferenz gebilligten Äquivalenzvereinbarungen sowie Absprachen im Rahmen von 
Hochschulpartnerschaften zu beachten. 

 
(2) Werden Studien- und Prüfungsleistungen angerechnet, sind die Noten – soweit die Notensysteme 

vergleichbar sind – zu übernehmen und in die Berechnung der Gesamtnote einzubeziehen. Bei 
unvergleichbaren Notensystemen wird der Vermerk „bestanden" aufgenommen. Eine Kennzeichnung der 
Anrechnung im Zeugnis ist zulässig.  

 
(3) Die Anrechnung von außerhochschulisch erworbenen Kenntnissen und Fähigkeiten regelt die Satzung zur 

Anrechnung außerhalb von Hochschulen erworbener Kenntnisse und Fähigkeiten der Hochschule 
Schmalkalden. 

 
(4) Bei Vorliegen der Voraussetzungen der Absätze 1 bis 2 besteht ein Rechtsanspruch auf Anrechnung. Die 

Anrechnung von Studienzeiten, Leistungspunkten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen erfolgt auf 
Antrag an den zuständigen Prüfungsausschuss. Diesem Antrag sind die für eine Entscheidung erforderlichen 
Unterlagen beizufügen. 
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§ 15 
Prüfungsausschuss 

 
(1) Für die Organisation von Masterprüfungen sowie die durch diese Prüfungsordnung erwachsenden weiteren 

Aufgaben ist der Prüfungsausschuss der Fakultät zuständig. Ihm gehören drei Professoren und ein 
studentisches Mitglied an. Die Amtszeit der Professoren beträgt drei Jahre, die der studentischen Mitglieder 
ein Jahr. 

 

(2) Der Vorsitzende, sein Stellvertreter, die weiteren Mitglieder des Prüfungsausschusses sowie deren 
Stellvertreter werden vom Fakultätsrat der Fakultät Elektrotechnik bestellt. Der Vorsitzende führt im Regelfall 
die Geschäfte des Prüfungsausschusses. 

 

(3) Der Prüfungsausschuss achtet darauf, dass die Bestimmungen der Prüfungsordnungen eingehalten werden. 
Er berichtet regelmäßig über die Entwicklung der Prüfungs- und Studienzeiten, einschließlich der 
tatsächlichen Bearbeitungszeiten für die Masterarbeit sowie über die Verteilung der Fach- und Gesamtnoten. 
Der Bericht ist in geeigneter Weise durch die Fakultät Elektrotechnik offen zu legen. Der Prüfungsausschuss 
gibt Anregungen zur Reform der Studienordnung und Prüfungsordnung. 

 
(4)  Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte der Mitglieder, darunter mindestens 

zwei Professoren, anwesend sind und beschließt mit der Mehrheit der Stimmen der anwesenden Mitglieder. 
Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag. 

 
(5) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht, der Abnahme der Prüfungsleistungen 

beizuwohnen. 
 

(6) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses und deren Stellvertreter unterliegen der Amtsverschwiegenheit. 
Sofern sie nicht im öffentlichen Dienst stehen, sind sie durch den Vorsitzenden zur Verschwiegenheit zu 
verpflichten. 

 

§ 16 
Prüfer und Beisitzer 

 
(1)  Zu Prüfern werden nur Professoren und andere nach § 54 ThürHG prüfungsberechtigte Personen bestellt, 

die, sofern nicht zwingende Gründe eine Abweichung erfordern, in dem Fachgebiet, auf das sich die 
Prüfungsleistung bezieht, eine eigenverantwortliche, selbständige Lehrtätigkeit an einer Hochschule 
ausgeübt haben. Zum Beisitzer wird nur bestellt, wer die entsprechende Masterprüfung oder eine 
vergleichbare Prüfung abgelegt hat. 

 

(2) Für die Masterarbeit kann der Kandidat einen Professor als Prüfer vorschlagen. Der Vorschlag begründet 
keinen Anspruch. 

 

(3)  Die Namen der Prüfer sollen dem Kandidaten rechtzeitig bekanntgegeben werden. 
 
(4)  Für die Prüfer und die Beisitzer gilt § 15 Absatz 6 entsprechend. 
 

§ 17 
Zuständigkeiten 

 
(1) Die Prüfer entscheiden über das Bestehen und Nichtbestehen der Prüfung (§ 12). 
 

(2)  Der Prüfungsausschuss entscheidet  
 

 1.  über die Folgen von Verstößen gegen Prüfungsvorschriften (§ 11), 
 2. über die Anrechnung von Studienzeiten sowie von Prüfungs- und Studienleistungen (§ 14), 
 3. über die Bestellung der Prüfer und Beisitzer (§ 16) und  
 4. über die Berechtigung zur Ausgabe der Masterarbeit (§ 20 Abs. 2). 
 
(3) Soweit in dieser Prüfungsordnung nicht andere Bestimmungen getroffen sind, entscheidet der zuständige 

Prüfungsausschuss endgültig. 
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2. Abschnitt: Masterprüfung 
 

§ 18 
Zweck und Durchführung der Masterprüfung 

 
(1) Die Masterprüfung bildet den Abschluss des Masterstudienganges. Durch die Masterprüfung wird 

festgestellt, ob der Kandidat die Zusammenhänge seines Faches überblickt und die Fähigkeit besitzt, 
wissenschaftliche Methoden und Erkenntnisse eigenständig anzuwenden und zu erweitern. 

 
(2) Die Fachprüfungen der Masterprüfung werden in der Regel studienbegleitend im Anschluss an die jeweiligen 

Lehrveranstaltungen des Moduls durchgeführt. Die Masterprüfung wird mit der Masterarbeit und mit dem 
Kolloquium zur Masterarbeit abgeschlossen. 

 
§ 19 

Art und Umfang der Masterprüfung 
 
(1) Die Masterprüfung setzt sich aus den Fachprüfungen der Module, der Masterarbeit (§ 20 und § 21) und dem 

Kolloquium (§ 22) zusammen. 
 
(2) Die Fachprüfungen der Masterprüfung umfassen Fachprüfungen der Pflichtmodule gemäß Anlage 1 der 

Studienordnung und Fachprüfungen der Wahlpflichtmodule gemäß den Anlagen 2.1 und 2.2 der 
Studienordnung.  

 
(3) Die Fachprüfungen der Pflichtmodule umfassen 5 Prüfungsleistungen mit insgesamt 30 Leistungspunkten. 
 
(4) Die Fachprüfungen der Wahlpflichtmodule beinhalten Fachprüfungen von technischen Wahlpflichtmodulen. 

Es müssen insgesamt 6 laut Studienordnung gewählte Prüfungsleistungen der Wahlpflichtmodule mit 
insgesamt 30 Leistungspunkten abgelegt werden. 

 
(5) Die Auswahlmöglichkeiten der Wahlpflichtmodule sind in der Studienordnung geregelt. Die einzelnen 

Wahlpflichtmodule werden nur bei entsprechender Nachfrage angeboten. Dabei wird jedoch gewährleistet, 
dass die erforderliche Zahl von Leistungspunkten erworben werden kann.  

 
§ 20 

Ausgabe und Umfang der Masterarbeit 
 
(1) Die Masterarbeit ist eine Prüfungsarbeit. Sie soll zeigen, dass der Kandidat in der Lage ist, innerhalb einer 

vorgegebenen Frist ein Problem aus seinem Fach selbständig nach wissenschaftlichen Methoden zu 
bearbeiten und sich eigenständig neue Kenntnisse und Fähigkeiten anzueignen. 

 
(2) Das Thema der Masterarbeit wird von einem Professor oder einer anderen, nach § 54 ThürHG 

prüfungsberechtigten hauptberuflich tätigen Person ausgegeben und betreut. Soweit diese Person nicht an 
der Fakultät Elektrotechnik tätig ist, bedarf es hierzu der Zustimmung des Vorsitzenden des zuständigen 
Prüfungsausschusses. 

 
(3) Die Masterarbeit darf nur ausgegeben werden, wenn der Kandidat nicht mehr als zwei nach der 

Studienordnung vorgeschriebene Studienleistungen oder Prüfungsleistungen aus den theoretischen 
Studiensemestern noch nicht bestanden hat. Die Ausgabe der Masterarbeit erfolgt über den zuständigen 
Prüfungsausschuss. Thema und Zeitpunkt sind aktenkundig zu machen. Der Kandidat kann Themenwünsche 
äußern.  

 
(4) Das Thema der Masterarbeit kann in begründeten Fällen einmal und nur innerhalb von zwei Wochen nach 

Ausgabe mit schriftlicher Begründung zurückgegeben werden. 
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(5) Die Masterarbeit kann in Form einer Gruppenarbeit erbracht werden, wenn der als Prüfungsleistung zu 
bewertende Beitrag des einzelnen Kandidaten aufgrund der Angabe von Abschnitten, Seitenzahlen oder 
anderen objektiven Kriterien, die eine eindeutige Abgrenzung ermöglichen, deutlich unterscheidbar und 
bewertbar ist und die Anforderungen nach Absatz 1 erfüllt. 

 
(6) Die Bearbeitungszeit der Masterarbeit beträgt 20 Wochen. Thema, Aufgabenstellung und Umfang der 

Masterarbeit sind vom Betreuer so zu begrenzen, dass die Frist zur Bearbeitung der Masterarbeit eingehalten 
werden kann. Die Bearbeitungszeit kann auf Antrag des Kandidaten aus Gründen, die er nicht zu vertreten 
hat, um höchstens 4 Wochen verlängert werden. 

 
(7) Die Masterarbeit ist in deutscher oder englischer Sprache abzufassen. 
 
 

 § 21 
Abgabe, Bewertung und Wiederholung der Masterarbeit 

 
(1) Die Masterarbeit ist fristgemäß als eine Datei im Format „Portabel Document Format – pdf“ im Sekretariat 

der Fakultät Elektrotechnik einzureichen. Diese eine Datei muss enthalten: 
 1.  die Masterarbeit und  

2.  eine durch den Kandidaten verfasste, eigenhändig unterschriebene und eingescannte Erklärung, dass die 
Arbeit  – bei einer Gruppenarbeit der eigene entsprechend gekennzeichnete Teil – selbständig verfasst 
und keine anderen als die angegebenen Quellen und Hilfsmittel benutzt wurden. Der Abgabezeitpunkt 
ist aktenkundig zu machen. 

 
(2) Bei nicht fristgerechter Abgabe wird die Masterarbeit mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet. 
 
(3) Die Begutachtung und Bewertung erfolgt durch den betreuenden Prüfer (Referent) und einen weiteren 

Prüfer (Korreferent). Die Bewertung der Masterarbeit ergibt sich aus dem arithmetischen Mittel der 
Bewertungen beider Prüfer entsprechend § 10. Weichen die Noten der beiden Prüfer um mehr als zwei 
Notenstufen voneinander ab, wird ein dritter Prüfer durch den Prüfungsausschuss bestellt. Die Masterarbeit 
ist bestanden, wenn sie von mindestens zwei Prüfern mit „bestanden“ bewertet wurde. Die Note der 
Masterarbeit ergibt sich dann aus dem arithmetischen Mittel der drei Prüfer entsprechend § 10. 

 
(4) Die Masterarbeit kann bei einer Bewertung, die schlechter als „ausreichend" (4,0) ist, oder bei nicht 

fristgerechter Abgabe nur einmal und mit einem neuen Thema wiederholt werden.                                                                                                                 
 

§ 22 
Kolloquium zur Masterarbeit 

 

(1) Im Rahmen eines Kolloquiums soll der Kandidat seine Arbeit erläutern. Es besteht aus einem Vortrag zu der 
Masterarbeit und einem anschließenden Prüfungsgespräch, das sich auf Fragen aus dem gesamten 
Fachgebiet, dem die Masterarbeit entnommen ist, erstreckt. 

 
(2) Das Kolloquium kann erst abgelegt werden, wenn der Kandidat alle geforderten Fachprüfungen und Studien-

leistungen erbracht hat und die Masterarbeit mindestens mit „ausreichend“ (4,0) bewertet wurde. 
 
(3) Das Kolloquium wird vor zwei Prüfern abgelegt, von denen mindestens einer Professor an der Fakultät 

Elektrotechnik der Hochschule Schmalkalden ist. Ein Prüfer, der nicht Professor ist, muss nach § 54 ThürHG 
prüfungsberechtigt sein. 

 
(4) Die Dauer des Kolloquiums beträgt mindestens dreißig und höchstens sechzig Minuten. 
 
(5) Bei einer Bewertung, die schlechter als „ausreichend" (4,0) ist, oder bei Versäumnis des Kandidaten aus 

Gründen gemäß § 11 Absatz 1 kann das Kolloquium höchstens einmal wiederholt werden. 
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§ 23  
Zusatzfächer 

 
Der Kandidat kann sich in mehr als den vorgeschriebenen Fächern einer Fachprüfung unterziehen 
(Zusatzfächer). Das Ergebnis der Fachprüfungen in diesen Fächern wird bei der Festsetzung der Gesamtnote 
nicht einbezogen. 

 

§ 24 
 Bildung der Gesamtnote, Zeugnis und Diploma Supplement 

 
(1) Die Gesamtnote errechnet sich als Summe der mit der jeweiligen Kreditpunktzahl im Verhältnis zur insgesamt 

erzielten ECTS-Kreditpunktzahl gewichteten Einzelnote 
 a) der Modulprüfungen  
 b) der Masterarbeit und des Kolloquiums 
 Eine Rundung erfolgt nach § 10 Absatz 3. 
 
(2) Ist die Gesamtnote besser oder gleich 1,3, so lautet das Gesamturteil „ausgezeichnet". 
 

(3) Über die bestandene Masterprüfung erhält der Kandidat ein Zeugnis. In das Zeugnis sind die Noten der 
Fachprüfungen, das Thema der Masterarbeit und deren Note, die Note des Kolloquiums sowie die 
Gesamtnote aufzunehmen. Auf Antrag des Kandidaten werden das Ergebnis der Fachprüfungen in den 
Zusatzfächern (§ 23) und die bis zum Abschluss der Masterprüfung benötigte Fachstudiendauer in das 
Zeugnis aufgenommen. 

 
(4) Das Zeugnis trägt das Datum des Tages, an dem die letzte Prüfungsleistung (Kolloquium) erbracht worden 

ist. Es wird vom Dekan und dem Vorsitzenden des zuständigen Prüfungsausschusses unterzeichnet. 
 
(5) Die Hochschule stellt ein Diploma Supplement (DS) entsprechend dem „Diploma Supplement Modell“ der 

Europäischen Union und der UNESCO aus. Als Darstellung des nationalen Bildungssystems ist der zwischen 
Kultusministerkonferenz und Hochschulrektorenkonferenz abgestimmte Text in der jeweils geltenden 
Fassung zu verwenden. Auf Antrag des Kandidaten soll ihm die Hochschule zusätzlich zur Ausstellung des 
Diploma Supplements Übersetzungen der Masterurkunde und des Zeugnisses in englischer Sprache 
aushändigen. 

 

§ 25 
Mastergrad und Masterurkunde 

 
(1) Ist die Masterprüfung bestanden, wird der akademische Grad „Master of Science (M.Sc.)“ verliehen.  
 

(2) Gleichzeitig mit dem Zeugnis erhält der Kandidat die Masterurkunde mit dem Datum des Zeugnisses. Darin 
wird die Verleihung des Mastergrades beurkundet. Die Masterurkunde wird vom Präsidenten unterzeichnet 
und mit dem Siegel der Hochschule versehen. 

 
 

3. Abschnitt: Schlussbestimmungen 
§ 26 

Ungültigkeit der Masterprüfung 
 
(1) Hat der Kandidat bei einer Prüfungsleistung getäuscht und wird diese Tatsache erst nach Aushändigung des 

Zeugnisses bekannt, so kann die Note der Prüfungsleistung entsprechend § 11 Absatz 4 berichtigt werden. 
Gegebenenfalls kann die Fachprüfung für "nicht ausreichend" und die Masterprüfung für "nicht bestanden" 
erklärt werden. Entsprechendes gilt für die Masterarbeit. 

 
(2) Waren die Voraussetzungen für die Abnahme einer Prüfungsleistung nicht erfüllt, ohne dass der Kandidat 

hierüber täuschen wollte, und wird diese Tatsache erst nach Aushändigung des Zeugnisses bekannt, so wird 
dieser Mangel durch das Bestehen der Prüfungsleistung geheilt. Hat der Kandidat vorsätzlich zu Unrecht 
erwirkt, dass er die Prüfungsleistung ablegen konnte, so kann die Prüfungsleistung für „nicht ausreichend" 
und die Masterprüfung für „nicht bestanden“ erklärt werden. 
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(3) Dem Kandidaten ist vor einer Entscheidung Gelegenheit zur Äußerung zu geben. 
 
(4) Das unrichtige Zeugnis ist einzuziehen und gegebenenfalls ein neues zu erteilen. Mit dem unrichtigen Zeugnis 

ist auch die Masterurkunde einzuziehen, wenn die Masterprüfung aufgrund einer Täuschung für „nicht 
bestanden" erklärt wurde. 

 
§ 27 

Einsicht in die Prüfungsakten 
 
Innerhalb eines Jahres nach Abschluss des Prüfungsverfahrens wird dem Kandidaten auf Antrag in 
angemessener Frist Einsicht in seine schriftlichen Prüfungsarbeiten, das Gutachten der Masterarbeit und in die 
Prüfungsprotokolle gewährt. 

§ 28 
Gleichstellungsklausel 

 
Status- und Funktionsbezeichnungen dieser Ordnung gelten jeweils für alle Geschlechter. 

 
§ 29 

Inkrafttreten 
 
(1) Diese Prüfungsordnung tritt am ersten Tag des Monats in Kraft, der auf ihre Bekanntmachung im 

Verkündungsblatt der Hochschule Schmalkalden folgt. 
 
(2) Diese Prüfungsordnung gilt erstmals für Studierende, die ihr Studium im Wintersemester 2025/26 im 

Masterstudiengang Elektrotechnik und Informationstechnik an der Hochschule Schmalkalden aufgenommen 
haben. 

 
 
 
Schmalkalden, 16. Dezember 2026 
 

Prof. Dr. Gundolf Baier  
Präsident 
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Studienordnung  
für den Studiengang Elektrotechnik und Informationstechnik (Master of Science)  

an der Fakultät Elektrotechnik der Hochschule Schmalkalden 
 

vom 16. Dezember 2025 
 
Gemäß §§ 3 Abs. 1, 38 Abs. 3 des Thüringer Hochschulgesetzes (ThürHG) vom 10. Mai 2018 (GVBl. S. 149), zuletzt 
geändert durch Artikel 31 des Gesetzes vom 2. Juli 2024 (GVBl. S. 277) in Verbindung mit §§ 16 Abs. 1 Satz 2 Nr. 
1, 21 Abs. 1 Satz 4 Nr. 4, 22 Abs. 3 der Grundordnung der Hochschule Schmalkalden vom 11. April 2019 
(Thüringer Staatsanzeiger Nr. 18/2019, S. 807) erlässt die Hochschule Schmalkalden auf der Grundlage der vom 
Präsidenten am 16. Dezember 2025 genehmigten Prüfungsordnung für den Masterstudiengang Elektrotechnik 
und Informationstechnik folgende Studienordnung für den Masterstudiengang Elektrotechnik und 
Informationstechnik. Der Rat der Fakultät Elektrotechnik hat am 22. Januar 2025 die Studienordnung 
beschlossen; die Zentrale Studienkommission hat dieser am 16. April 2025 zugestimmt. Der Präsident der 
Hochschule Schmalkalden hat mit Erlass vom 16. Dezember 2025 die Studienordnung genehmigt. 
 
 
Inhaltsverzeichnis 
 
§ 1  Grundsätzliches 
§ 2  Allgemeine Zulassungs- und Studienvoraussetzungen 
§ 3  Ziele und Inhalte des Studienganges 
§ 4  Aufbau des Studiums 
§ 5  Arten von Lehrveranstaltungen 
§ 6  Studienleistungen 
§ 7  Härtefälle 
§ 8  Gleichstellungsklausel 
§ 9  Inkrafttreten 
 
Anlage 1    Studienprogramm 
Anlagen 2.1 bis 2.2 Wahlpflichtmodule Elektrotechnik und Informationstechnik 
 

§ 1  
Grundsätzliches 

 
Diese Studienordnung regelt in Verbindung mit der gültigen Prüfungsordnung Ziele, Inhalt und Aufbau des 
Masterstudienganges Elektrotechnik und Informationstechnik an der Hochschule Schmalkalden. 

 
§ 2 

Allgemeine Zulassungs- und Studienvoraussetzungen 
 

Zur Aufnahme des Studiums im Masterstudiengang Elektrotechnik und Informationstechnik der Hochschule 
Schmalkalden kann zugelassen werden, wer eine der folgenden Voraussetzungen nachweist: 

1. den Abschluss eines Bachelor of Science (B.Sc.) im Studiengang Elektrotechnik und Informationstechnik der 
Hochschule Schmalkalden oder 

 
 

2. den Abschluss eines Bachelor bei Erwerb von mindestens 210 Leistungspunkten oder einer abgeschlossenen 
Diplomprüfung im Studiengang Elektrotechnik oder im Studiengang Elektrotechnik und Informationstechnik 
oder Wirtschaftsingenieurwesen mit Schwerpunkt Elektrotechnik oder mit Schwerpunkt Elektrotechnik und 
Informationstechnik oder in gleichwertigen Studiengängen an einer Hochschule im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes oder an einer staatlichen bzw. staatlich anerkannten Berufsakademie 

 

mit insgesamt gutem Erfolg erreicht hat. Bei Bewerbern, die keine der vorgenannten Voraussetzungen erfüllen, 
entscheidet im Einzelfall der zuständige Prüfungsausschuss. 
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§ 3  
Ziele und Inhalte des Studienganges 

 

(1) Das Studium im Masterstudiengang Elektrotechnik und Informationstechnik befähigt die Absolventen zur 
Ausübung der Tätigkeit eines Master of Science (M. Sc.) in einem ingenieurwissenschaftlichen Beruf. Der 
Studiengang Elektrotechnik und Informationstechnik verbindet Ausbildungskonzepte der Elektrotechnik mit 
den Ausbildungskonzepten der Elektrotechnik und Informationstechnik, so dass der zunehmenden 
Bedeutung der Elektrotechnik und Informationstechnik im Ingenieurberuf Rechnung getragen wird. Die 
Studierenden werden so auf Ingenieurberufe vorbereitet, die durch die Einheit von Informations- und 
Energieaspekten bei der Informationsbereitstellung, Informationsübertragung und Informations-
verarbeitung in komplexen Systemen geprägt sind. Als Absolvent des Studienganges Elektrotechnik und 
Informationstechnik bieten sich somit weitreichende Einsatzgebiete in nahezu allen Branchen der modernen 
Industriegesellschaft. Die Studierenden erhalten in dem nach modernen Lehrkonzepten aufgebauten 
Studium fundierte Kenntnisse und Fertigkeiten von in der Praxis und wissenschaftlichen Forschung 
bewährten Methoden, Verfahren und Techniken des Fachgebietes, so dass mit hoher Kompetenz die zu 
erwartenden Anforderungen an den Beruf erfüllt werden können.  

 Das Studium vermittelt:  

• über ein Bachelorstudium hinausgehende Kenntnisse zu den Grundlagen und zu wichtigen 
Anwendungsgebieten der Elektrotechnik sowie Elektrotechnik und Informationstechnik, 

• das Erfassen und Realisieren von komplexen Aufgaben und Problemstellungen aus der Elektrotechnik 
und Elektronik unter Einbeziehung wirtschaftswissenschaftlicher Aspekte,   

• die Fertigkeiten, selbständig energie- und informationsverarbeitende Systeme zu entwickeln und die 
adäquaten Methoden, Hilfsmittel und sozialkommunikativen Kompetenzen zum Betreiben dieser 
Systeme, 

• die Fertigkeiten, die Bedeutung und mögliche Wirkung von energie- und informationsverarbeitenden 
Systemen im Anwendungskontext aus verschiedenen Perspektiven zu beurteilen, 

• das selbständige und teamorientierte Arbeiten, 

• das Erfassen praktischer, theoretischer und technischer Zusammenhänge,  

• das Verfolgen der Fachliteratur zur selbständigen Weiterbildung und die Fähigkeit zu wissenschaftlicher 
Arbeit. 

(2) Berufliche Arbeitsfelder von Absolventen liegen auf den Gebieten Entwicklung, Planung, Betrieb, Wartung 
und Vermarktung moderner energie- und informationstechnischer Geräte und Systeme. 

 
(3) Das erfolgreich abgeschlossene Studium im Masterstudiengang Elektrotechnik und Informationstechnik 

befähigt zur Aufnahme eines Promotionsstudiums. 
 

§ 4 
Aufbau des Studiums 

 
(1) Das Studium umfasst drei Studiensemester und gliedert sich in zwei theoretische Studiensemester und ein 

Semester zur Anfertigung der Masterarbeit. 
 
(2) Alternativ kann das Studium in einem Teilzeitmodell absolviert werden. Dann umfasst das Studium 6 

Studiensemester und gliedert sich in 5 theoretische Studiensemester und ein Studiensemester zur 
Anfertigung der Masterarbeit. Im Teilzeitmodell beschränkt sich die Präsenzzeit zum Besuch der 
Lehrveranstaltungen der theoretischen Studiensemester auf einen konkreten Wochentag. 

 
(3) In den theoretischen Studiensemestern ist neben dem Besuch der Lehrveranstaltungen eine Projektarbeit zu 

bearbeiten. 
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(4) In besonders begründeten Fällen kann der Fakultätsrat beschließen, einzelne Fächer zwischen den 
theoretischen Studiensemestern auszutauschen. 

 
(5) Im Studium sind von allen Studierenden die Pflichtmodule gemäß Anlage 1 im Umfang von 20 

Leistungspunkten und eine entsprechende Anzahl von Wahlpflichtmodulen zu belegen. Es sind technische 
Wahlpflichtmodule aus dem Katalog der Anlagen 2.1 und 2.2 im Gesamtumfang von mindestens 30 
Leistungspunkten auszuwählen. 

 
(6) Die Auswahl eines Studienmodells gemäß den Anlagen 2.1 und 2.2 dieser Studienordnung ist optional. 

Werden mindestens 4 Module eines Studienmodells gewählt, kann die Bezeichnung dieses Modells auf dem 
Zeugnis ausgewiesen werden.    

 
(7) Der Fakultätsrat der Fakultät Elektrotechnik entscheidet rechtzeitig vor Beginn des Semesters, welche 

Wahlpflichtfächer angeboten werden. Wahlpflichtfächer, die von weniger als zehn Studierenden gewählt 
werden, können abgesetzt werden. 

 
(8) Die Vorlesungssprache ist Deutsch. Einzelne Lehrveranstaltungen können in englischer Sprache angeboten 

werden. Die Masterarbeit kann in deutscher oder in englischer Sprache verfasst werden. 
 

§ 5 
Arten von Lehrveranstaltungen 

 
(1) Im Studiengang Elektrotechnik und Informationstechnik können Lehrveranstaltungen in folgender Form 

durchgeführt werden:   
 

1. Vorlesung 
Zusammenhängende Darstellung und Vermittlung von Grund- und Spezialwissen sowie 
wissenschaftlicher Methoden   

 

2. Seminaristische Vorlesung 
   Die Lehrinhalte werden hier durch enge Verbindungen des Vortrages mit dessen exemplarischer 

Vertiefung erarbeitet. Der Lehrende vermittelt und entwickelt den Lehrstoff unter Beteiligung der 
Studierenden.  

 

3. Seminar 
Erarbeiten wissenschaftlicher Erkenntnisse oder Beurteilung vorwiegend neuer Problemstellungen mit 
wissenschaftlichen Methoden durch überwiegend von Studierenden vorbereitete Beiträge   

 

4. Übung 
Durcharbeiten von Lehrstoffen; Vermittlung grundlegender Kenntnisse und Fertigkeiten; Vertiefung von 
Methodenkenntnissen durch Lösung exemplarischer Aufgaben, die in Einzel- oder Gruppenarbeit gelöst 
werden  

5. Laborpraktikum 
Förderung der Erfahrungsbildung im Umgang mit Geräten und Systemen durch praktische Anwendung 
von Methodenwissen bei Analyse, Entwicklung, Realisierung und Wartung; in einem Laborpraktikum ist 
in der Regel eine Studienleistung zu erbringen (§ 6) 

 

6. Projektarbeit 
selbständiges Lösen einer komplexen Aufgabenstellung, die das Wissen eines ganzen Fachgebietes 
beinhalten kann; dabei kann ein ganzes Spektrum von Methoden zur Anwendung gebracht werden; die 
gestellten Aufgaben werden im Rahmen von Projektgruppen gelöst 

     
(2) Laborpraktika sind aus Betreuungs- und Sicherheitsgründen in der Regel in der Teilnehmerzahl beschränkt. 

Weitergehende Festlegungen zur Organisation der Laborpraktika sind gegebenenfalls in den Ordnungen der 
sie tragenden Labore enthalten. 
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§ 6  
Studienleistungen 

 
(1) Für alle ausgewiesenen Laborpraktika, außer denen, in denen eine alternative Prüfungsleistung laut 

Prüfungsordnung zu erbringen ist, ist je eine Studienleistung zu erbringen. 
 
(2) Die nach Absatz 1 zu erbringenden Studienleistungen sind in der Regel schriftliche Ausarbeitungen 

(Protokolle) über die in den Laborpraktika durchzuführenden Praktikumsversuche, die bewertet, in der Regel 
jedoch nicht benotet werden (unbenoteter Schein). 

 
§ 7 

Härtefälle 
 
Sollten Regelungen dieser Studienordnung Belange von Studierenden mit Kinderbetreuungs- und 
Pflegepflichten sowie von Studierenden mit Behinderungen oder chronischen Erkrankungen unangemessen 
beeinträchtigen hat der Prüfungsausschuss auf Antrag Möglichkeiten zur Abhilfe zu prüfen.  
 

§ 8 
Gleichstellungsklausel 

 
Status- und Funktionsbezeichnungen dieser Ordnung gelten jeweils für alle Geschlechter. 

 
§ 9  

Inkrafttreten 
 
(1) Diese Studienordnung tritt am ersten Tag des Monats in Kraft, der auf ihre Bekanntmachung im 

Verkündungsblatt der Hochschule Schmalkalden folgt. 
 
(2) Diese Studienordnung gilt erstmals für Studierende, die ihr Studium im Wintersemester 2025/26 im 

Masterstudiengang Elektrotechnik und Informationstechnik an der Hochschule Schmalkalden aufgenommen 
haben. 

 
 
Schmalkalden, 16. Dezember 2025 
 

Prof. Dr. Gundolf Baier  
Präsident 
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Studiengang Elektrotechnik und Informationstechnik (Master) 

   
  Anlage 1     Studienprogramm - empfohlener Ablauf 

 
 
 

Module 1. Studiensemester  
CP 

2. Studiensemester  
CP 

3. St. - Semester Summe 
CP 

Fachprüfungen 
V Ü P LN V Ü P LN SWS LN CP 

Pflichtmodule                
Mathematische Methoden       4 0 0 PM 5    5 Mathematische Methoden 
Management 4 0 0 PS 5         5 Management 
Theoretische Elektrotechnik 2 2 0 PS 5         5 Theoretische Elektrotechnik 
Systemtheorie und Signalverarbeitung 3 0 1 PM,SL 5         5 Systemtheorie und Signalverarbeitung 
Projektarbeit 0 0 4  5 0 0 4 APL 5    10 Projektarbeit 
Masterarbeit            PS 18 18  

Masterarbeit Kolloquium            PM 12 12 
Wahlpflichtmodule 8  10 16  20    30  
Summe CP   30   30   30 90  
SWS 24 24 0 48 

 
 

V  Vorlesung          LN  Leistungsnachweis           APL alternative Prüfungsleistung 
Ü  Übung           PS   Prüfungsleistung schriftlich       PM  Prüfungsleistung mündlich 
P  Praktikum         SL  Studienleistung 
CP Kreditpunkte         Die Praktika werden mit je einer Studienleistung (unbenoteter Schein) abgeschlossen 
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Studiengang Elektrotechnik und Informationstechnik (Master) 
 
 
        Anlage 2.1     Wahlpflichtmodule Studienmodell „Autonome Systeme“ 
 
 

Module  Fachprüfungen 
V Ü P LN CP 

Eingebettete Systeme  4 0 0 PM 5 Eingebettete Systeme 
Software Engineering und KI 4 0 0 PM 5 Software Engineering und KI 
Produktentwicklung 4 0 0 PM 5 Produktentwicklung 
Elektronische Steuerungs- und Regelungssysteme 4 0 0 PM 5 Elektronische Steuerungs- und Regelungssysteme 
Antriebstechnik 2 1 1 PM, SL 5 Antriebstechnik 
Leistungselektronik 4 0 0 PM 5 Leistungselektronik 
Sensor Systems 3 1 0 PM 5 Sensor Systems 
Automatisierte Fertigungssysteme 4 0 0 PM 5 Automatisierte Fertigungssysteme 
Applied Machine Learning 3 0 1 PS,SL 5 Applied Machine Learning 
Robotic Vision 4 0 0 PM 5 Robotic Vision 
Automation Control 4 0 0 APL 5 Automation Control 
Navigation 4 0 0 PM 5 Navigation 

 
 
  V  Vorlesung          LN  Leistungsnachweis           APL alternative Prüfungsleistung 
  Ü  Übung           PS   Prüfungsleistung schriftlich       PM  Prüfungsleistung mündlich 
  P  Praktikum         SL  Studienleistung 
  CP  Kreditpunkte         Die Praktika werden mit je einer Studienleistung (unbenoteter Schein) abgeschlossen 
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 Studiengang Elektrotechnik und Informationstechnik (Master) 
 
       Anlage 2.2     Wahlpflichtmodule Studienmodell „Mikrosystemtechnik“ 
 
 

Module  Fachprüfungen 
V Ü P LN CP 

Eingebettete Systeme  4 0 0 PM 5 Eingebettete Systeme 
Software Engineering und KI 4 0 0 PM 5 Software Engineering und KI 
Produktentwicklung 4 0 0 PM 5 Produktentwicklung 
Leistungselektronik 4 0 0 PM 5 Leistungselektronik 
Sensor Systems 3 1 0 PM 5 Sensor Systems 
Micro-Electro-Mechanical Systems – Technol. u. Appl. 4 0 0 PS 5 Micro-Electro-Mechanical Systems – Technol. u. Appl. 
System Theory 3 1 0 PS 5 System Theory 
Communication Systems 4 0 0 PS 5 Communication Systems 
Digital Signal Processing for Engineering Application 4 0 0 PS 5 Digital Signal Processing for Engineering Application 
Integrierte Mixed-Signal-Schaltungen 2 2 0 PM 5 Integrierte Mixed-Signal-Schaltungen 

 
 
  V  Vorlesung          LN  Leistungsnachweis           APL alternative Prüfungsleistung 
  Ü  Übung           PS   Prüfungsleistung schriftlich       PM  Prüfungsleistung mündlich 
  P  Praktikum         SL  Studienleistung 
  CP  Kreditpunkte         Die Praktika werden mit je einer Studienleistung (unbenoteter Schein) abgeschlossen 
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Prüfungsordnung 
für den berufsbegleitenden, der Weiterbildung dienenden Studiengang  

Wirtschaftsingenieurwesen und Digitalisierung (Bachelor of Engineering) 
an der Fakultät Elektrotechnik der Hochschule Schmalkalden 

 
vom 16. Dezember 2025 

 
 

Gemäß §§ 3 Abs. 1, 38 Abs. 3 des Thüringer Hochschulgesetzes (ThürHG) vom 10. Mai 2018 (GVBl. S. 149), zuletzt 
geändert durch Artikel 31 des Gesetzes vom 2. Juli 2024 (GVBl. S. 277) in Verbindung mit §§ 16 Abs. 1 Satz 2 Nr. 
1, 21 Abs. 1 Satz 4 Nr. 4, 22 Abs. 3 der Grundordnung der Hochschule Schmalkalden vom 11. April 2019 
(Thüringer Staatsanzeiger Nr. 18/2019, S. 807) erlässt die Hochschule Schmalkalden folgende Prüfungsordnung 
für den berufsbegleitenden, der Weiterbildung dienenden Bachelorstudiengang Wirtschaftsingenieurwesen und 
Digitalisierung. Der Rat der Fakultät Elektrotechnik hat am 22. Januar 2025 die Prüfungsordnung beschlossen; 
die Zentrale Studienkommission hat dieser am 16. April 2025 zugestimmt. Der Präsident der Hochschule 
Schmalkalden hat mit Erlass vom 16. Dezember 2025 die Prüfungsordnung genehmigt. 
 
Inhaltsverzeichnis 
 
§   1  Geltungsbereich 
§   2  Regelstudienzeit und Leistungsumfang 
§   3  Praxisprojekt (Praktikum) 
§   4  Prüfungsaufbau 
§   5  An- und Abmeldung zu Modulprüfungen 
§   6  Prüfungsleistungen 
§   7  Bewertung der Prüfungsleistungen und Bildung der Noten 
§   8   Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß 
§   9   Bestehen und Nichtbestehen 
§ 10    Wiederholung der Prüfungsleistungen 
§ 11   Anrechnung von Studienzeiten, Leistungspunkten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen 
§ 12   Prüfungsausschuss der Fakultät 
§ 13   Prüfer und Beisitzer 
§ 14   Zuständigkeiten 
§ 15   Zweck und Durchführung der Bachelorprüfung 
§ 16   Art und Umfang der Bachelorprüfung  
§ 17   Ausgabe und Bearbeitungszeit der Bachelorarbeit 
§ 18   Abgabe, Bewertung und Wiederholung der Bachelorarbeit, Kolloquium 
§ 19    Bildung der Gesamtnote, Zeugnis und Diploma Supplement   
§ 20   Bachelorgrad und Bachelorurkunde     
§ 21   Ungültigkeit der Bachelorprüfung 
§ 22   Einsicht in die Prüfungsakte 
§ 23   Schutzfristen nach dem Mutterschutzgesetz, Elternzeit sowie Pflegezeiten 
§ 24   Gleichstellungsklausel  
§ 25   Inkrafttreten 
 
Anlage: Art der Prüfungsleistungen  

 
§ 1 

Geltungsbereich 
 

Diese Prüfungsordnung nach § 55 ThürHG gilt für den berufsbegleitenden, der Weiterbildung dienenden 
Studiengang Wirtschaftsingenieurwesen und Digitalisierung mit dem Abschluss Bachelor of Engineering an der 
Fakultät Elektrotechnik der Hochschule Schmalkalden. 
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§ 2 
Regelstudienzeit und Leistungsumfang 

 
(1) Die Regelstudienzeit beträgt acht Semester. Sie umfasst sechs theoretische Studiensemester, ein 

Praxisprojekt (im 7. und teilweise im 8. Semester) und die Bachelorarbeit (im 8. Semester). Zeiten der 
Beurlaubung nach § 8 der lmmatrikulationsordnung der Hochschule Schmalkalden bleiben bei der 
Berechnung der Regelstudienzeit unberücksichtigt. Dies gilt ebenso für Zeiten des Mutterschutzes, der 
Elternzeit und der Pflegezeit. 

 

(2) Es sind 180 ECTS-Kreditpunkte zu erwerben.  
 

(3) Der Studiengang Wirtschaftsingenieurwesen und Digitalisierung (Bachelor of Engineering) ist ein 
berufsbegleitender, der Weiterbildung dienender Studiengang mit einer Kombination aus Selbststudien- und 
Präsenzzeit, der mit dem Bachelorabschluss endet. 

 
§ 3 

Praxisprojekt (Praktikum) 
 
(1) In das Studium ist ein Praxisprojekt (Praktikum) integriert, das im siebten Semester zu absolvieren und im 8. 

Semester fortzuführen ist und insgesamt 900 Stunden umfasst.     
 
(2) Für das erfolgreich absolvierte Praxisprojekt (Praktikum) erhält der Studierende insgesamt 30 ECTS-

Kreditpunkte. Näheres regelt die Praktikumsordnung für den berufsbegleitenden, der Weiterbildung 
dienenden Studiengang Wirtschaftsingenieurwesen und Digitalisierung (Bachelor of Engineering) an der 
Fakultät Elektrotechnik der Hochschule Schmalkalden.    

 
§ 4 

Prüfungsaufbau 
 

(1) Die Bachelorprüfung besteht aus Modulprüfungen, dem Praxisprojekt (Praktikum) sowie aus der Bachelor-
arbeit und dem Kolloquium.  

 
(2) Modulprüfungen werden als Prüfungsleistungen studienbegleitend abgenommen. 
 
(3) Eine Prüfungsleistung wird bewertet und nach § 7 benotet.  

 
§ 5 

An- und Abmeldung zu Modulprüfungen 
 
(1) An den Modulprüfungen kann nur teilnehmen, wer an der Fakultät Elektrotechnik der Hochschule 

Schmalkalden für den berufsbegleitenden, der Weiterbildung dienenden Studiengang 
Wirtschaftsingenieurwesen und Digitalisierung (Bachelor of Engineering) das ganze Semester, in dem die 
jeweilige Modulprüfung vorgesehen ist, aufgrund einer der in § 2 Abs. 1 bis 3 der Studienordnung geregelten 
Voraussetzungen eingeschrieben ist. 

 
(2) Die Anmeldung zu einer Modulprüfung erfolgt automatisch beim Zentralen Prüfungsamt zu Beginn des 

Semesters, in dem die Modulprüfung vorgesehen ist. Im Fall einer Wiederholungsprüfung erfolgt die 
Anmeldung beim Zentralen Prüfungsamt ebenfalls automatisch zum nächstmöglichen Termin. Eine 
Abmeldung ist bis zum dritten Werktag vor dem festgelegten Prüfungstermin möglich. Sie ist dem Zentralen 
Prüfungsamt gegenüber zu erklären. 

 
(3) Die Zulassung zu einer Modulprüfung darf nur abgelehnt werden, wenn 
 a)  die in Absatz 1 genannten Voraussetzungen nicht erfüllt sind oder 
      b)  der Kandidat die Bachelorprüfung in dem gewählten Studiengang endgültig nicht bestanden hat oder sich 

in dem gewählten Studiengang in einem noch nicht abgeschlossenen Prüfungsverfahren befindet. 
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§ 6 
Prüfungsleistungen 

 
(1) Prüfungsleistungen sind in Form einer Klausur, durch schriftliche Projektarbeiten oder durch 

berufsintegrierende Studienelemente zu erbringen. Das Nähere wird in der Modulbeschreibung bestimmt. 
In den Prüfungsleistungen soll der Kandidat nachweisen, dass er in begrenzter Zeit und mit begrenzten 
Hilfsmitteln mit den gängigen Methoden des Prüfungsfaches Aufgaben lösen und Themen mit anerkannten 
wissenschaftlichen Methoden bearbeiten kann.  

 
(2) Klausuren dürfen nicht überwiegend nach dem Multiple-Choice-Verfahren aufgebaut sein. Ihre Dauer beträgt 
 90 Minuten. 
 
(3) Schriftliche Projektarbeiten sollen 15 bis 25 Seiten umfassen. Ihnen ist eine Versicherung beizufügen, dass 

die Arbeit selbständig verfasst wurde und keine anderen als die angegebenen Quellen benutzt worden sind.   
 
(4) Berufsintegrierende Elemente sind während der Arbeitszeit zu erbringen. Es handelt sich dabei um themen- 
 begleitende Projektaufgaben, die als Case Studies oder in ähnlicher Form in Fachmodule integriert sind und 

insgesamt 180 Stunden umfassen. Die Ergebnisse fließen in die anzufertigenden Projektarbeiten ein.  
 
(5) Macht der Kandidat glaubhaft, dass er wegen länger andauernder oder ständiger körperlicher Behinderung 

oder Erkrankung nicht in der Lage ist, Prüfungsleistungen ganz oder teilweise in der vorgesehenen Form 
abzulegen, so wird dem Kandidaten gestattet, die Prüfungsleistungen innerhalb einer verlängerten Bearbei-
tungszeit oder gleichwertige Prüfungsleistungen in einer anderen Form zu erbringen. Dazu kann die Vorlage 
eines ärztlichen Attestes verlangt werden. 

 
(6) Die Prüfungssprache ist Deutsch, es sei denn, in der jeweiligen Modulbeschreibung ist Englisch als 

Prüfungssprache festgelegt. Sofern Prüfungsleistungen in elektronischer Form erbracht werden, gilt die 
Satzung zur Regelung fachübergreifender Bestimmungen für Prüfungsverfahren in elektronischer Form oder 
in elektronischer Kommunikation an der Hochschule Schmalkalden (Online-Prüfungs-Satzung).  

 
§ 7 

Bewertung der Prüfungsleistungen und Bildung der Noten 
 
(1)  Die Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen werden von den jeweiligen Prüfern innerhalb von zwei 

Monaten nach der Prüfung festgesetzt. Für die Bewertung der Prüfungsleistungen sind folgende Noten zu 
verwenden: 
 

1  =  sehr gut    = hervorragende Leistung 
2  =  gut     = eine Leistung, die erheblich über den durchschnittlichen Anforderungen liegt 
3  =  befriedigend  = eine Leistung, die durchschnittlichen Anforderungen entspricht 
4  =  ausreichend  = eine Leistung, die trotz ihrer Mängel noch den Anforderungen entspricht 
5  =  nicht ausreichend = eine Leistung, die wegen erheblicher Mängel den Anforderungen nicht mehr  

        genügt. 
 
(2)  Zur differenzierten Bewertung der Prüfungsleistungen können einzelne Noten um 0,3 auf Zwischenwerte 

erhöht oder erniedrigt werden; die Noten 0,7; 4,3; 4,7 und 5,3 sind dabei ausgeschlossen. Es wird nur die 
erste Dezimalstelle hinter dem Komma berücksichtigt; alle weiteren Stellen werden ohne Rundung 
gestrichen. Die Gesamtnote lautet: 
 

bei einem Durchschnitt bis einschließlich 1,5    = sehr gut 
bei einem Durchschnitt von 1,6 bis einschließlich 2,5  = gut 
bei einem Durchschnitt von 2,6 bis einschließlich 3,5  = befriedigend 
bei einem Durchschnitt von 3,6 bis einschließlich 4,0  = ausreichend. 
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§ 8 
Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß 

 
(1) Die Prüfungsleistung gilt als mit „nicht ausreichend” (5,0) bewertet, wenn der Kandidat einen für ihn 

bindenden Prüfungstermin ohne triftigen Grund versäumt oder wenn er von einer Prüfung, die er angetreten 
hat, ohne triftigen Grund zurücktritt. Dasselbe gilt, wenn eine Prüfungsleistung nicht innerhalb der 
vorgegebenen Bearbeitungszeit erbracht wird. 

 
(2) Der für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend gemachte Grund muss dem Prüfungsausschuss der 

Fakultät unverzüglich schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht werden. Bei Krankheit des Kandidaten, 
eines von ihm zu versorgenden Kindes oder pflegebedürftigen Angehörigen hat der Kandidat unverzüglich 
ein ärztliches Attest vorzulegen. Wird der Grund anerkannt, ist die Prüfungsleistung zum nächstmöglichen 
Termin, d. h. in der Regel im Rahmen der Prüfungstermine des jeweils folgenden Studienjahres, zu 
wiederholen. 

 
(3) Versucht der Kandidat das Ergebnis seiner Prüfungsleistung durch Täuschung oder Mitführung nicht 

zugelassener Hilfsmittel zu beeinflussen, wird die betreffende Leistung mit „nicht ausreichend” (5,0) 
bewertet. Ein Kandidat, der den ordnungsgemäßen Ablauf einer Prüfung stört, kann von dem jeweiligen 
Prüfer oder Aufsichtführenden von der Fortsetzung der Prüfungsleistung ausgeschlossen werden. In diesem 
Fall wird die Leistung mit „nicht ausreichend” (5,0) bewertet. 

 
(4) Der Kandidat kann innerhalb der ersten zwei Monate des folgenden Semesters verlangen, dass die 

Entscheidungen nach Absatz 3 vom Prüfungsausschuss der Fakultät Elektrotechnik überprüft werden. 
Entscheidungen sind dem Kandidaten unverzüglich schriftlich mitzuteilen. Im Falle einer Entscheidung zu 
Ungunsten des Kandidaten ist diese zu begründen und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen.  

 

§ 9 
Bestehen und Nichtbestehen 

 
(1) Eine Modulprüfung ist bestanden, wenn die Prüfungsleistung mindestens mit der Note „ausreichend” (4,0) 

bewertet wurde. Für jede bestandene Modulprüfung erhält der Kandidat die in der Anlage 1 der 
Studienordnung aufgeführten ECTS-Kreditpunkte.  

 
(2) Die Bachelorprüfung ist bestanden, wenn alle Modulprüfungen bestanden und damit 135 ECTS-Kreditpunkte 

in Modulprüfungen erreicht wurden, das Praxisprojekt (Praktikum) bestanden und damit 30 ECTS-
Kreditpunkte erreicht wurden sowie die Bachelorarbeit und das Kolloquium (insgesamt 15 ECTS-
Kreditpunkte) mindestens mit „ausreichend“ (4,0) bewertet wurden. Die Bachelorprüfung ist endgültig nicht 
bestanden, sobald eine Modulprüfung, die Bachelorarbeit oder das Kolloquium endgültig nicht bestanden 
ist. 

    
(3)  Prüfungsergebnisse sind unter Einhaltung des Datenschutzes in geeigneter Weise bekannt zu geben. Hat der 

Kandidat eine Modulprüfung nicht bestanden, wird er darüber informiert. Er erhält auch Auskunft darüber, 
ob und ggf. in welchem Umfang und in welcher Frist die Modulprüfung wiederholt werden kann. 

 
(4)  Hat der Kandidat die Bachelorprüfung nicht bestanden, wird ihm auf Antrag und gegen Vorlage der 

entsprechenden Nachweise sowie der Exmatrikulationsbescheinigung eine Bescheinigung ausgestellt, 
welche die erbrachten Prüfungsleistungen und deren Noten sowie die noch fehlenden Prüfungsleistungen 
enthält und erkennen lässt, dass die Bachelorprüfung nicht bestanden ist. 

 

§ 10 
Wiederholung der Prüfungsleistungen 

 
(1) Nicht bestandene Prüfungsleistungen können höchstens zweimal wiederholt werden. Die Wiederholung 

einer bestandenen Prüfungsleistung ist nicht zulässig. 
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(2)  Eine nicht bestandene Prüfungsleistung soll spätestens im Rahmen der Prüfungstermine des jeweils 
folgenden Studienjahres wiederholt werden. Eine Modulprüfung gilt als endgültig nicht bestanden, wenn eine 
Prüfungsleistung dreimal mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet wurde.  

 
(3) Den Studierenden ist mindestens einmal pro Studienjahr die Gelegenheit zu bieten, alle Prüfungsleistungen 

zu erbringen. 
 
(4) Prüfungsleistungen sind im Fall der letzten möglichen Wiederholungsprüfung von zwei Prüfern zu bewerten. 

Bewerten beide Prüfer die Leistung mindestens mit der Note „ausreichend“ (4,0), ergibt sich die Note aus 
dem arithmetischen Mittel der Einzelnoten. Eine Rundung erfolgt nach § 7 Absatz 2 Satz 2. Bewerten beide 
Prüfer die Leistung mit der Note „nicht ausreichend“ (5,0), so ist sie nicht bestanden. Bewertet ein Prüfer die 
Leistung mindestens mit der Note „ausreichend“ (4,0) und ein Prüfer die Leistung mit der Note „nicht 
ausreichend“ (5,0), wird durch den Prüfungsausschuss der Fakultät ein dritter Prüfer bestellt. Bewerten zwei 
von drei Prüfern die Arbeit mit der Note „nicht ausreichend“ (5,0), so ist sie nicht bestanden. In allen anderen 
Fällen ergibt sich die Note aus dem arithmetischen Mittel der drei Einzelnoten, wobei mindestens die Note 
„ausreichend“ (4,0) zu erreichen ist. Eine Rundung erfolgt nach § 7 Absatz 2 Satz 2.          

 
§ 11 

Anrechnung von Studienzeiten, Leistungspunkten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen  
 
(1) Studienzeiten, Leistungspunkte, Studienleistungen und Prüfungsleistungen, die an anderen in- oder 

ausländischen staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschulen und staatlichen oder staatlich 
anerkannten Berufsakademien oder in anderen Studiengängen an der Hochschule Schmalkalden erbracht 
wurden werden auf Antrag angerechnet, sofern durch die Hochschule keine wesentlichen Unterschiede 
hinsichtlich der erworbenen Kompetenzen (Lernergebnisse) gegenüber dem Antragsteller nachgewiesen 
werden können. Über die Anrechnung entscheidet der zuständige Prüfungsausschuss. Bei der Anrechnung 
von Studienzeiten, Leistungspunkten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen, die außerhalb der 
Bundesrepublik Deutschland erbracht wurden, sind die von der Kultusministerkonferenz und 
Hochschulrektorenkonferenz gebilligten Äquivalenzvereinbarungen sowie Absprachen im Rahmen von 
Hochschulpartnerschaften zu beachten.  

 
(2) Werden Studien- und Prüfungsleistungen angerechnet, sind die ECTS-Kreditpunkte sowie die Noten – soweit 

die Notensysteme vergleichbar sind – zu übernehmen und in die Berechnung der Gesamtnote 
einzubeziehen. Bei unvergleichbaren Notensystemen wird der Vermerk „bestanden" aufgenommen. Eine 
Kennzeichnung der Anrechnung im Zeugnis ist zulässig.  

 
(3) Die Anrechnung von außerhochschulisch erworbenen Kenntnissen und Fähigkeiten regelt die Satzung zur 

Anrechnung außerhalb von Hochschulen erworbener Kenntnisse und Fähigkeiten der Hochschule 
Schmalkalden. 

 
(4) Bei Vorliegen der Voraussetzungen der Absätze 1 bis 3 besteht ein Rechtsanspruch auf Anrechnung. Die 

Anrechnung von Studienzeiten, Leistungspunkten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen sowie des 
Praxisprojekts (Praktikum) erfolgt auf Antrag an den zuständigen Prüfungsausschuss. Diesem Antrag sind die 
für eine Entscheidung erforderlichen Unterlagen beizufügen. Bei Versagung der Anerkennung ist dies zu 
begründen und der Antragsteller ist über Maßnahmen zu unterrichten, die er ergreifen kann, um die 
Anerkennung zu einem späteren Zeitpunkt zu erlangen.  

 

§ 12 
Prüfungsausschuss der Fakultät 

 
(1) Für die Organisation von Bachelorprüfungen sowie die aus dieser Prüfungsordnung erwachsenden weiteren 

Aufgaben ist der Prüfungsausschuss der Fakultät Elektrotechnik zuständig. Ihm gehören drei Professoren 
und ein studentisches Mitglied der Fakultät Elektrotechnik sowie ein Mitglied des Zentrums für Weiterbildung 
der Hochschule Schmalkalden an. Die Amtszeit der Mitglieder beträgt drei Jahre. Für studentische Mitglieder 
beträgt die Amtszeit ein Jahr. 
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(2) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses sowie deren Stellvertreter werden vom Rat der Fakultät 
Elektrotechnik bestellt. Der Prüfungsausschuss der Fakultät Elektrotechnik wählt aus der Mitte der ihm durch 
Bestellung   angehörenden Professoren den Vorsitzenden und seinen Stellvertreter. Der Vorsitzende führt 
im Regelfall die Geschäfte des Prüfungsausschusses. 

 
(3) Der Prüfungsausschuss der Fakultät Elektrotechnik achtet darauf, dass die Bestimmungen der Prüfungs-

ordnung eingehalten werden. Er berichtet regelmäßig der Fakultät Elektrotechnik über die Entwicklung der 
Prüfungsergebnisse sowie über die Verteilung der Modul- und Gesamtnoten. Der Prüfungsausschuss gibt 
Anregungen zur Reform der Studienordnung, des Studienplans und der Prüfungsordnung. 

 
(4) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht, der Abnahme der Prüfungsleistungen 

beizuwohnen. 
 
(5) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses unterliegen der Amtsverschwiegenheit. Sofern sie nicht im 

öffentlichen Dienst stehen, sind sie durch den Vorsitzenden zur Verschwiegenheit zu verpflichten. 
 

§ 13 
Prüfer und Beisitzer 

 
(1) Zu Prüfern werden nur Professoren und andere nach § 54 ThürHG prüfungsberechtigte Personen bestellt, 

die – sofern nicht zwingende Gründe eine Abweichung erfordern – in dem Fachgebiet, auf das sich die 
Prüfungsleistung bezieht, eine eigenverantwortliche, selbständige Lehrtätigkeit ausüben oder ausgeübt 
haben. Zum Beisitzer wird nur bestellt, wer die entsprechende Bachelorprüfung oder eine vergleichbare 
Prüfung abgelegt hat. 

 
(2) Die Namen der Prüfer sollen dem Kandidaten rechtzeitig bekanntgegeben werden. 
 
(3) Für die Prüfer gilt § 12 Absatz 5 entsprechend. 
 

§ 14 
Zuständigkeiten 

 
(1) Die Prüfer entscheiden über das Bestehen und Nichtbestehen der Prüfung (§ 9). 
 
(2)  Der Prüfungsausschuss der Fakultät entscheidet  
 

 1.  über die Folgen von Verstößen gegen Prüfungsvorschriften (§ 8), 
 2. über die Anrechnung von Studienzeiten, Leistungspunkten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen 
  (§ 11), 
 3. über die Bestellung der Prüfer und Beisitzer (§ 13) und  
 4. über Anträge auf Verlängerung der Bearbeitungszeit der Bachelorarbeit (§ 17 Abs. 3). 
 
(2) Soweit in dieser Prüfungsordnung nicht andere Bestimmungen getroffen sind, entscheidet der 

Prüfungsausschuss der Fakultät in Fragen der Prüfungsordnung. 

§ 15 
Zweck und Durchführung der Bachelorprüfung 

 
(1) Durch die Bachelorprüfung wird festgestellt, ob der Kandidat die Zusammenhänge seines Faches überblickt, 

die Fähigkeit besitzt, wissenschaftliche Methoden und Erkenntnisse anzuwenden und gründliche 
Fachkenntnisse erworben hat. 

 
(2) Die Modulprüfungen der Bachelorprüfung werden studienbegleitend im Zusammenhang mit den jeweiligen 

Lehrveranstaltungen durchgeführt.  
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§ 16 
Art und Umfang der Bachelorprüfung 

 
(1) Die Bachelorprüfung besteht aus Modulprüfungen, dem Praxisprojekt (Praktikum), der Bachelorarbeit und 

dem Kolloquium. Zu erwerben sind: 
 

 1. 135 ECTS-Kreditpunkte in den in der Anlage zur Studienordnung aufgeführten Modulen  
 2. 30 ECTS-Kreditpunkte in einem Praxisprojekt entsprechend den Vorgaben in § 3  
 3. insgesamt 15 ECTS-Kreditpunkte durch die Bachelorarbeit (12 ECTS-Kreditpunkte) und das Kolloquium            
     (3 ECTS-Kreditpunkte).  
 
(2) Gegenstand der Modulprüfungen sind die Stoffgebiete der den Prüfungsfächern nach Maßgabe der 

Studienordnung zugeordneten Lehrveranstaltungen. Die Art der Prüfungsleistung ergibt sich aus der in der 
Anlage zu dieser Prüfungsordnung beigefügten Tabelle.   

 
§ 17 

Ausgabe und Bearbeitungszeit der Bachelorarbeit 
 
(1) Die Bachelorarbeit soll zeigen, dass der Kandidat in der Lage ist, innerhalb einer vorgegebenen Frist ein 

Problem selbständig nach wissenschaftlichen Methoden zu bearbeiten.  
 
(2) Die Bachelorarbeit wird von einem Professor oder einer anderen, nach § 54 ThürHG prüfungsberechtigten 

hauptberuflich tätigen Person ausgegeben und betreut. Die Ausgabe der Bachelorarbeit erfolgt über den 
Prüfungsausschuss der Fakultät. Thema und Zeitpunkt sind aktenkundig zu machen. Der Kandidat kann 
Themenwünsche äußern. Die Ausgabe der Bachelorarbeit kann erst erfolgen, wenn der Kandidat mindestens 
120 ECTS in Modulprüfungen erworben hat.   

 
(3) Die Bearbeitungszeit der Bachelorarbeit beträgt 16 Wochen. Thema, Aufgabenstellung und Umfang der 

Bachelorarbeit sind vom Betreuer so zu begrenzen, dass die Frist zur Bearbeitung der Bachelorarbeit 
eingehalten werden kann. Die Bearbeitungszeit kann auf Antrag des Kandidaten aus Gründen, die er nicht 
zu vertreten hat, durch den Prüfungsausschuss der Fakultät Elektrotechnik um höchstens 6 Wochen 
verlängert werden. 

 
 § 18 

Abgabe, Bewertung und Wiederholung der Bachelorarbeit, Kolloquium 
 
(1) Die Bachelorarbeit ist fristgemäß in gebundener Form in zweifacher Ausfertigung sowie in geeigneter 

elektronischer Form beim Zentrum für Weiterbildung abzugeben. Der Abgabezeitpunkt ist aktenkundig zu 
machen. Bei Zusendung per Post gilt das Datum des Poststempels. Wird die Bachelorarbeit aus vom 
Kandidaten zu vertretenden Gründen nicht fristgemäß abgegeben, ist sie mit der Note „nicht ausreichend“ 
zu bewerten. 

 
(2) Bei der Abgabe hat der Kandidat schriftlich zu versichern, dass er seine Arbeit selbständig verfasst und keine 

anderen als die angegebenen Quellen und Hilfsmittel benutzt hat. Der Abgabezeitpunkt  ist aktenkundig zu 
machen. 

 

(3) Die Begutachtung und Bewertung erfolgt durch den Betreuer und einen weiteren Prüfer aus dem 
Studiengang Wirtschaftsingenieurwesen und Digitalisierung (Bachelor of Engineering). Die Note ergibt sich 
aus dem arithmetischen Mittel der Einzelnoten beider Prüfer. Eine Rundung erfolgt nach § 7 Abs. 2 Satz 2. 
Die Begutachtung muss spätestens drei Monate nach Abgabe abgeschlossen sein. Weichen die Noten der 
beiden Prüfer um mehr als zwei ganze Notenstufen (Differenz von 2,0) voneinander ab oder beurteilt einer 
der beiden Prüfer die Arbeit mit der Note „nicht ausreichend“ (5,0), wird durch den Prüfungsausschuss ein 
dritter Prüfer bestellt. Bewerten zwei von drei Prüfern die Prüfungsleistung mit der Note „nicht ausreichend“ 
(5,0), so ist sie nicht bestanden und wird mit der Note „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet. In allen anderen 
Fällen ergibt sich die Note aus dem arithmetischen Mittel der drei Einzelnoten, wobei mindestens die Note 
„ausreichend“ (4,0) zu erreichen ist. Eine Rundung erfolgt nach § 7 Absatz 2 Satz 2.     
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(4) Die Bachelorarbeit kann bei einer Bewertung, die schlechter als „ausreichend" (4,0) ist, oder bei nicht 
fristgerechter Abgabe nur einmal wiederholt werden.                                                                                                                 

 
(5) Für die bestandene Bachelorarbeit erhält der Kandidat 12 ECTS-Kreditpunkte. Die Bewertung der 

Bachelorarbeit geht mit acht Zehnteln in die Bewertung der Gesamtleistung „Bachelorarbeit und Kolloquium“ 
ein.  

 
(6) Im Rahmen eines Kolloquiums soll der Kandidat seine Bachelorarbeit erläutern. Das Kolloquium erstreckt 

sich auch auf Fragen aus dem gesamten Fachgebiet, dem die Bachelorarbeit entnommen ist. Es kann erst 
abgelegt werden, wenn 135 ECTS-Kreditpunkte in Modulprüfungen erreicht sind, das Praxisprojekt 
(Praktikum) bestanden ist und die Bachelorarbeit bestanden ist. Das Kolloquium wird vor dem 
betreuenden Professor in Gegenwart eines sachkundigen Beisitzers abgelegt. Die Dauer des Kolloquiums 
beträgt 30 Minuten. Der Kandidat erhält für das bestandene Kolloquium 3 ECTS-Kreditpunkte. 

 
(7) Das Kolloquium wird nach § 7 Absatz 1 bewertet. Die Bewertung des Kolloquiums geht mit zwei Zehnteln in 

die Bewertung der Gesamtleistung „Bachelorarbeit und Kolloquium“ ein. Ein nicht bestandenes Kolloquium 
kann einmal wiederholt werden. 

 
§ 19 

 Bildung der Gesamtnote, Zeugnis und Diploma Supplement 
 
(1) Die Gesamtnote ergibt sich wie folgt:  
 a) zu 90 Prozent aus der Gesamtnote der Modulprüfungen, gebildet aus den zu gleichen Teilen gewichteten   
          Einzelnoten der Modulprüfungen, § 7 Abs. 2 S. 2 gilt entsprechend, sowie  
 b) zu 10 Prozent aus der Gesamtleistung „Bachelorarbeit und Kolloquium“ gemäß § 18 Abs. 5 und 7. 
 
(2) Über die bestandene Bachelorprüfung erhält der Kandidat ein Zeugnis. In das Zeugnis werden die 

Modulnoten, der Nachweis über das bestandene Praxisprojekt (Praktikum), das Thema der Bachelorarbeit, 
die Note der Bachelorarbeit und des Kolloquiums sowie die Gesamtnote aufgenommen. Alle Noten werden 
in Worten und in Klammern dezimal mit einer Nachkommastelle angegeben.  

 
(3) Das Zeugnis trägt das Datum des Tages, an dem die letzte Prüfungsleistung (Kolloquium) erbracht worden 

ist. Es wird vom Dekan und dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses der Fakultät Elektrotechnik 
unterzeichnet. 

 
(4) Die Hochschule stellt ein Diploma Supplement (DS) entsprechend dem „Diploma Supplement Modell“ der 

Europäischen Union und der UNESCO aus. Als Darstellung des nationalen Bildungssystems ist der zwischen 
Kultusministerkonferenz und Hochschulrektorenkonferenz abgestimmte Text in der jeweils geltenden 
Fassung zu verwenden. Sobald eine hinreichende Datenbasis vorhanden ist, ist in das Diploma Supplement 
die statistische Verteilung der Gesamtnoten aller Absolventen des berufsbegleitenden, der Weiterbildung 
dienenden Studiengangs Wirtschaftsingenieurwesen und Digitalisierung (Bachelor of Engineering) 
aufzunehmen.   

 
§ 20 

Bachelorgrad und Bachelorurkunde 
 
(1) Ist die Bachelorprüfung bestanden, wird der akademische Grad „Bachelor of Engineering (B. Sc.)“ verliehen.  
 
(2) Gleichzeitig mit dem Zeugnis erhält der Kandidat die Bachelorurkunde mit dem Datum des Zeugnisses. Darin 

wird die Verleihung des Bachelorgrades beurkundet. Die Bachelorurkunde wird vom Präsidenten 
unterzeichnet und mit dem Siegel der Hochschule versehen. 
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§ 21 
Ungültigkeit der Bachelorprüfung 

 
(1) Hat der Kandidat bei einer Prüfungsleistung getäuscht und wird diese Tatsache erst nach Aushändigung des 

Zeugnisses bekannt, so kann die Note der Prüfungsleistung entsprechend § 8 Absatz 3 berichtigt werden. 
Gegebenenfalls kann die Prüfungsleistung für "nicht ausreichend" und die Bachelorprüfung für 
„nicht bestanden“ erklärt werden.  

 
(2) Waren die Voraussetzungen für die Abnahme einer Prüfungsleistung nicht erfüllt, ohne dass der Kandidat 

hierüber täuschen wollte, und wird diese Tatsache erst nach Aushändigung des Zeugnisses bekannt, so wird 
dieser Mangel durch das Bestehen der Prüfungsleistung geheilt. Hat der Kandidat vorsätzlich zu Unrecht 
erwirkt, dass er die Prüfungsleistung ablegen konnte, so kann die Prüfungsleistung für „nicht ausreichend" 
und die Bachelorprüfung für „nicht bestanden“ erklärt werden. 

 
(3) Dem Kandidaten ist vor einer Entscheidung Gelegenheit zur Äußerung zu geben. 
 
(4) Das unrichtige Zeugnis ist einzuziehen und gegebenenfalls ein neues zu erteilen.  

 
§ 22 

Einsicht in die Prüfungsakte 
 
Innerhalb eines Jahres nach Abschluss des Prüfungsverfahrens wird dem Kandidaten auf Antrag in 
angemessener Frist Einsicht in seine schriftlichen Prüfungsarbeiten gewährt. 

 
§ 23 

Schutzfristen nach dem Mutterschutzgesetz, Elternzeit sowie Pflegezeiten 
 

Bei der Durchführung dieser Prüfungsordnung ist das Mutterschutzgesetz zu beachten. Zeiten der Gewährung 
von Elternzeit und der tatsächlichen Pflege eines nach § 7 Abs. 3 PflegeZG nahen Angehörigen, dessen 
Pflegedürftigkeit nach § 4 Abs. 2 PflegeZG nachgewiesen ist, sind zu berücksichtigen. 
 

§ 24 
Gleichstellungsklausel 

 
Status- und Funktionsbezeichnungen nach dieser Ordnung gelten jeweils für alle Geschlechter. 

 
§ 25 

Inkrafttreten 
 
Diese Prüfungsordnung tritt am ersten Tag des Monats in Kraft, der auf ihre Bekanntmachung im 
Verkündungsblatt der Hochschule Schmalkalden folgt. 
 
 
Schmalkalden, 16. Dezember 2025 
 

Prof. Dr. Gundolf Baier  
Präsident 
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Studienordnung  
für den berufsbegleitenden, der Weiterbildung dienenden Studiengang  

Wirtschaftsingenieurwesen und Digitalisierung (Bachelor of Engineering) 
an der Fakultät Elektrotechnik der Hochschule Schmalkalden 

 
vom 16. Dezember 2025 

 
 

Gemäß §§ 3 Abs. 1, 38 Abs. 3 des Thüringer Hochschulgesetzes (ThürHG) vom 10. Mai 2018 (GVBl. S. 149), zuletzt 
geändert durch Artikel 31 des Gesetzes vom 2. Juli 2024 (GVBl. S. 277) in Verbindung mit §§ 16 Abs. 1 Satz 2 Nr. 
1, 21 Abs. 1 Satz 4 Nr. 4, 22 Abs. 3 der Grundordnung der Hochschule Schmalkalden vom 11. April 2019 
(Thüringer Staatsanzeiger Nr. 18/2019, S. 807) erlässt die Hochschule Schmalkalden auf der Grundlage der vom 
Präsidenten der Hochschule Schmalkalden am 16. Dezember 2025 genehmigten Prüfungsordnung für den 
berufsbegleitenden, der Weiterbildung dienenden Bachelorstudiengang Wirtschaftsingenieurwesen und 
Digitalisierung folgende Studienordnung für den berufsbegleitenden, der Weiterbildung dienenden 
Bachelorstudiengang Wirtschaftsingenieurwesen und Digitalisierung. Der Rat der Fakultät Elektrotechnik hat am 
22. Januar 2025 die Studienordnung beschlossen; die Zentrale Studienkommission hat dieser am 16. April 2025 
zugestimmt. Der Präsident der Hochschule Schmalkalden hat mit Erlass vom 16. Dezember 2025 die 
Studienordnung genehmigt. 
 
Inhaltsverzeichnis 
 
§  1 Geltungsbereich 
§  2 Zulassungsvoraussetzungen 
§  3 Ziel und Inhalt des Studiengangs 
§  4 Aufbau des Studiums 
§  5 Arten von Lehrveranstaltungen 
§  6 Gleichstellungsklausel 
§  7 Inkrafttreten 
 
Anlage 1: Studienplan 
Anlage 2: Praktikumsordnung 
 

§ 1  
Geltungsbereich 

  
 
Diese Studienordnung regelt auf der Grundlage der Prüfungsordnung Ziel, Inhalt und Aufbau des Studiums im 
berufsbegleitenden, der Weiterbildung dienenden Studiengang Wirtschaftsingenieurwesen und Digitalisierung 
(Bachelor of Engineering) an der Fakultät Elektrotechnik der Hochschule Schmalkalden. 

 
§ 2 

Zulassungsvoraussetzungen 
 

(1) Eine Zulassung zum Studium im berufsbegleitenden, der Weiterbildung dienenden Studiengang Wirtschafts-
ingenieurwesen und Digitalisierung (Bachelor of Engineering) an der Fakultät Elektrotechnik der Hochschule 
Schmalkalden erfolgt, wenn der Kandidat eine der folgenden Voraussetzungen nachweist: 

  

 1. Zeugnis der allgemeinen Hochschulreife, der fachgebundenen Hochschulreife oder Fachhochschulreife,
  

 2. Zeugnis einer Meisterprüfung oder einer der Meisterprüfung gleichwertigen beruflichen Fortbildung im 
  erlernten Beruf nach dem Berufsbildungsgesetz, nach der Handwerksordnung oder einer sonstigen  
  öffentlich-rechtlichen Regelung,   
 3. Zeugnis eines erfolgreich abgeschossenen Bildungsgangs zum staatlich geprüften Techniker oder staat-
  lich geprüften Betriebswirt, 
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 4. erfolgreicher Abschluss einer sonstigen beruflichen Fortbildung, sofern sie durch Rechtsverordnung als 
  mit der Meisterprüfung gleichwertig festgestellt ist oder von der Hochschule als gleichwertig festgestellt 
  wird. 
   

 Darüber hinaus soll der Kandidat über erste einschlägige berufliche Vorerfahrungen verfügen. 
 

(2)  Eine Zulassung zum Studium im berufsbegleitenden, der Weiterbildung dienenden Studiengang Wirtschafts-
ingenieurwesen und Digitalisierung (Bachelor of Engineering) auf Probe erfolgt, wenn der Kandidat eine 
erfolgreich abgeschlossene mindestens zweijährige Berufsausbildung in einem zum angestrebten 
Studiengang fachlich verwandten Bereich und anschließend eine mindestens dreijährige hauptberufliche 
Berufspraxis in einem zum angestrebten Studiengang fachlich verwandten Bereich nachweist. Das Nähere 
regelt die Satzung zur Regelung des Studiums auf Probe für beruflich Qualifizierte ohne 
Hochschulzugangsberechtigung an der Hochschule Schmalkalden.  

 
(3) Eine Zulassung zum Studium im berufsbegleitenden, der Weiterbildung dienenden Studiengang Wirtschafts-

ingenieurwesen und Digitalisierung (Bachelor of Engineering) nach Bestehen einer Eingangsprüfung erfolgt 
für beruflich Qualifizierte ohne Hochschulzugangsberechtigung, die über eine abgeschlossene 
Berufsausbildung verfügen und mindestens drei Jahre hauptberuflich tätig waren.  

 
(4) Sollten Regelungen dieser Studienordnung Belange von Studierenden mit Kinderbetreuungs- und 

Pflegepflichten sowie von Studierenden mit Behinderungen oder chronischen Erkrankungen unangemessen 
beeinträchtigen hat der Prüfungsausschuss auf Antrag Möglichkeiten zur Abhilfe zu prüfen.  

 
(5) Der Studiengang Wirtschaftsingenieurwesen und Digitalisierung (Bachelor of Engineering) ist ein 

berufsbegleitender, der Weiterbildung dienender Studiengang, der gemäß § 6 Abs. 1 des Thüringer 
Hochschulgebühren- und -entgeltgesetzes gebührenpflichtig ist. Die Gebühr beträgt 2.180 Euro pro 
Semester. Nähere Einzelheiten zur Gebührenerhebung sind in der Gebühren- und Entgeltordnung der 
Hochschule Schmalkalden geregelt. 

 

§ 3 
Ziel und Inhalt des Studiengangs 

 
(1) Ziel des Studiums ist die Vermittlung von fundierten Kenntnissen im Ingenieurwesen, relevanten IT-

Kenntnissen, betriebswirtschaftlichen Grundkenntnissen und Rechtsgrundlagen. Die Studierenden sollen 
befähigt werden, komplexe Probleme selbständig zu analysieren, Beurteilungen und Lösungen 
wissenschaftlich fundiert zu erarbeiten und in ihrem beruflichen Umfeld zu realisieren. 

 

(2) Das Studium soll den Studierenden unter Berücksichtigung der Anforderungen und Veränderungen in der 
Berufswelt die erforderlichen fachlichen Kenntnisse, Fähigkeiten und Methoden so vermitteln, dass sie zu 
fundierter Urteilsfähigkeit, zur kritischen Einordnung der Erkenntnisse und zu verantwortlichem Handeln 
befähigt werden.  

 

§ 4 
Aufbau des Studiums 

 
(1) Das Studium umfasst acht Semester. 
 

(2) Während der ersten sechs Semester sind neben dem Besuch der Lehrveranstaltungen, Lehrbriefe und 
Projektarbeiten zu bearbeiten.  

 
(3) Im siebten Semester ist ein Praxisprojekt (Praktikum) zu absolvieren, welches im achten Semester fortgeführt 

wird. Die Aufgabenstellungen des Praxisprojektes berühren insbesondere die Inhalte der vorangegangenen 
Lehrveran staltungen. Näheres regelt die Praktikumsordnung (Anlage 2). 

 
(4) Das achte Semester dient neben der Fortführung des Praktikums der Bearbeitung der Bachelorarbeit und 
 der Durchführung des Kolloquiums. 
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(5) Die Modulbezeichnungen, der Stundenumfang, die zeitliche Abfolge und die ECTS-Kreditpunkte ergeben sich 
 aus der der Tabelle in Anlage 1.  
 
(6) Die Vorlesungssprache ist in der Regel Deutsch. Einzelne Lehrveranstaltungen können in englischer Sprache 

angeboten werden. 
 

§ 5 
Arten von Lehrveranstaltungen 

 
Im berufsbegleitenden, der Weiterbildung dienenden Studiengang Wirtschaftsingenieurwesen und 
Digitalisierung (Bachelor of Engineering) können Lehrveranstaltungen in den folgenden Formen durchgeführt 
werden: 
  
Vorlesung 
Zusammenhängende Darstellung und Vermittlung von Grund- und Spezialwissen sowie wissenschaftlicher 
Methoden  
 
Gruppenarbeit 
Erarbeiten wissenschaftlicher Erkenntnisse oder Beurteilung vorwiegend neuer Problemstellungen mit 
wissenschaftlichen Methoden durch überwiegend von Studierenden vorbereitete Beiträge; Durcharbeiten von 
Lehrstoffen, Vermittlung grundlegender Kenntnisse und Fertigkeiten sowie Vertiefung von 
Methodenkenntnissen durch Lösung exemplarischer Aufgaben, die in Gruppenarbeit gelöst werden 
 
Laborarbeit 
Praktische Anwendung von Fallbeispielen aus der industriellen Praxis, welche in kleinen Gruppen durchgeführt 
werden 

§ 6  
Gleichstellungsklausel 

 
Status- und Funktionsbezeichnungen nach dieser Ordnung gelten jeweils für alle Geschlechter. 

 
§ 7  

Inkrafttreten 
 

Diese Studienordnung tritt am ersten Tag des Monats in Kraft, der auf ihre Bekanntmachung im 
Verkündungsblatt der Hochschule Schmalkalden folgt.  
 
 
Schmalkalden, 16. Dezember 2025 

 
Der Präsident 

Professor Dr. Gundolf Baier 
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Anlage 1: Studienplan 
 

Veranstaltung/ 
Modulprüfung 

 Fach-
semester 1 

Fach-
semester 2 

Fach-
semester 3 

Fach-
semester 4 

Fach-
semester 5 

Fach-
semester 6 

Fach-
semester 7 

Fach-
semester 8 

 

 
 

  ECTS 
Pz 
in h 

Sz 
in h 

Pz 
in h 

Sz 
in h 

Pz 
in h 

Sz 
in h 

Pz 
in h 

Sz 
in h 

Pz 
in 

Sz 
in h 

Pz 
in h 

Sz 
In h 

Pz 
in h 

Sz 
in h 

Pz 
in h 

Sz 
in h h 

Pflichtmodule                   
Grundlagen der Wirt-
schaftswissenschaften  5 24 126               150 

Wirtschafts- und  
Arbeitsrecht 5 24 126               150 

Grundlagen der  
Informatik 5 24 126               150 

Wirtschaftsenglisch 5 24 126               150 

Ingenieurmathematik  5   24 126             150 

Finanzierung und  
Investition 5   24 126             150 

Mensch-Maschine- 
Interaktion 5   24 126             150 

Informationstechnik 5   32 118             150 

Elektrotechnik 5   32 118             150 

Produktion 5     24 126           150 

Kostenmanagement 
und Controlling 5     24 126           150 

Elektronik 5     32 118           150 

Marketing 5     24 126           150 

Programmierung 5     32 118           150 

Qualitäts- 
management und  
Messtechnik 
technik 

5       32 118         150 

Regelungstechnik 5       32 118         150 

Digitale Fabrik und 
Wertstromdesign 

 
5 

      24 126         150 

Digitale Transforma-
tion und Produkt- 
datenmanagement 

5       24 126         150 

Unternehmens- 
führung 5         24 126       150 

IT-Sicherheit und 
Datenschutz 5         24 126       150 

Digitale  
Fertigungstechniken 5         32 118       150 

Automatisierungs- 
technik 5         32 118       150 

Additive Verfahren 5         24 126       150 
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Veranstaltung/ 
Modulprüfung 

 Fach-
semester 1 

Fach-
semester 2 

Fach-
semester 3 

Fach-
semester 4 

Fach-
semester 5 

Fach-
semester 6 

Fach-
semester 7 

Fach-
semester 8 

 

 
 

 
 ECTS 

Pz 
in h 

Sz 
in h 

Pz 
in h 

Sz 
in h 

Pz 
in h 

Sz 
in h 

Pz 
in h 

Sz 
in h 

Pz 
in 

Sz 
in h 

Pz 
in h 

Sz 
In h 

Pz 
in h 

Sz 
in h 

Pz 
in h 

Sz 
in h h 

Pflichtmodule                   
Geschäftsprozess-
management 5           24 126     150 
Wissenschaftliches 
Arbeiten und 
Schlüssel- 
qualifikationen 

5           24 126     150 

Projekt- 
management 5           24 126     150 
Digitale  
Vernetzung  5           24 126     150 

Praxisprojekt  
(Praktikum) 

30 
            0 750   

900               0 150 
Nachrichtlich: 
Bachelorarbeit 
u. Kolloquium 

12 
3 

              0 
8 

360 
82 

360 
90 

     h  96 504 136 614 136 614 112 488 136 614 96 504 0 750 8 592 5400 

   ECTS  20 25 25 20 25 20 25 20 180 

 

Pz = Präsenzzeit; Sz = Selbststudienzeit 
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Anlage 2 
 

Praktikumsordnung  
für den berufsbegleitenden, der Weiterbildung dienenden Studiengang  

Wirtschaftsingenieurwesen und Digitalisierung (Bachelor of Engineering) 
an der Fakultät Elektrotechnik der Hochschule Schmalkalden 

 
§ 1 

Praktikum 
 

(1) Das Praktikum dient der praktischen Anwendung der im Studium erworbenen Kenntnisse und Fähigkeiten. 
Es soll den Studierenden ermöglichen, Einblicke in die berufliche Praxis zu gewinnen, berufliche 
Kompetenzen zu entwickeln und erste Erfahrungen im Arbeitsumfeld zu sammeln.  

 
(2) Das Praktikum wird von der Hochschule Schmalkalden betreut und ist Bestandteil des Studiums.  
 
(3) Das Praktikum wird auf der Grundlage eines Praktikumsvertrages zwischen den Studierenden und der 

jeweiligen Praxisstelle geregelt.   
 

§ 2 
Zulassung und Dauer 

 
(1) Zum Praktikum kann nur zugelassen werden, wer zu Beginn des Praktikums dem Prüfungsausschuss der 

Fakultät durch Vorlage eines aktuellen Notenspiegels 100 ECTS-Leistungspunkte nachweist und eine 
Praxisstelle benennt. 

 
(2) Die Studierenden haben vor Beginn des Praktikums einen Professor oder eine andere nach § 54 ThürHG 

prüfungsberechtigte hauptberuflich tätige Person aus dem Studiengang als Betreuer zu wählen. Durch den 
Betreuer wird das Praktikumsthema bestätigt.  

 
(3) Das Praktikum umfasst mindestens 23 Wochen. Die wöchentliche Arbeitszeit richtet sich nach den 

Regelungen der Praktikumsstelle. Insgesamt müssen 900 Stunden absolviert werden.  
 

§ 3 
Praktikumsstelle, Vertrag 

 
(1) Das Praktikum wird in enger Zusammenarbeit der Hochschule Schmalkalden mit der Praxisstelle 

durchgeführt. Eine Durchführung im eigenen oder elterlichen Betrieb sowie im Betrieb des Ehegatten ist im 
Regelfall nicht möglich. Über Ausnahmen entscheidet der Prüfungsausschuss der Fakultät. 

 
(2) Den Inhalt des Vertrages zwischen der Praktikumsstelle und dem Studierenden gestaltet der Studierende 

gemeinsam mit der Praktikumsstelle. Eine Kopie des Vertrages ist dem Zentrum für Weiterbildung zuzuleiten. 
 
Der Vertrag regelt insbesondere die 

 
1. Verpflichtungen der Praktikumsstelle: 

a) Einsatz des Studierenden für die Dauer des Praktikums entsprechend den im Vertrag 
 genannten Aufgabenbereichen, 
b) Ausstellung eines Zeugnisses, das Angaben über den zeitlichen Umfang mit eventuellen Fehlzeiten 

und die Inhalte der praktischen Tätigkeiten enthält, 
c) Benennung eines Betreuers für den Studierenden. 
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2. Verpflichtungen des Studierenden: 
a) Wahrnehmung der gebotenen Ausbildungsmöglichkeiten und sorgfältige Ausführung der 

übertragenen Aufgaben, 
b) Beachtung der für die Praxisstelle geltenden Ordnungen, insbesondere Arbeitsordnungen und 

Unfallverhütungsvorschriften sowie der Vorschriften über die Schweigepflicht. 
 
(3) Der Studierende ist verpflichtet, ein Fernbleiben von der Praktikumsstelle unverzüglich dem Zentrum für 

Weiterbildung sowie der Praktikumsstelle anzuzeigen. 
 

§ 4 
Status der Studierenden an der Praktikumstelle 

 
Während des Praktikums, das Bestandteil des Studiums ist, bleiben die Studierenden an der Hochschule 
Schmalkalden mit allen Rechten und Pflichten immatrikuliert. Die Studierenden sind keine Praktikanten im Sinne 
des Berufsbildungsgesetzes und unterliegen an der Praktikumsstelle weder dem Betriebsverfassungsgesetz 
noch dem Personalvertretungsgesetz. Andererseits sind die Studierenden an die Vorschriften ihrer 
Praktikumsstelle gebunden. 
 

§ 5 
Haftung 

 
(1) Die Studierenden sind während des Praktikums nach § 2 Abs. 1 SGB VII gesetzlich gegen Unfall versichert. Im 

Versicherungsfall übermittelt die Praktikumsstelle der Hochschule Schmalkalden eine Kopie der 
Unfallanzeige. 

 
(2) Das Haftungsrisiko der Studierenden an der Praktikumsstelle ist für die Laufzeit des Vertrages durch die 

allgemeine Betriebshaftpflichtversicherung der Praktikumsstelle gedeckt.  
 

§ 6 
Zeugnis über die Praktikumstätigkeit 

 
Die Praktikumsstelle stellt den Praktikanten über die abgeleistete Tätigkeit ein Zeugnis aus, dessen Inhalt dem 
Muster im Anhang A entsprechen soll. 
 

§ 7 
Anerkennung des Praktikums 

 
(1) Im Praktikum ist eine schriftliche Praktikumsarbeit über die bearbeitete Aufgabenstellung anzufertigen. 

Dabei sind die üblichen Regeln für eine wissenschaftliche Arbeit einzuhalten. Die schriftliche 
Praktikumsarbeit ist zusammen mit dem ausgefüllten Praktikumszeugnis (Anhang A) im Zentrum für 
Weiterbildung spätestens vier Wochen nach Beendigung des Praktikums einzureichen. 

 
(2) Das Thema der Praktikumsarbeit soll sich mit Problemstellungen aus dem Praktikum befassen. Es ist mit 
 dem Hochschulbetreuer abzustimmen. 
 
(3) Die Praktikumsarbeit soll einen Umfang von 20 Seiten haben und folgende formale Anforderungen erfüllen: 
  

 - Deckblatt mit Thema, Ort und Bezeichnung der Praktikumsstelle, Name des Studierenden, 
        Name des Hochschulbetreuers, Name des Betreuers der Praktikumsstelle, Bearbeitungszeitraum 
 - Inhaltsverzeichnis 
 - Ausführung zu den bearbeiteten Aufgabenstellungen 
 - Quellenverzeichnis (Literatur, Websites, Tagungsunterlagen etc.) 
 - Erklärung, dass die Arbeit selbständig angefertigt wurde und nur die angegebenen Hilfsmittel und Quellen  
   verwendet wurden. 
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(4) Die Praktikumsarbeit wird durch den Hochschulbetreuer bewertet, aber nicht benotet. 
 

(5) Der Praktikant erhält vom Prüfungsausschuss der Fakultät sowie dem Hochschulbetreuer eine Bestätigung 
über den erfolgreichen Abschluss des Praktikums (Anhang B). 

 
§ 8 

Anrechnung von praktischen Tätigkeiten 
 
Vom Praktikum kann auf Antrag befreit werden, wer nach Abschluss einer Erstausbildung eine hauptberufliche, 
einschlägige Berufstätigkeit von mindestens 900 Stunden ausgeübt hat. Über die Anrechnung entscheidet der 
Prüfungsausschuss der Fakultät. 
 

§ 9 
Gleichstellungsklausel 

 
Status- und Funktionsbezeichnungen nach dieser Ordnung geltend jeweils für alle Geschlechter 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
 
 

 
 

 
 

VERKÜNDUNGSBLATT NR. 1/2026                                                                                               SEITE 38 

 
Anhang A 
 

Praktikumszeugnis 

 
 

Herr / Frau  _______________________________________________________________________________________________________ 

 

geb. am   ______________________________ in ___________________________________________________________________ 

 

wurde vom ______________________________ bis ___________________________________________________________________ 

 

für das Praktikum wie folgt beschäftigt: 

 

Art der Tätigkeit                   Dauer 

_____________________________________________________________________  ______________________________ 

_____________________________________________________________________  ______________________________ 

_____________________________________________________________________  ______________________________ 

_____________________________________________________________________  ______________________________ 

_____________________________________________________________________  ______________________________ 
 

Das Praktikum umfasste           insgesamt ____________________  Wochen 

 
Fehltage während des Praktikums:                                         ______________________________ 

▫ Insgesamt wurden 900 Stunden absolviert    

 

Die regelmäßig wöchentliche Arbeitszeit betrug: _________________________________________  Stunden 

 

Besondere Bemerkungen:  

_______________________________________________________________________________________________________ 

_______________________________________________________________________________________________________ 

_______________________________________________________________________________________________________ 

_______________________________________________________________________________________________________ 

 

(Ort): ____________________________________________________________  Datum:   __________________________ 

 

_______________________________________________________________________________________________________ 

(Stempel der Praktikumsstelle)              (Unterschrift) 
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Anhang B 
 

Bestätigung  
 

über den erfolgreichen Abschluss des Praktikums 
 

 

Herr / Frau   

Matrikelnummer  
 
 
hat entsprechend der Praktikumsordnung für den berufsbegleitenden, der Weiterbildung dienenden 
Studiengang Wirtschaftsingenieurwesen und Digitalisierung (Bachelor of Engineering) an der Fakultät 
Elektrotechnik der Hochschule Schmalkalden alle erforderlichen Leistungen zur Anerkennung des Praktikums 
erbracht. 
 
 
1. Absolvierung des Praktikums  

     󠆮▫ Im Rahmen des Praktikums wurden 900 Stunden absolviert 

 

Schmalkalden, den     
 

        (Prüfungsausschuss der Fakultät) 

 

 
2. Praktikumsarbeit zum Thema 

  

  

  

  

 ▫ bestanden 

 
 
 

   

Schmalkalden, den     

                     (Hochschulbetreuer) 
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Prüfungsordnung 
für den berufsbegleitenden, der Weiterbildung dienenden Studiengang  
Wirtschaftsinformatik und Digitale Transformation (Bachelor of Science) 

an der Fakultät Informatik der Hochschule Schmalkalden 
 

vom 16. Dezember 2025 
 
 

Gemäß §§ 3 Abs. 1, 38 Abs. 3 des Thüringer Hochschulgesetzes (ThürHG) vom 10. Mai 2018 (GVBl. S. 149), zuletzt 
geändert durch Artikel 31 des Gesetzes vom 2. Juli 2024 (GVBl. S. 277) in Verbindung mit §§ 16 Abs. 1 Satz 2 Nr. 
1, 21 Abs. 1 Satz 4 Nr. 4, 22 Abs. 3 der Grundordnung der Hochschule Schmalkalden vom 11. April 2019 
(Thüringer Staatsanzeiger Nr. 18/2019, S. 807) erlässt die Hochschule Schmalkalden folgende Prüfungsordnung 
für den berufsbegleitenden, der Weiterbildung dienenden Bachelorstudiengang Wirtschaftsinformatik und 
Digitale Transformation. Der Rat der Fakultät Informatik hat am 12. Juni 2019 und 9. April 2025 die 
Prüfungsordnung beschlossen; die Zentrale Studienkommission hat dieser am 26. Juni 2019 und 16. April 2025 
zugestimmt. Der Präsident der Hochschule Schmalkalden hat mit Erlass vom 16. Dezember 2025 die 
Prüfungsordnung genehmigt. 
 
Inhaltsverzeichnis 
 
§   1  Geltungsbereich 
§   2  Regelstudienzeit und Leistungsumfang 
§   3  Praxisprojekt (Praktikum) 
§   4  Prüfungsaufbau 
§   5  An- und Abmeldung zu Modulprüfungen 
§   6  Prüfungsleistungen 
§   7  Bewertung der Prüfungsleistungen und Bildung der Noten 
§   8   Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß 
§   9   Bestehen und Nichtbestehen 
§ 10    Wiederholung der Prüfungsleistungen 
§ 11   Anrechnung von Studienzeiten, Leistungspunkten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen 
§ 12   Prüfungsausschuss der Fakultät  
§ 13   Prüfer und Beisitzer  
§ 14   Zuständigkeiten 
§ 15   Zweck und Durchführung der Bachelorprüfung 
§ 16   Art und Umfang der Bachelorprüfung  
§ 17   Ausgabe und Bearbeitungszeit der Bachelorarbeit 
§ 18   Abgabe, Bewertung und Wiederholung der Bachelorarbeit, Kolloquium 
§ 19    Bildung der Gesamtnote, Zeugnis und Diploma Supplement   
§ 20   Bachelorgrad und Bachelorurkunde     
§ 21   Ungültigkeit der Bachelorprüfung 
§ 22   Einsicht in die Prüfungsakte 
§ 23   Schutzfristen nach dem Mutterschutzgesetz, Elternzeit sowie Pflegezeiten 
§ 24   Gleichstellungsklausel  
§ 25   Inkrafttreten 
 
Anlage: Art der Prüfungsleistungen  

§ 1 
Geltungsbereich 

 
Diese Prüfungsordnung nach § 55 ThürHG gilt für den berufsbegleitenden, der Weiterbildung dienenden 
Studiengang Wirtschaftsinformatik und Digitale Transformation mit dem Abschluss Bachelor of Science an der 
Fakultät Informatik der Hochschule Schmalkalden. 
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§ 2 
Regelstudienzeit und Leistungsumfang 

 
(1) Die Regelstudienzeit beträgt acht Semester. Sie umfasst sechs theoretische Studiensemester, ein 

Praxisprojekt (im 7. und teilweise im 8. Semester) und die Bachelorarbeit (im 8. Semester). Zeiten der 
Beurlaubung nach § 8 der lmmatrikulationsordnung der Hochschule Schmalkalden bleiben bei der 
Berechnung der Regelstudienzeit unberücksichtigt. Dies gilt ebenso für Zeiten des Mutterschutzes, der 
Elternzeit und der Pflegezeit. 

 

(2) Es sind 180 ECTS-Kreditpunkte zu erwerben.  
 

(3) Der Studiengang Wirtschaftsinformatik und Digitale Transformation ist ein berufsbegleitender, der 
Weiterbildung dienender Studiengang mit einer Kombination aus Selbststudium und Präsenzphasen, der mit 
dem Bachelorabschluss endet. 

 
§ 3 

Praxisprojekt (Praktikum) 
 
(1) In das Studium ist ein Praxisprojekt (Praktikum) integriert, das im siebten Semester zu absolvieren und im 8. 

Semester fortzuführen ist und insgesamt 900 Stunden umfasst.     
 
(2) Für das erfolgreich absolvierte Praxisprojekt (Praktikum) erhält der Studierende insgesamt 30 ECTS-

Kreditpunkte. Näheres regelt die Praktikumsordnung für den berufsbegleitenden, der Weiterbildung 
dienenden Studiengang Wirtschaftsinformatik und Digitale Transformation (Bachelor of Science) an der 
Fakultät Informatik der Hochschule Schmalkalden.    

 
§ 4 

Prüfungsaufbau 
 

(1) Die Bachelorprüfung besteht aus Modulprüfungen, dem Praxisprojekt (Praktikum) sowie aus der Bachelor-
arbeit und dem Kolloquium.  

 
(2) Modulprüfungen werden als Prüfungsleistungen studienbegleitend abgenommen. 
 
(3) Eine Prüfungsleistung wird bewertet und nach § 7 benotet.  

 
§ 5 

An- und Abmeldung zu Modulprüfungen 
 
(1) An den Modulprüfungen kann nur teilnehmen, wer an der Fakultät Informatik der Hochschule Schmalkalden 

für den berufsbegleitenden, der Weiterbildung dienenden Studiengang Wirtschaftsinformatik und Digitale 
Transformation (Bachelor of Science) das ganze Semester, in dem die jeweilige Modulprüfung vorgesehen 
ist, aufgrund einer der in § 2 Abs. 1 bis 3 der Studienordnung geregelten Voraussetzungen eingeschrieben 
ist. 

 
(2) Die Anmeldung zu einer Modulprüfung erfolgt automatisch beim Zentralen Prüfungsamt zu Beginn des 

Semesters, in dem die Modulprüfung vorgesehen ist. Im Fall einer Wiederholungsprüfung erfolgt die 
Anmeldung beim Zentralen Prüfungsamt ebenfalls automatisch zum nächstmöglichen Termin. Eine 
Abmeldung ist bis zum dritten Werktag vor dem festgelegten Prüfungstermin möglich. Sie ist dem Zentralen 
Prüfungsamt gegenüber zu erklären. 

 
(3) Die Zulassung zu einer Modulprüfung darf nur abgelehnt werden, wenn 
 a)  die in Absatz 1 genannten Voraussetzungen nicht erfüllt sind oder 
 b)  der Kandidat die Bachelorprüfung in dem gewählten Studiengang endgültig nicht bestanden hat oder sich     
  in dem gewählten Studiengang in einem noch nicht abgeschlossenen Prüfungsverfahren befindet. 
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§ 6 
Prüfungsleistungen 

 
(1) Prüfungsleistungen sind in Form einer Klausur, durch schriftliche Projektarbeiten oder durch 

berufsintegrierende Studienelemente zu erbringen. Das Nähere wird in der Modulbeschreibung bestimmt. 
In den Prüfungsleistungen soll der Kandidat nachweisen, dass er in begrenzter Zeit und mit begrenzten 
Hilfsmitteln mit den gängigen Methoden des Prüfungsfaches Aufgaben lösen und Themen mit anerkannten 
wissenschaftlichen Methoden bearbeiten kann.  

 
(2) Klausuren dürfen nicht überwiegend nach dem Multiple-Choice-Verfahren aufgebaut sein. Ihre Dauer beträgt 
 90 Minuten. 
 
(3) Schriftliche Projektarbeiten sollen 15 bis 25 Seiten umfassen. Ihnen ist eine Versicherung beizufügen, dass 

die Arbeit selbständig verfasst wurde und keine anderen als die angegebenen Quellen benutzt worden sind.   
 
(4) Berufsintegrierende Elemente sind während der Arbeitszeit zu erbringen. Es handelt sich dabei um themen- 
 begleitende Projektaufgaben, die als Case Studies oder in ähnlicher Form in Fachmodule integriert sind und 

insgesamt 180 Stunden umfassen. Die Ergebnisse fließen in die anzufertigenden Projektarbeiten ein.  
 
(5) Macht der Kandidat glaubhaft, dass er wegen länger andauernder oder ständiger körperlicher Behinderung 

oder Erkrankung nicht in der Lage ist, Prüfungsleistungen ganz oder teilweise in der vorgesehenen Form 
abzulegen, so wird dem Kandidaten gestattet, die Prüfungsleistungen innerhalb einer verlängerten Bearbei-
tungszeit oder gleichwertige Prüfungsleistungen in einer anderen Form zu erbringen. Dazu kann die Vorlage 
eines ärztlichen Attestes verlangt werden. 

 
(6) Die Prüfungssprache ist Deutsch. Sofern Prüfungsleistungen in elektronischer Form erbracht werden, gilt die 

Satzung zur Regelung fachübergreifender Bestimmungen für Prüfungsverfahren in elektronischer Form oder 
in elektronischer Kommunikation an der Hochschule Schmalkalden (Online-Prüfungs-Satzung).  

 
§ 7 

Bewertung der Prüfungsleistungen und Bildung der Noten 
 
(1)  Die Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen werden von den jeweiligen Prüfern innerhalb von zwei 

Monaten nach der Prüfung festgesetzt. Für die Bewertung der Prüfungsleistungen sind folgende Noten zu 
verwenden: 
 

1  =  sehr gut    = hervorragende Leistung 
2  =  gut     = eine Leistung, die erheblich über den durchschnittlichen Anforderungen liegt 
3  =  befriedigend  = eine Leistung, die durchschnittlichen Anforderungen entspricht 
4  =  ausreichend  = eine Leistung, die trotz ihrer Mängel noch den Anforderungen entspricht 
5  =  nicht ausreichend = eine Leistung, die wegen erheblicher Mängel den Anforderungen nicht mehr  

        genügt. 
 
(2)  Zur differenzierten Bewertung der Prüfungsleistungen können einzelne Noten um 0,3 auf Zwischenwerte 

erhöht oder erniedrigt werden; die Noten 0,7; 4,3; 4,7 und 5,3 sind dabei ausgeschlossen. Es wird nur die 
erste Dezimalstelle hinter dem Komma berücksichtigt; alle weiteren Stellen werden ohne Rundung 
gestrichen. Die Gesamtnote lautet: 
 

bei einem Durchschnitt bis einschließlich 1,5    = sehr gut 
bei einem Durchschnitt von 1,6 bis einschließlich 2,5  = gut 
bei einem Durchschnitt von 2,6 bis einschließlich 3,5  = befriedigend 
bei einem Durchschnitt von 3,6 bis einschließlich 4,0  = ausreichend. 
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§ 8 
Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß 

 
(1) Die Prüfungsleistung gilt als mit „nicht ausreichend” (5,0) bewertet, wenn der Kandidat einen für ihn 

bindenden Prüfungstermin ohne triftigen Grund versäumt oder wenn er von einer Prüfung, die er angetreten 
hat, ohne triftigen Grund zurücktritt. Dasselbe gilt, wenn eine Prüfungsleistung nicht innerhalb der 
vorgegebenen Bearbeitungszeit erbracht wird. 

 
(2) Der für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend gemachte Grund muss dem Prüfungsausschuss der 

Fakultät unverzüglich schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht werden. Bei Krankheit des Kandidaten, 
eines von ihm zu versorgenden Kindes oder pflegebedürftigen Angehörigen hat der Kandidat unverzüglich 
ein ärztliches Attest vorzulegen. Wird der Grund anerkannt, ist die Prüfungsleistung zum nächstmöglichen 
Termin, d.h. in der Regel im Rahmen der Prüfungstermine des jeweils folgenden Studienjahres, zu 
wiederholen. 

 
(3) Versucht der Kandidat das Ergebnis seiner Prüfungsleistung durch Täuschung oder Mitführung nicht 

zugelassener Hilfsmittel zu beeinflussen, wird die betreffende Leistung mit „nicht ausreichend” (5,0) 
bewertet. Ein Kandidat, der den ordnungsgemäßen Ablauf einer Prüfung stört, kann von dem jeweiligen 
Prüfer oder Aufsichtführenden von der Fortsetzung der Prüfungsleistung ausgeschlossen werden. In diesem 
Fall wird die Leistung mit „nicht ausreichend” (5,0) bewertet. 

 
(4) Der Kandidat kann innerhalb der ersten zwei Monate des folgenden Semesters verlangen, dass die 

Entscheidungen nach Absatz 3 vom Prüfungsausschuss überprüft werden. Entscheidungen sind dem 
Kandidaten unverzüglich schriftlich mitzuteilen. Im Falle einer Entscheidung zu Ungunsten des Kandidaten 
ist diese zu begründen und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen.  

 

§ 9 
Bestehen und Nichtbestehen 

 
(1) Eine Modulprüfung ist bestanden, wenn die Prüfungsleistung mit mindestens „ausreichend” (4,0) bewertet 

wurde. Für jede bestandene Modulprüfung erhält der Kandidat die in der Anlage 1 der Studienordnung 
aufgeführten ECTS-Kreditpunkte.  

 
(2) Die Bachelorprüfung ist bestanden, wenn alle Modulprüfungen bestanden und damit 135 ECTS-Kreditpunkte 

in Modulprüfungen erreicht wurden, das Praxisprojekt (Praktikum) bestanden und damit 30 ECTS-
Kreditpunkte erreicht wurden sowie die Bachelorarbeit und das Kolloquium (insgesamt 15 ECTS-
Kreditpunkte) mindestens mit „ausreichend“ (4,0) bewertet wurden. Die Bachelorprüfung ist endgültig nicht 
bestanden, sobald eine Modulprüfung, die Bachelorarbeit oder das Kolloquium endgültig nicht bestanden 
ist. 

    
(3)  Prüfungsergebnisse sind unter Einhaltung des Datenschutzes in geeigneter Weise bekannt zu geben. Hat der 

Kandidat eine Modulprüfung nicht bestanden, wird er darüber informiert. Er erhält auch Auskunft darüber, 
ob und ggf. in welchem Umfang und in welcher Frist die Modulprüfung wiederholt werden kann. 

 
(4)  Hat der Kandidat die Bachelorprüfung nicht bestanden, wird ihm auf Antrag und gegen Vorlage der 

entsprechenden Nachweise sowie der Exmatrikulationsbescheinigung eine Bescheinigung ausgestellt, 
welche die erbrachten Prüfungsleistungen und deren Noten sowie die noch fehlenden Prüfungsleistungen 
enthält und erkennen lässt, dass die Bachelorprüfung nicht bestanden ist. 

 

§ 10 
Wiederholung der Prüfungsleistungen 

 
(1) Nicht bestandene Prüfungsleistungen können höchstens zweimal wiederholt werden. Die Wiederholung 

einer bestandenen Prüfungsleistung ist nicht zulässig. 
 



 
 
 

 
 

 
 

VERKÜNDUNGSBLATT NR. 1/2026                                                                                               SEITE 44 

(2)  Eine nicht bestandene Prüfungsleistung soll spätestens im Rahmen der Prüfungstermine des jeweils 
folgenden Studienjahres wiederholt werden. Eine Modulprüfung gilt als endgültig nicht bestanden, wenn eine 
Prüfungsleistung dreimal mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet wurde.  

 
(3) Den Studierenden ist mindestens einmal pro Studienjahr die Gelegenheit zu bieten, alle Prüfungsleistungen 

zu erbringen. 
 
(4) Prüfungsleistungen sind im Fall der letzten möglichen Wiederholungsprüfung von zwei Prüfern zu bewerten. 

Bewerten beide Prüfer die Leistung mindestens mit der Note „ausreichend“ (4,0), ergibt sich die Note aus 
dem arithmetischen Mittel der Einzelnoten. Eine Rundung erfolgt nach § 7 Absatz 2 Satz 2. Bewerten beide 
Prüfer die Leistung mit der Note „nicht ausreichend“ (5,0), so ist sie nicht bestanden. Bewertet ein Prüfer die 
Leistung mindestens mit der Note „ausreichend“ (4,0) und ein Prüfer die Leistung mit der Note „nicht 
ausreichend“ (5,0), wird durch den Prüfungsausschuss der Fakultät ein dritter Prüfer bestellt. Bewerten zwei 
von drei Prüfern die Arbeit mit der Note „nicht ausreichend“ (5,0), so ist sie nicht bestanden. In allen anderen 
Fällen ergibt sich die Note aus dem arithmetischen Mittel der drei Einzelnoten, wobei mindestens die Note 
„ausreichend“ (4,0) zu vergeben ist. Eine Rundung erfolgt nach § 7 Absatz 2 Satz 2.          

 
§ 11 

Anrechnung von Studienzeiten, Leistungspunkten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen  
 
(1) Studienzeiten, Leistungspunkte, Studienleistungen und Prüfungsleistungen, die an anderen in- oder 

ausländischen staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschulen und staatlichen oder staatlich 
anerkannten Berufsakademien oder in anderen Studiengängen an der Hochschule Schmalkalden erbracht 
wurden werden auf Antrag angerechnet, sofern durch die Hochschule keine wesentlichen Unterschiede 
hinsichtlich der erworbenen Kompetenzen (Lernergebnisse) gegenüber dem Antragsteller nachgewiesen 
werden können. Über die Anrechnung entscheidet der zuständige Prüfungsausschuss. Bei der Anrechnung 
von Studienzeiten, Leistungspunkten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen, die außerhalb der 
Bundesrepublik Deutschland erbracht wurden, sind darüber hinaus die von der Kultusministerkonferenz und 
Hochschulrektorenkonferenz gebilligten Äquivalenzvereinbarungen sowie Absprachen im Rahmen von 
Hochschulpartnerschaften zu beachten. 

 
(2) Werden Studien- und Prüfungsleistungen angerechnet, sind die ECTS-Kreditpunkte sowie die Noten – soweit 

die Notensysteme vergleichbar sind – zu übernehmen und in die Berechnung der Gesamtnote 
einzubeziehen. Bei unvergleichbaren Notensystemen wird der Vermerk „bestanden" aufgenommen. Eine 
Kennzeichnung der Anrechnung im Zeugnis ist zulässig.  

 
(3) Die Anrechnung von außerhochschulisch erworbenen Kenntnissen und Fähigkeiten regelt die Satzung zur 

Anrechnung außerhalb von Hochschulen erworbener Kenntnisse und Fähigkeiten der Hochschule 
Schmalkalden 

 
(4) Bei Vorliegen der Voraussetzungen der Absätze 1 bis 3 besteht ein Rechtsanspruch auf Anrechnung. Die 

Anrechnung von Studienzeiten, Leistungspunkten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen sowie des 
Praxisprojekts (Praktikum) erfolgt auf Antrag an den zuständigen Prüfungsausschuss. Diesem Antrag sind die 
für eine Entscheidung erforderlichen Unterlagen beizufügen. Bei Versagung der Anerkennung ist dies zu 
begründen und der Antragsteller ist über Maßnahmen zu unterrichten, die er ergreifen kann, um die 
Anerkennung zu einem späteren Zeitpunkt zu erlangen.  

 

§ 12 
Prüfungsausschuss der Fakultät 

 
(1) Für die Organisation der Prüfungen sowie die aus dieser Prüfungsordnung erwachsenden weiteren Aufgaben 

wird ein Prüfungsausschuss gebildet. Ihm gehören drei Professoren und ein studentisches Mitglied der 
Fakultät Informatik sowie ein Mitglied des Zentrums für Weiterbildung an. Die Amtszeit der Mitglieder beträgt 
drei Jahre, die der studentischen Mitglieder ein Jahr. 
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(2) Der bzw. die Studiengangsleiter und der Vertreter des Zentrums für Weiterbildung sind kraft Funktion 
Mitglieder des Prüfungsausschusses. Alle anderen Mitglieder des Prüfungsausschusses sowie deren 
Stellvertreter werden vom Rat der Fakultät Informatik bestellt. Der Prüfungsausschuss wählt aus der Mitte 
der ihm durch Bestellung angehörenden Professoren den Vorsitzenden und seinen Stellvertreter. Der 
Vorsitzende führt im Regelfall die Geschäfte des Prüfungsausschusses. 

 
(3) Der Prüfungsausschuss der Fakultät achtet darauf, dass die Bestimmungen der Prüfungsordnung eingehalten 

werden. Er berichtet regelmäßig der Fakultät Informatik über die Entwicklung der Prüfungsergebnisse sowie 
über die Verteilung der Modul- und Gesamtnoten. Der Bericht ist in geeigneter Weise durch die Fakultät offen 
zu legen. Der Prüfungsausschuss gibt Anregungen zur Reform der Studienordnungen, der Studienpläne und 
Prüfungsordnungen. 

 
(4) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht, der Abnahme der Prüfungsleistungen 

beizuwohnen. 
 
(5) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses und deren Stellvertreter unterliegen der Amtsverschwiegenheit. 

Sofern sie nicht im öffentlichen Dienst stehen, sind sie durch den Vorsitzenden zur Verschwiegenheit zu 
verpflichten. 

 
§ 13 

Prüfer und Beisitzer 
 
(1) Zu Prüfern werden nur Professoren und andere nach § 54 ThürHG prüfungsberechtigte Personen bestellt, 

die – sofern nicht zwingende Gründe eine Abweichung erfordern – in dem Fachgebiet, auf das sich die 
Prüfungsleistung bezieht, eine eigenverantwortliche, selbständige Lehrtätigkeit an einer Hochschule 
ausüben oder ausgeübt haben. Zum Beisitzer wird nur bestellt, wer die entsprechende Bachelorprüfung oder 
eine vergleichbare Prüfung abgelegt hat. 

 
(2) Die Namen der Prüfer sollen dem Kandidaten rechtzeitig bekanntgegeben werden. 
 
(3) Für die Prüfer gilt § 12 Absatz 5 entsprechend. 
 

§ 14 
Zuständigkeiten 

 
(1) Die Prüfer entscheiden über das Bestehen und Nichtbestehen der Prüfung (§ 9). 
 
(2)  Der Prüfungsausschuss der Fakultät entscheidet  
 

 1.  über die Folgen von Verstößen gegen Prüfungsvorschriften (§ 8), 
 2. über die Anrechnung von Studienzeiten, Leistungspunkten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen 
  (§ 11), 
 3. über die Bestellung der Prüfer (§ 13) und  
 4. über Anträge auf Verlängerung der Bearbeitungszeit der Bachelorarbeit (§ 17 Abs. 3). 
 
(3) Soweit in dieser Prüfungsordnung nicht andere Bestimmungen getroffen sind, entscheidet der 

Prüfungsausschuss der Fakultät in Fragen der Prüfungsordnung. 
 

§ 15 
Zweck und Durchführung der Bachelorprüfung 

 
(1) Durch die Bachelorprüfung wird festgestellt, ob der Kandidat die Zusammenhänge seines Faches überblickt, 

die Fähigkeit besitzt, wissenschaftliche Methoden und Erkenntnisse anzuwenden und gründliche 
Fachkenntnisse erworben hat. 

 



 
 
 

 
 

 
 

VERKÜNDUNGSBLATT NR. 1/2026                                                                                               SEITE 46 

(2) Die Modulprüfungen der Bachelorprüfung werden studienbegleitend im Zusammenhang mit den jeweiligen 
Lehrveranstaltungen durchgeführt.  

 
§ 16 

Art und Umfang der Bachelorprüfung 
 
(1) Die Bachelorprüfung besteht aus Modulprüfungen, dem Praxisprojekt (Praktikum), der Bachelorarbeit und 

dem Kolloquium. Zu erwerben sind:  
 

 1. 135 ECTS-Kreditpunkte in den in der Anlage zur Studienordnung aufgeführten Modulen 
 2. 30 ECTS-Kreditpunkte in einem Praxisprojekt entsprechend den Vorgaben in § 3  
 3. Insgesamt 15 ECTS-Kreditpunkte durch die Bachelorarbeit (12 ECTS-Kreditpunkte) und das Kolloquium (3      
          ECTS-Kreditpunkte). 
 
(2) Gegenstand der Modulprüfungen sind die Stoffgebiete der den Prüfungsfächern nach Maßgabe der 

Studienordnung zugeordneten Lehrveranstaltungen. Die Art der Prüfungsleistung ergibt sich aus der in der 
Anlage zu dieser Prüfungsordnung beigefügten Tabelle.   

 
§ 17 

Ausgabe und Bearbeitungszeit der Bachelorarbeit 
 
(1) Die Bachelorarbeit soll zeigen, dass der Kandidat in der Lage ist, innerhalb einer vorgegebenen Frist ein 

Problem selbständig nach wissenschaftlichen Methoden zu bearbeiten.  
 
(2) Die Bachelorarbeit wird von einem Professor betreut. Die Ausgabe der Bachelorarbeit erfolgt über den 

Prüfungsausschuss der Fakultät. Thema und Zeitpunkt sind aktenkundig zu machen. Der Kandidat kann 
Themenwünsche äußern. Die Ausgabe der Bachelorarbeit kann erst erfolgen, wenn der Kandidat mindestens 
120 ECTS in Modulprüfungen erworben hat.   

 
(3) Die Bearbeitungszeit der Bachelorarbeit beträgt 16 Wochen. Thema, Aufgabenstellung und Umfang der 

Bachelorarbeit sind vom Betreuer so zu begrenzen, dass die Frist zur Bearbeitung der Bachelorarbeit 
eingehalten werden kann. Die Bearbeitungszeit kann auf Antrag des Kandidaten aus Gründen, die er nicht 
zu vertreten hat, durch den Prüfungsausschuss der Fakultät um höchstens 6 Wochen verlängert werden. 

 
 § 18 

Abgabe, Bewertung und Wiederholung der Bachelorarbeit, Kolloquium 
 
(1) Die Bachelorarbeit ist fristgemäß in gebundener Form in zweifacher Ausfertigung sowie in geeigneter 

elektronischer Form beim Zentrum für Weiterbildung abzugeben. Der Abgabezeitpunkt ist aktenkundig zu 
machen. Bei Zusendung per Post gilt das Datum des Poststempels. Wird die Bachelorarbeit aus vom 
Studierenden zu vertretenden Gründen nicht fristgemäß abgegeben, ist sie mit der Note „nicht ausreichend“ 
zu bewerten. 

 
(2) Bei der Abgabe hat der Kandidat schriftlich zu versichern, dass er seine Arbeit selbständig verfasst und keine 

anderen als die angegebenen Quellen und Hilfsmittel benutzt hat.  
 

(3) Die Begutachtung und Bewertung erfolgt durch den Betreuer und einen weiteren Prüfer aus dem 
Studiengang Wirtschaftsinformatik und Digitale Transformation (Bachelor of Science). Die Bewertung ergibt 
sich aus dem arithmetischen Mittel der Einzelnoten beider Prüfer. Eine Rundung erfolgt nach § 7 Abs. 2 Satz 
2. Die Begutachtung muss spätestens drei Monate nach Abgabe abgeschlossen sein. Weichen die Noten der 
beiden Prüfer um mehr als zwei Notenstufen voneinander ab oder beurteilt einer der beiden Prüfer die Arbeit 
mit der Note „nicht ausreichend“ (5,0), wird durch den Prüfungsausschuss ein dritter Prüfer bestellt. 
Bewerten zwei der drei Prüfern die Prüfungsleistung mit der Note „nicht ausreichend“ (5,0), so ist sie nicht 
bestanden und wird mit der Note „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet. In allen anderen Fällen ergibt sich die 
Note aus dem arithmetischen Mittel der drei Einzelnoten, wobei mindestens die Note „ausreichend“ (4,0) zu 
erreichen ist. Eine Rundung erfolgt nach § 7 Absatz 2 Satz 2.     
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(4) Die Bachelorarbeit kann bei einer Bewertung, die schlechter als „ausreichend" (4,0) ist, oder bei nicht 
fristgerechter Abgabe nur einmal wiederholt werden.                                                    

 
(5) Für die bestandene Bachelorarbeit erhält der Kandidat 12 ECTS-Kreditpunkte. Die Bewertung der 

Bachelorarbeit geht mit acht Zehnteln in die Bewertung der Gesamtleistung „Bachelorarbeit und Kolloquium“ 
ein.  

 
(6) Im Rahmen eines Kolloquiums soll der Kandidat seine Bachelorarbeit erläutern. Das Kolloquium erstreckt 

sich auch auf Fragen aus dem gesamten Fachgebiet, dem die Bachelorarbeit entnommen ist. Es kann erst 
abgelegt werden, wenn 135 ECTS-Kreditpunkte in Modulprüfungen erreicht sind, das Praxisprojekt 
(Praktikum) bestanden ist und die Bachelorarbeit bestanden ist. Das Kolloquium wird vor dem 
betreuenden Professor in Gegenwart eines sachkundigen Beisitzers abgelegt. Die Dauer des Kolloquiums 
beträgt 30 Minuten. Der Kandidat erhält für das bestandene Kolloquium 3 ECTS-Kreditpunkte. 

 
(7) Das Kolloquium wird nach § 7 Absatz 1 benotet. Die Bewertung des Kolloquiums geht mit zwei Zehnteln in 

die Bewertung der Gesamtleistung „Bachelorarbeit und Kolloquium“ ein. Ein nicht bestandenes Kolloquium 
kann einmal wiederholt werden. 

 
§ 19 

 Bildung der Gesamtnote, Zeugnis und Diploma Supplement 
 
(1) Die Gesamtnote ergibt sich wie folgt:  
 a) zu 90 Prozent aus der Gesamtnote der Modulprüfungen, gebildet aus den zu gleichen Teilen gewichteten   
          Einzelnoten der Modulprüfungen, § 7 Abs. 2 S. 2 der Prüfungsordnung gilt entsprechend, sowie  
 b) zu 10 Prozent aus der Gesamtleistung „Bachelorarbeit und Kolloquium“ gemäß § 18 Abs. 5 und 7 der  
          Prüfungsordnung. 
 

(2) Über die bestandene Bachelorprüfung erhält der Kandidat ein Zeugnis. In das Zeugnis werden die 
Modulnoten, der Nachweis über das bestandene Praxisprojekt (Praktikum), das Thema der Bachelorarbeit, 
die Note der Bachelorarbeit und des Kolloquiums sowie die Gesamtnote aufgenommen. Alle Noten werden 
in Worten und in Klammern dezimal mit einer Nachkommastelle angegeben.  

 
(3) Das Zeugnis trägt das Datum des Tages, an dem die letzte Prüfungsleistung (Kolloquium) erbracht worden 

ist. Es wird vom Dekan der Fakultät und dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses unterzeichnet. 
 
(4) Die Hochschule stellt ein Diploma Supplement (DS) entsprechend dem „Diploma Supplement Modell“ der 

Europäischen Union/UNESCO aus. Als Darstellung des nationalen Bildungssystems ist der zwischen 
Kultusministerkonferenz und Hochschulrektorenkonferenz abgestimmte Text in der jeweils geltenden 
Fassung zu verwenden. Sobald eine hinreichende Datenbasis vorhanden ist, ist in das Diploma Supplement 
die statistische Verteilung der Gesamtnoten aller Absolventen des berufsbegleitenden, der Weiterbildung 
dienenden Studiengangs Wirtschaftsinformatik und Digitale Transformation (Bachelor of Science) 
aufzunehmen.   

 
§ 20 

Bachelorgrad und Bachelorurkunde 
 
(1) Ist die Bachelorprüfung bestanden, wird der akademische Grad „Bachelor of Science (B. Sc.)“ verliehen.  
 
(2) Gleichzeitig mit dem Zeugnis erhält der Kandidat die Bachelorurkunde mit dem Datum des Zeugnisses. Darin 

wird die Verleihung des Bachelorgrades beurkundet. Die Bachelorurkunde wird vom Präsidenten 
unterzeichnet und mit dem Siegel der Hochschule versehen. 
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§ 21 
Ungültigkeit der Bachelorprüfung 

 
(1) Hat der Kandidat bei einer Prüfungsleistung getäuscht und wird diese Tatsache erst nach Aushändigung des 

Zeugnisses bekannt, so kann die Note der Prüfungsleistung entsprechend § 8 Absatz 3 berichtigt werden. 
Gegebenenfalls kann die Prüfungsleistung für "nicht ausreichend" und die Bachelorprüfung für 
nicht bestanden erklärt werden.  

 
(2) Waren die Voraussetzungen für die Abnahme einer Prüfungsleistung nicht erfüllt, ohne dass der Kandidat 

hierüber täuschen wollte, und wird diese Tatsache erst nach Aushändigung des Zeugnisses bekannt, so wird 
dieser Mangel durch das Bestehen der Prüfungsleistung geheilt. Hat der Kandidat vorsätzlich zu Unrecht 
erwirkt, dass er die Prüfungsleistung ablegen konnte, so kann die Prüfungsleistung für „nicht ausreichend" 
und die Bachelorprüfung für „nicht bestanden“ erklärt werden. 

 

(3) Dem Kandidaten ist vor einer Entscheidung Gelegenheit zur Äußerung zu geben. 
 
(4) Das unrichtige Zeugnis ist einzuziehen und gegebenenfalls ein neues zu erteilen.  

 
§ 22 

Einsicht in die Prüfungsakte 
 
Innerhalb eines Jahres nach Abschluss des Prüfungsverfahrens wird dem Kandidaten auf Antrag in 
angemessener Frist Einsicht in seine schriftlichen Prüfungsarbeiten gewährt. 

 
§ 23 

Schutzfristen nach dem Mutterschutzgesetz, Elternzeit sowie Pflegezeit 
 
Bei der Durchführung dieser Prüfungsordnung ist das Mutterschutzgesetz zu beachten. Zeiten der Gewährung 
von Elternzeit und der tatsächlichen Pflege eines nach § 7 Abs. 3 PflegeZG nahen Angehörigen, dessen 
Pflegedürftigkeit nach § 4 Abs. 2 PflegeZG nachgewiesen ist, sind zu berücksichtigen. 
 

§ 24 
Gleichstellungsklausel 

 
Status- und Funktionsbezeichnungen nach dieser Ordnung gelten jeweils für alle Geschlechter. 

 
§ 25 

Inkrafttreten 
 
Diese Prüfungsordnung tritt am ersten Tag des Monats in Kraft, der auf ihre Bekanntmachung im 
Verkündungsblatt der Hochschule Schmalkalden folgt. 
 
 
Schmalkalden, 16. Dezember 2025 
 

Prof. Dr. Gundolf Baier  
Präsident 
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Anlage:  Art der Prüfungsleistungen 
 

 

Modul Art der Prüfungsleistung 

Einführung in die Wirtschaftsinformatik Klausur 

Grundlagen der Wirtschaftswissenschaften Klausur 

Mathematik I Klausur 

Projektmanagement Klausur 

Mathematik II Klausur 

Finanzierung und Investition Klausur 

Marketing und Customer Relationship Management Klausur 

Wissenschaftliches Arbeiten und Schlüsselqualifikationen Klausur 

Programmierung I Klausur 

Anwendungssysteme Klausur 

Rechnungswesen Klausur 

Web-Technologien Klausur 

Programmierung II Klausur 

Software Engineering und agile Softwareentwicklung Klausur 

Informationsmanagement Klausur 

Dienstleistungsmanagement Klausur 

Rechnernetze Klausur 

Datenbanken Klausur 

IT-Recht und IT-Compliance Klausur 

Unternehmensführung und Controlling Klausur 

IT-Sicherheit und Datenschutz Klausur 

Entwicklung mobiler Anwendungen Klausur sowie Bearbeitung von Projektaufgaben 

Geschäftsprozessmanagement Projektarbeit 

Digitale Transformation und digitale Konzeption Klausur 

Rechnerbasierte Intelligenz Klausur 

Blockchain Klausur sowie Bearbeitung von Projektaufgaben 

Digitale Geschäftsmodelle und Entrepreneurship Klausur 
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Studienordnung 
für den berufsbegleitenden, der Weiterbildung dienenden Studiengang  
Wirtschaftsinformatik und Digitale Transformation (Bachelor of Science) 

an der Fakultät Informatik der Hochschule Schmalkalden 
 

vom 16. Dezember 2025 
 
 

Gemäß §§ 3 Abs. 1, 38 Abs. 3 des Thüringer Hochschulgesetzes (ThürHG) vom 10. Mai 2018 (GVBl. S. 149), zuletzt 
geändert durch Artikel 31 des Gesetzes vom 2. Juli 2024 (GVBl. S. 277) in Verbindung mit §§ 16 Abs. 1 Satz 2 Nr. 
1, 21 Abs. 1 Satz 4 Nr. 4, 22 Abs. 3 der Grundordnung der Hochschule Schmalkalden vom 11. April 2019 
(Thüringer Staatsanzeiger Nr. 18/2019, S. 807) erlässt die Hochschule Schmalkalden auf der Grundlage der vom 
Präsidenten der Hochschule Schmalkalden am 16. Dezember 2025 genehmigten Prüfungsordnung für den 
berufsbegleitenden, der Weiterbildung dienenden Bachelorstudiengang Wirtschaftsinformatik und Digitale 
Transformation folgende Studienordnung für den berufsbegleitenden, der Weiterbildung dienenden 
Bachelorstudiengang Wirtschaftsinformatik und Digitale Transformation. Der Rat der Fakultät Informatik hat am 
12. Juni 2019 und 9. April 2025 die Studienordnung beschlossen; die Zentrale Studienkommission hat dieser am 
26. Juni 2019 und 16. April 2025 zugestimmt. Der Präsident der Hochschule Schmalkalden hat mit Erlass vom 16. 
Dezember 2025 die Studienordnung genehmigt. 
 
Inhaltsverzeichnis 
 
§  1 Geltungsbereich 
§  2 Zulassungsvoraussetzungen 
§  3 Ziel und Inhalt des Studiengangs 
§  4 Aufbau des Studiums 
§  5 Arten von Lehrveranstaltungen 
§  6 Gleichstellungsklausel 
§  7 Inkrafttreten 
 

Anlage 1: Studienplan 
Anlage 2: Praktikumsordnung 
 

§ 1  
Geltungsbereich 

 
Diese Studienordnung regelt auf der Grundlage der Prüfungsordnung Ziel, Inhalt und Aufbau des Studiums im 
berufsbegleitenden, der Weiterbildung dienenden Studiengang Wirtschaftsinformatik und Digitale 
Transformation (Bachelor of Science) an der Fakultät Informatik der Hochschule Schmalkalden. 

 

§ 2 
Zulassungsvoraussetzungen 

 
(1) Eine Zulassung zum Studium im berufsbegleitenden, der Weiterbildung dienenden Studiengang Wirtschafts-

informatik und Digitale Transformation (Bachelor of Science) an der Hochschule Schmalkalden erfolgt, wenn 
der Kandidat eine der folgenden Voraussetzungen nachweist: 

  

 1. Zeugnis der allgemeinen Hochschulreife, der fachgebundenen Hochschulreife oder Fachhochschulreife,
  

 2. Zeugnis einer Meisterprüfung oder einer der Meisterprüfung gleichwertigen beruflichen Fortbildung im 
  erlernten Beruf nach dem Berufsbildungsgesetz, nach der Handwerksordnung oder einer sonstigen  
  öffentlich-rechtlichen Regelung,   
 3. Zeugnis eines erfolgreich abgeschossenen Bildungsgangs zum staatlich geprüften Techniker oder staat-
  lich geprüften Betriebswirt, 
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 4. erfolgreicher Abschluss einer sonstigen beruflichen Fortbildung, sofern sie durch Rechtsverordnung als 
  mit der Meisterprüfung gleichwertig festgestellt ist oder von der Hochschule als gleichwertig festgestellt 
  wird. 
   

 Darüber hinaus soll der Kandidat über erste einschlägige berufliche Vorerfahrungen verfügen. 
 

(2)  Eine Zulassung zum Studium im berufsbegleitenden, der Weiterbildung dienenden Studiengang 
Wirtschaftsinformatik und Digitale Transformation (Bachelor of Science) auf Probe erfolgt, wenn der Kandidat 
eine erfolgreich abgeschlossene mindestens zweijährige Berufsausbildung in einem zum angestrebten 
Studiengang fachlich verwandten Bereich und anschließend eine mindestens dreijährige hauptberufliche 
Berufspraxis in einem zum angestrebten Studiengang fachlich verwandten Bereich nachweist. Das Nähere 
regelt die Satzung zur Regelung des Studiums auf Probe für beruflich Qualifizierte ohne 
Hochschulzugangsberechtigung an der Hochschule Schmalkalden.  

 
(3) Eine Zulassung zum Studium im berufsbegleitenden, der Weiterbildung dienenden Studiengang Wirtschafts-

informatik und Digitale Transformation (Bachelor of Science) nach Bestehen einer Eingangsprüfung erfolgt 
für beruflich Qualifizierte ohne Hochschulzugangsberechtigung, die über eine abgeschlossene 
Berufsausbildung verfügen und mindestens drei Jahre hauptberuflich tätig waren.  

 
(4) Sollten Regelungen dieser Studienordnung Belange von Studierenden mit Kinderbetreuungs- und 

Pflegepflichten sowie von Studierenden mit Behinderungen oder chronischen Erkrankungen unangemessen 
beeinträchtigen hat der Prüfungsausschuss auf Antrag Möglichkeiten zur Abhilfe zu prüfen.  

 
(5) Der Studiengang Wirtschaftsinformatik und Digitale Transformation (Bachelor of Science) ist ein 

berufsbegleitender, der Weiterbildung dienender Studiengang, der gemäß § 6 Abs. 1 des Thüringer 
Hochschulgebühren- und -entgeltgesetzes gebührenpflichtig ist. Die Gebühr beträgt 1.980 Euro pro 
Semester. Nähere Einzelheiten zur Gebührenerhebung sind in der Gebühren- und Entgeltordnung der 
Hochschule Schmalkalden geregelt. 

 

§ 3 
Ziel und Inhalt des Studiengangs 

 
(1) Ziel des Studiums ist die Vermittlung von fundierten Kenntnissen der Informatik, umfassendem 

betriebswirtschaftlichem Know-how, relevantem Rechtswissen sowie von Kompetenzen zur Planung von 
Digitalisierungsprojekten. Die Studierenden sollen befähigt werden, komplexe Probleme selbständig zu 
analysieren, Beurteilungen und Lösungen wissenschaftlich fundiert zu erarbeiten und in ihrem beruflichen 
Umfeld zu realisieren. 

 

(2) Das Studium soll den Studierenden unter Berücksichtigung der Anforderungen und Veränderungen in der 
Berufswelt die erforderlichen fachlichen Kenntnisse, Fähigkeiten und Methoden so vermitteln, dass sie zu 
fundierter Urteilsfähigkeit, zur kritischen Einordnung der Erkenntnisse und zu verantwortlichem Handeln 
befähigt werden.  

 

§ 4 
Aufbau des Studiums 

 
(1) Das Studium umfasst acht Semester. 
 

(2) Während der ersten sechs Semester sind neben dem Besuch der Lehrveranstaltungen, Lehrbriefe und 
Projektarbeiten zu bearbeiten.  

(3) Im siebten Semester ist ein Praxisprojekt (Praktikum) zu absolvieren, welches im achten Semester fortgeführt 
wird. Die Aufgabenstellungen des Praxisprojektes berühren insbesondere die Inhalte der vorangegangenen 
Lehrveran staltungen. Näheres regelt die Praktikumsordnung (Anlage 2) 

 
(4) Das achte Semester dient neben der Fortführung des Praktikums der Bearbeitung der Bachelorarbeit und 
 der Durchführung des Kolloquiums. 
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(5) Die Modulbezeichnungen, der Stundenumfang, die zeitliche Abfolge und die ECTS-Kreditpunkte ergeben sich 
 aus der der Tabelle in Anlage 1.  
 
(6) Die Studiensprache ist Deutsch. 
 

§ 5 
Arten von Lehrveranstaltungen 

 
Im berufsbegleitenden, der Weiterbildung dienenden Studiengang Wirtschaftsinformatik und Digitale 
Transformation (Bachelor of Science) können Lehrveranstaltungen in den folgenden Formen durchgeführt 
werden: 
  

Vorlesung 
Zusammenhängende Darstellung und Vermittlung von Grund- und Spezialwissen sowie wissenschaftlicher 
Methoden  
 

Gruppenarbeit 
Erarbeiten wissenschaftlicher Erkenntnisse oder Beurteilung vorwiegend neuer Problemstellungen mit 
wissenschaftlichen Methoden durch überwiegend von Studierenden vorbereitete Beiträge; Durcharbeiten von 
Lehrstoffen, Vermittlung grundlegender Kenntnisse und Fertigkeiten sowie Vertiefung von 
Methodenkenntnissen durch Lösung exemplarischer Aufgaben, die in Gruppenarbeit gelöst werden 
 

Übung im PC-Pool 
Praktische Anwendungsaufgaben, welche in kleinen Gruppen durchgeführt werden 
 

§ 6  
Gleichstellungsklausel 

 
Status- und Funktionsbezeichnungen nach dieser Ordnung gelten jeweils für alle Geschlechter. 

 
§ 7  

Inkrafttreten 
 

Diese Studienordnung tritt am ersten Tag des Monats in Kraft, der auf ihre Bekanntmachung im 
Verkündungsblatt der Hochschule Schmalkalden folgt.  
 
 
Schmalkalden, 16. Dezember 2025 

 
Der Präsident 

Professor Dr. Gundolf Baier 



 
 
 

 
 

 
 

VERKÜNDUNGSBLATT NR. 1/2026                                                                                               SEITE 53 

Anlage 1: Studienplan     
 

Veranstaltung/ 
Modulprüfung 

 Fach- 
semester 1 

Fach- 
semester 2 

Fach- 
semester 3 

Fach- 
semester 4 

Fach- 
semester 5 

Fach- 
semester 6 

Fach- 
semester 7 

Fach- 
semester 8 

 

   

  ECTS Pz 
in h 

Sz 
in h 

Pz 
in h 

Sz 
in h 

Pz 
in h 

Sz 
in h 

Pz 
in h 

Sz 
in h 

Pz 
in 

Sz 
in h 

Pz 
in h 

Sz 
In h 

Pz 
in h 

Sz 
in h 

Pz 
in h 

Sz 
in h h 

Pflichtmodule                   
Einführung in die 
Wirtschaftsinformatik 

5 24 126               150 
 

Grundlagen der Wirt-
schaftswissenschaften 
 

5 24 126               150 

Mathematik I 5 24 126               150 

Projektmanagement 5 24 126               150 

Mathematik II 5   24 126             150 

Finanzierung und 
Investition 

5   24 126             150 

Marketing und 
Customer 
Relationship 
Management 

5   24 126             150 

Wissenschaftliches 
Arbeiten und 
Schlüsselqualifikatione
n 

5   24 126             150 

Programmierung I 5   32 118             150 

Anwendungs- 
systeme 

5     24 126           150 

Rechnungswesen 5     24 126           150 

Web-Technologien 5     32 118           150 

Programmierung II 5     32 118           150 

Software Engineering 
und agile Software-
entwicklung 

5     24 126           150 

Informations- 
management 
Anwendungssystem
e 
Agile 
Softwareentwicklun
g 
 

5       24 126         150 

Dienstleistungs-
management 

5       24 126         150 

Rechnernetze  
5       24 126         150 

Datenbanken 5       32 118         150 

IT-Recht und IT-
Compliance 5         24 126       150 

Unternehmensfüh-
rung und Controlling 5         24 126       150 

IT-Sicherheit und 
Datenschutz 

5         24 126       150 

Entwicklung mobiler 
Anwendungen 5         32 118       150 
Geschäftsprozess-
management 

5         24 126       150 
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Veranstaltung/ 
Modulprüfung 

 Fach- 
semester 1 

Fach- 
semester 2 

Fach- 
semester 3 

Fach- 
semester 4 

Fach- 
semester 5 

Fach- 
semester 6 

Fach- 
semester 7 

Fach- 
semester 8 

 

     

 ECTS 
Pz 
in h 

Sz 
in h 

Pz 
in h 

Sz 
in h 

Pz 
in h 

Sz 
in h 

Pz 
in h 

Sz 
in h 

Pz 
in 

Sz 
in h 

Pz 
in h 

Sz 
In h 

Pz 
in h 

Sz 
in h 

Pz 
in h 

Sz 
in h h 

Pflichtmodule                   
Digitale Transfor-
mation und digitale 
Konzeption 

5           24 126     150 

Rechnerbasierte 
Intelligenz 5           32 118     150 

Blockchain 5           32 118     150 

Digitale Geschäfts-
modelle und  
Entrepreneurship 

5           24 126     150 

Praxisprojekt 
(Praktikum) 30             0 750   900 

              0 150 
Nachrichtlich: 
Bachelorarbeit 
und Kolloquium 

12 
3 

              0 
8 

360 
82 

360 
90 

 h   96 504 128 622 136 614 104 496 128 622 112 488 0 750 8 592 5400 

 ECTS  20 25 25 20 25 20 25 20 180 

 

Pz = Präsenzzeit; Sz = Selbststudienzeit 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 
 
 

 
 

 
 

VERKÜNDUNGSBLATT NR. 1/2026                                                                                               SEITE 55 

Anlage 2 
 

Praktikumsordnung  
für den berufsbegleitenden, der Weiterbildung dienenden Studiengang  
Wirtschaftsinformatik und Digitale Transformation (Bachelor of Science) 

an der Fakultät Informatik der Hochschule Schmalkalden 
 

§ 1 
Praktikum 

 
(1) Das Praktikum dient der praktischen Anwendung der im Studium erworbenen Kenntnisse und Fähigkeiten. 

Es soll den Studierenden ermöglichen, Einblicke in die berufliche Praxis zu gewinnen, berufliche 
Kompetenzen zu entwickeln und erste Erfahrungen im Arbeitsumfeld zu sammeln.  

 
(2) Das Praktikum wird von der Hochschule Schmalkalden betreut und ist Bestandteil des Studiums.  
 
(3) Das Praktikum wird auf der Grundlage eines Praktikumsvertrages zwischen den Studierenden und der 

jeweiligen Praxisstelle geregelt.   
 

§ 2 
Zulassung und Dauer 

 
(1) Zum Praktikum kann nur zugelassen werden, wer zu Beginn des Praktikums dem Prüfungsausschuss der 

Fakultät durch Vorlage eines aktuellen Notenspiegels 100 ECTS-Leistungspunkte nachweist und eine 
Praktikumsstelle benennt. 

 
(2) Die Studierenden haben vor Beginn des Praktikums einen Professor oder eine andere nach § 54 Abs. 2 

ThürHG prüfungsberechtigte Person aus dem Studiengang als Betreuer zu wählen. Durch den Betreuer wird 
das Praktikumsthema bestätigt.  

 
(3) Das Praktikum umfasst mindestens 23 Wochen. Die wöchentliche Arbeitszeit richtet sich nach den 

Regelungen der Praktikumsstelle. Insgesamt müssen 900 Stunden absolviert werden.  
 

§ 3 
Praktikumsstelle, Vertrag 

 
(1) Das Praktikum wird in enger Zusammenarbeit der Hochschule Schmalkalden mit der Praktikumsstelle 

durchgeführt. Eine Durchführung im eigenen oder elterlichen Betrieb sowie im Betrieb des Ehegatten ist im 
Regelfall nicht möglich. Über Ausnahmen entscheidet der Prüfungsausschuss der Fakultät. 

 
(2) Den Inhalt des Vertrages zwischen der Praktikumsstelle und dem Studierenden gestaltet der Studierende 

gemeinsam mit der Praktikumsstelle. Eine Kopie des Vertrages ist dem Zentrum für Weiterbildung zuzuleiten. 
 
Der Vertrag regelt insbesondere die 

 
1. Verpflichtungen der Praktikumsstelle: 

a) Einsatz des Studierenden für die Dauer des Praktikums entsprechend den im Vertrag 
 genannten Aufgabenbereichen, 
b) Ausstellung eines Zeugnisses, das Angaben über den zeitlichen Umfang mit eventuellen Fehlzeiten 

und die Inhalte der praktischen Tätigkeiten enthält, 
c) Benennung eines Betreuers für den Studierenden. 
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2. Verpflichtungen des Studierenden: 
a) Wahrnehmung der gebotenen Ausbildungsmöglichkeiten und sorgfältige Ausführung der 

übertragenen Aufgaben, 
b) Beachtung der für die Praxisstelle geltenden Ordnungen, insbesondere Arbeitsordnungen und 

Unfallverhütungsvorschriften sowie der Vorschriften über die Schweigepflicht. 
 
(3) Der Studierende ist verpflichtet, ein Fernbleiben von der Praktikumsstelle unverzüglich dem Zentrum für 

Weiterbildung sowie der Praktikumsstelle anzuzeigen. 
 

§ 4 
Status der Studierenden an der Praktikumstelle 

 
Während des Praktikums, das Bestandteil des Studiums ist, bleiben die Studierenden an der Hochschule 
Schmalkalden mit allen Rechten und Pflichten immatrikuliert. Die Studierenden sind keine Praktikanten im Sinne 
des Berufsbildungsgesetzes und unterliegen an der Praktikumsstelle weder dem Betriebsverfassungsgesetz 
noch dem Personalvertretungsgesetz. Andererseits sind die Studierenden an die Vorschriften ihrer 
Praktikumsstelle gebunden. 
 

§ 5 
Haftung 

 
(1) Die Studierenden sind während des Praktikums nach § 2 Abs. 1 SGB VII gesetzlich gegen Unfall versichert. Im 

Versicherungsfall übermittelt die Praktikumsstelle der Hochschule Schmalkalden eine Kopie der 
Unfallanzeige. 

 
(2) Das Haftungsrisiko der Studierenden an der Praktikumsstelle ist für die Laufzeit des Vertrages durch die 

allgemeine Betriebshaftpflichtversicherung der Praktikumsstelle gedeckt.  
 

§ 6 
Zeugnis über die Praktikumstätigkeit 

 
Die Praktikumsstelle stellt den Praktikanten über die abgeleistete Tätigkeit ein Zeugnis aus, dessen Inhalt dem 
Muster im Anhang A entsprechen soll. 
 

§ 7 
Anerkennung des Praktikums 

 
(1) Im Praktikum ist eine schriftliche Praktikumsarbeit anzufertigen. Dabei sind die üblichen Regeln für eine 

wissenschaftliche Arbeit einzuhalten. Die schriftliche Praktikumsarbeit ist zusammen mit dem ausgefüllten 
Praktikumszeugnis (Anhang A) im Zentrum für Weiterbildung spätestens vier Wochen nach Beendigung des 
Praktikums einzureichen.  

 
(2) Das Thema der Praktikumsarbeit soll sich mit Problemstellungen aus dem Praktikum befassen. Es ist mit 
 dem Hochschulbetreuer abzustimmen. 
 
(3) Die Praktikumsarbeit soll einen Umfang von 20 Seiten haben und folgende formale Anforderungen erfüllen: 
  

 - Deckblatt mit Thema, Ort und Bezeichnung der Praktikumsstelle, Name des Studierenden, 
        Name des Hochschulbetreuers, Name des Betreuers der Praktikumsstelle, Bearbeitungszeitraum 
 - Inhaltsverzeichnis 
 - Ausführung zu den bearbeiteten Aufgabenstellungen 
 - Quellenverzeichnis (Literatur, Websites, Tagungsunterlagen etc.) 
 - Erklärung, dass die Arbeit selbständig angefertigt wurde und nur die angegebenen Hilfsmittel und Quellen  
   verwendet wurden. 
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(4) Die Praktikumsarbeit wird durch den Hochschulbetreuer bewertet, aber nicht benotet. 
 
(5) Der Praktikant erhält vom Prüfungsausschuss der Fakultät sowie dem Hochschulbetreuer eine Bestätigung 

über den erfolgreichen Abschluss des Praktikums (Anhang B). 
 

§ 8 
Anrechnung von praktischen Tätigkeiten 

 
Vom Praktikum kann auf Antrag befreit werden, wer nach Abschluss einer Erstausbildung eine hauptberufliche, 
einschlägige Berufstätigkeit von mindestens 900 Stunden nachweisen kann. Über die Anrechnung entscheidet 
bei Antragstellung der Prüfungsausschuss der Fakultät. 

 
§ 9 

Gleichstellungsklausel 
 

Status- und Funktionsbezeichnungen nach dieser Ordnung geltend jeweils für alle Geschlechter. 
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Anhang A 
 

Praktikumszeugnis 

 
 

Herr / Frau  _______________________________________________________________________________________________________ 

 

geb. am   ______________________________ in ___________________________________________________________________ 

 

wurde vom ______________________________ bis ___________________________________________________________________ 

 

für das Praktikum wie folgt beschäftigt: 

 

Art der Tätigkeit                   Dauer 

_____________________________________________________________________  ______________________________ 

_____________________________________________________________________  ______________________________ 

_____________________________________________________________________  ______________________________ 

_____________________________________________________________________  ______________________________ 

_____________________________________________________________________  ______________________________ 
 

Das Praktikum umfasste           insgesamt ____________________  Wochen 

 
Fehltage während des Praktikums:                                         ______________________________ 

▫ Insgesamt wurden 900 Stunden absolviert    

 

Die regelmäßig wöchentliche Arbeitszeit betrug: _________________________________________  Stunden 

 

Besondere Bemerkungen:  

_______________________________________________________________________________________________________ 

_______________________________________________________________________________________________________ 

_______________________________________________________________________________________________________ 

_______________________________________________________________________________________________________ 

 

(Ort): ____________________________________________________________  Datum:   __________________________ 

 

_______________________________________________________________________________________________________ 

(Stempel der Praktikumsstelle)              (Unterschrift) 
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Anhang B 
 

Bestätigung  
 

über den erfolgreichen Abschluss des Praktikums 
 

 

Herr / Frau   

Matrikelnummer  
 
 
hat entsprechend der Praktikumsordnung für den berufsbegleitenden, der Weiterbildung dienenden 
Studiengang Wirtschaftsinformatik und Digitale Transformation (Bachelor of Science) an der Fakultät Informatik 
der Hochschule Schmalkalden alle erforderlichen Leistungen zur Anerkennung des Praktikums erbracht. 
 
 
1. Absolvierung des Praktikums  

     󠆮▫ Im Rahmen des Praktikums wurden 900 Stunden absolviert 

 

Schmalkalden, den     
 

        (Prüfungsausschuss der Fakultät) 

 

 
2. Praktikumsarbeit zum Thema 

  

  

  

  

 ▫ bestanden 

 
 
 

   

Schmalkalden, den     

                     (Hochschulbetreuer) 

 
 



 
 
 

 
 

 
 

VERKÜNDUNGSBLATT NR. 1/2026                                                                                               SEITE 60 

Prüfungsordnung 
für den Studiengang Recht der Digitalisierung (Bachelor of Laws) 
an der Fakultät Wirtschaftsrecht der Hochschule Schmalkalden 

 
vom 16. Dezember 2025 

 
Gemäß §§ 3 Abs. 1, 38 Abs. 3 des Thüringer Hochschulgesetzes (ThürHG) vom 10. Mai 2018 (GVBl. S. 149), zuletzt 
geändert durch Artikel 31 des Gesetzes vom 2. Juli 2024 (GVBl. S. 277) in Verbindung mit §§ 16 Abs. 1 Satz 2 Nr. 
1, 21 Abs. 1 Satz 4 Nr. 4, 22 Abs. 3 der Grundordnung der Hochschule Schmalkalden vom 11. April 2019 
(Thüringer Staatsanzeiger Nr. 18/2019, S. 807) erlässt die Hochschule Schmalkalden folgende Prüfungsordnung 
für den Bachelorstudiengang Recht der Digitalisierung. Der Rat der Fakultät Wirtschaftsrecht hat am 12. Juni 
2024 und 21. Mai 2025 die Prüfungsordnung beschlossen, die Zentrale Studienkommission hat am 19. Juni 2024 
und 12. November 2025 der Prüfungsordnung zugestimmt. Der Präsident der Hochschule Schmalkalden hat mit 
Erlass vom 16. Dezember 2025 die Ordnung genehmigt. 
 
 
Inhaltsverzeichnis 
 
§ 1 Geltungsbereich 
§ 2 Regelstudienzeit, Leistungsumfang, praktisches Studiensemester, Auslandssemester 
§ 3 Prüfungsaufbau 
§ 4 Allgemeine Zulassungsvoraussetzungen 
§ 5 Modulprüfungen, Teilmodulprüfungen 
§ 6 Bewertung der Modul- und Teilmodulprüfungen, Bildung der Noten 
§ 7 Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß 
§ 8 Bestehen und Nichtbestehen 
§ 9 Wiederholung von Modul- und Teilmodulprüfungen 
§ 10 Anrechnung von Studien- und Prüfungsleistungen 
§ 11 Prüfungsausschuss der Fakultät 
§ 12 Prüfer 
§ 13 Zuständigkeiten 
§ 14 Zweck und Durchführung der Bachelorprüfung 
§ 15 Art und Umfang der Bachelorprüfung 
§  16    Ausgabe und Bearbeitungszeit der Bachelorarbeit  
§ 17 Abgabe, Bewertung und Wiederholung der Bachelorarbeit 
§ 18 Zusatzfächer und -module 
§ 19 Bildung der Gesamtnote, Zeugnis und Diploma Supplement 
§ 20 Bachelorgrad 
§ 21 Ungültigkeit der Bachelorprüfung 
§ 22 Einsicht in die Prüfungsakten 
§  23  Härtefälle 
§  24  Gleichstellungsklausel 
§ 25 Inkrafttreten 

 
§ 1 

Geltungsbereich 
 
Diese Prüfungsordnung nach § 55 ThürHG gilt für den Bachelorstudiengang Recht der Digitalisierung mit dem 
Abschluss Bachelor of Laws (LL.B.) an der Fakultät Wirtschaftsrecht der Hochschule Schmalkalden. 
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§ 2 
Regelstudienzeit, Leistungsumfang, praktisches Studiensemester, Auslandssemester 

 
(1) Die Regelstudienzeit beträgt sieben Semester. Zeiten der Beurlaubung nach § 8 der Immatrikulationsordnung 

der Hochschule Schmalkalden bleiben bei der Berechnung der Regelstudienzeit unberücksichtigt. Dies gilt 
ebenso für Zeiten des Mutterschutzes, der Elternzeit und der Pflegezeit.  

 
(2) Es sind mindestens 210 ECTS-Kreditpunkte zu erwerben. Ein ECTS-Kreditpunkt entspricht einem Workload 

von 30 Stunden. Das Studienvolumen, der Studienaufbau und -inhalt folgen im Übrigen aus der 
Studienordnung. 

 

(3) Für das praktische Studiensemester ist das sechste Fachsemester vorgesehen. Das praktische Studien-
semester ist ein in das Studium integrierter, von der Hochschule geregelter, inhaltlich bestimmter, betreuter 
und mit Lehrveranstaltungen begleiteter Ausbildungsabschnitt, der in der Regel in einem Unternehmen oder 
in einer anderen Einrichtung der Berufspraxis in einem Umfang von mindestens 20 Wochen abgeleistet wird. 
Näheres regelt die Studienordnung. Die Teilnahme an den praxisbegleitenden Veranstaltungen nach § 7 Abs. 
3 der Studienordnung ist für alle Praktikanten verpflichtend, sofern nicht besondere Gründe, die z.B. in der 
Art oder dem Ort des Praktikums liegen können, einer Teilnahme entgegenstehen. Über die Befreiung von 
der Teilnahmepflicht entscheidet im Einzelfall auf Antrag oder generell für gleichgelagerte Fälle der 
Prüfungsausschuss. 

 
(4) Die Bereitschaft Studierender, Studienabschnitte im Ausland zu absolvieren, soll durch die Fakultät im 

Rahmen ihrer Möglichkeiten gefördert werden. Vorgesehen für ein Studiensemester an einer ausländischen 
Hochschule ist das siebte Fachsemester. Ein im Ausland absolvierter Studienabschnitt kann im Einzelfall als 
praktisches Studiensemester anerkannt werden, sofern er nicht auf andere Module des Studienprogramms 
angerechnet wird. 

 
(5) Bei Nachweis eines berechtigten Interesses des Studierenden kann auf Antrag eine anteilige Vergabe von 

ECTS-Kreditpunkten für Teilmodule erfolgen, für die eine Teilmodulprüfung vorgesehen ist oder die mit 
vertretbarem Aufwand isoliert geprüft werden können. Insbesondere im Hinblick auf die beabsichtigte oder 
erfolgte Teilnahme an Studienangeboten anderer Hochschulen im In- und Ausland sowie an anderen 
Fakultäten der Hochschule soll dadurch eine angepasste Studienplanung ermöglicht werden. 

 
§ 3 

Prüfungsaufbau 
 
(1) Die Bachelorprüfung besteht aus studienbegleitenden Modulprüfungen und der Bachelorarbeit. 
 
(2) Durch eine Modulprüfung soll festgestellt werden, ob der Studierende Inhalt und Methoden des 

Prüfungsmoduls in den wesentlichen Zusammenhängen beherrscht und die erworbenen Fähigkeiten und 
Kenntnisse selbständig anwenden kann.  

 
(3) Die Note einer bestandenen Modulprüfung wird in das Zeugnis aufgenommen und bildet die Grundlage für 

die Berechnung der Gesamtnote der Bachelorprüfung.  
 

§ 4 
Allgemeine Zulassungsvoraussetzungen 

 
(1) An den Modulprüfungen kann nur teilnehmen, wer aufgrund eines Zeugnisses der allgemeinen Hochschul-

reife, der fachgebundenen Hochschulreife oder Fachhochschulreife oder aufgrund einer durch Rechts-
vorschrift oder von der zuständigen Stelle als gleichwertig anerkannten Zugangsberechtigung an der 
Hochschule Schmalkalden an der Fakultät Wirtschaftsrecht für den Bachelorstudiengang Recht der 
Digitalisierung eingeschrieben ist. Ordentliche Studierende, die an anderen Fakultäten der Hochschule 
eingeschrieben sind, können an Modulprüfungen und den zugrundeliegenden Lehrveranstaltungen 
teilnehmen, wenn dadurch die Ausbildung der Studierenden der Fakultät Wirtschaftsrecht nicht 
nennenswert beeinträchtigt wird. 
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(2) Zur Teilnahme an einer Modulprüfung in Form einer Klausur wird nur zugelassen, wer sich vorher über das 
Zentrale Prüfungsamt anmeldet. Die Anmeldefristen beginnen jeweils vier und enden jeweils zwei Wochen 
vor dem Prüfungszeitraum. Die Anmeldefristen sind Ausschlussfristen. Eine Abmeldung ist bis zum dritten 
Werktag vor dem festgelegten Prüfungstermin möglich.  

 
(3) Die Zulassung zu einer Modulprüfung darf nur abgelehnt werden, wenn 

a) die in Absatz 1 genannten Voraussetzungen nicht erfüllt sind oder 
b) der Kandidat die Bachelorprüfung in einem Studiengang Wirtschaftsrecht, International Business Law 

oder Recht der Digitalisierung an einer Hochschule im Geltungsbereich des Grundgesetzes endgültig nicht 
bestanden hat oder der Kandidat sich in einem Bachelorstudiengang Wirtschaftsrecht, International 
Business Law oder Recht der Digitalisierung in einem noch nicht abgeschlossenen Prüfungsverfahren 
befindet oder 

c) der Kandidat die Frist zur Anmeldung zu der entsprechenden Modulprüfung nicht eingehalten hat. 
 
(4) Die Zulassung zur Anfertigung der Bachelorarbeit erfolgt erst dann, wenn alle Pflichtmodulprüfungen aus 

dem 1. und 2. Fachsemester gemäß § 3 der Studienordnung bestanden wurden. 
 

§ 5 
Modulprüfungen, Teilmodulprüfungen 

 
(1) In den Modulprüfungen soll der Kandidat nachweisen, dass er in begrenzter Zeit und mit begrenzten 

Hilfsmitteln mit den gängigen Methoden des Prüfungsfaches Aufgaben lösen und Themen bearbeiten kann. 
Es soll ferner festgestellt werden, ob der Kandidat über ein breites Grundlagenwissen verfügt. Der Einsatz 
von künstlicher Intelligenz oder selbstlernenden Systemen im Rahmen einer Modulprüfung führt zur 
Bewertung mit „nicht ausreichend“, es sei denn die Besonderheit der konkreten Prüfung erfordert in 
Abstimmung mit dem Prüfer den Einsatz solcher Systeme. 

 
(2) Modulprüfungen sind in Form einer Klausur oder im Hinblick auf die Besonderheiten des jeweiligen Moduls 

in Form einer Haus- oder Seminararbeit, einer Präsentation, einer Praktikumsarbeit einschließlich 
Praktikumsvortrag oder einer Projektarbeit zu erbringen. Sofern die Form nicht bereits durch die Prüfungs- 
oder Studienordnung vorgegeben ist, wird sie von dem für die Veranstaltung zuständigen Lehrenden 
festgelegt und spätestens zum Vorlesungsbeginn bekanntgegeben. 
 

Klausur:  
In den schriftlichen Klausurarbeiten sollen Studierende unter Aufsicht nachweisen, dass sie in begrenzter 
Zeit und mit beschränkten Hilfsmitteln Probleme aus Gebieten des jeweiligen Moduls mit geläufigen 
Methoden der Fachrichtung erkennen und stringent eine Lösung finden können. Über die Zulassung von 
Hilfsmitteln entscheiden die Prüfenden. Die Bearbeitungszeit für eine Klausur bemisst sich nach dem 
Stundenumfang der zugrundeliegenden Lehrveranstaltung. Für je zwei Semesterwochenstunden beträgt sie 
in der Regel 60 Minuten. Klausuren dürfen nicht ausschließlich oder überwiegend nach dem Multiple-Choice-
Verfahren aufgebaut sein. 
 

 Haus- und Seminararbeit: 
 Haus- und Seminararbeiten sind schriftliche Ausarbeitungen, die in der Regel einen Umfang von 8-15 Seiten 

haben und die im Rahmen einer Lehrveranstaltung erstellt werden. In Hausarbeiten sollen die Studierenden 
in begrenzter Zeit nachweisen, dass sie die Zusammenhänge des Moduls im jeweiligen Fachgebiet erkennen, 
spezielle Fragestellungen in diese Zusammenhänge einzuordnen vermögen und stringent fachspezifische 
Probleme lösen können. Über das Thema der Hausarbeit entscheidet der bzw. die Prüfer. Bei der Abgabe hat 
der Kandidat schriftlich zu versichern, dass er seine Arbeit selbständig verfasst und keine anderen als die 
angegebenen Quellen und Hilfsmittel einschließlich nicht vom Prüfer zugelassener künstliche Intelligenz oder 
selbstlernender Systeme verwendet hat. 
 

Präsentationen:  
Präsentationen bestehen aus einer schriftlichen Ausarbeitung von im Regelfall max. 10 Seiten und einem 
mündlichen Vortrag von ca. 30 Minuten Dauer. Die Präsentationsthemen werden zu Beginn des Semesters 
von dem Prüfer bzw. der Prüferin ausgegeben. 



 
 
 

 
 

 
 

VERKÜNDUNGSBLATT NR. 1/2026                                                                                               SEITE 63 

 Praktikumsarbeit und -vortrag:  
 Praktikumsarbeiten sind schriftliche Ausarbeitungen, die in der Regel einen Umfang von 20 Seiten haben und 

die im Praktikumssemester möglichst in thematischer Beziehung zum Inhalt des Praktikums erstellt werden. 
Bei der Abgabe hat der Kandidat schriftlich zu versichern, dass er seine Arbeit selbständig verfasst und keine 
anderen als die angegebenen Quellen und Hilfsmittel einschließlich nicht vom Prüfer zugelassener 
künstlicher Intelligenz oder selbstlernender Systeme verwendet hat.  Der mündliche Praktikumsvortrag soll 
etwa 20 Minuten dauern und im Anschluss Gelegenheit zur Diskussion im Umfang von mindestens 5 Minuten 
bieten. 
 
Projektarbeit: Durch Projektarbeiten wird die Fähigkeit zur Teamarbeit und insbesondere zur Entwicklung, 
Durchsetzung und Präsentation von Konzepten nachgewiesen. Zweck einer Projektarbeit ist es, dass die 
Studierenden an einer praxisbezogenen Aufgabe Ziele definieren sowie interdisziplinäre Lösungsansätze 
und Konzepte erarbeiten können. Die Bewertung erfolgt anhand von Projektberichten und der mündlichen 
Vorstellung. Projektarbeiten sind nur in Wahlpflichtmodulen zulässig. Bei der Abgabe hat der Kandidat 
schriftlich zu versichern, dass er seine Arbeit selbständig verfasst und keine anderen als die angegebenen 
Quellen und Hilfsmittel einschließlich nicht vom Prüfer zugelassener künstliche Intelligenz oder 
selbstlernender Systeme verwendet hat. 

 
(3) Präsentationen und Projektarbeiten können auch in Form einer Gruppenarbeit zugelassen werden, wenn 

der als Prüfungsleistung zu bewertende Beitrag des einzelnen Prüflings deutlich unterscheidbar und 
bewertbar ist. Bei einer Gruppenarbeit müssen die Kandidaten ihren Anteil der Arbeit entsprechend 
kennzeichnen. Modulprüfungen dürfen nicht von Gruppen mit mehr als vier Kandidaten bearbeitet werden. 
Es muss sichergestellt sein, dass jeder Kandidat einen gleichwertigen Anteil an der Gruppenarbeit erbringen 
kann. Klausuren, Hausarbeiten und Praktikumsarbeiten dürfen nicht in Gruppenarbeit erbracht werden.  

 
(4) Für Prüfungsleistungen, die in elektronischer Form oder in elektronischer Kommunikation zu erbringen sind, 

gilt die Satzung zur Regelung fachübergreifender Bestimmungen für Prüfungsverfahren in elektronischer 
Form oder in elektronischer Kommunikation an der Hochschule Schmalkalden (Online-Prüfungs-Satzung) 
vom 03.06.2021 in ihrer jeweils geltenden Fassung. 

 
(5) Soweit die Besonderheit des Moduls oder der Modulprüfung die Gefahr der Täuschung durch Einsatz von 

künstlicher Intelligenz oder selbstlernenden Systemen steigert, kann der Prüfer in Ergänzung zu der 
Modulprüfung nach Abs. 2 zusätzlich eine mündliche Prüfung im Umfang von max. 10 Minuten zu den 
Inhalten des Moduls oder der Modulprüfung aller oder einzelner Studierender festlegen. 

 
(6) Die Studienordnung kann vorsehen, dass sich eine Modulprüfung in bis zu drei Teilmodulprüfungen 

untergliedert. Eine Präsentation, die sich auf eine schriftliche Haus-, Seminar- oder Praktikumsarbeit bezieht, 
bildet mit dieser zusammen eine (Teil-) Modulprüfung; in diesem Fall besteht die Modulprüfung aus 
höchstens einer weiteren Teilmodulprüfung.  

 
(7) Eine Modulprüfung wird bewertet oder nach § 6 Abs. 2 benotet. In den Schwerpunktfächern können in die 

Note der Modulprüfung vorlesungsbegleitende Leistungen einschließlich Seminararbeit und Präsentation 
einfließen; das Nähere wird in der Modulbeschreibung bestimmt. 

 
(8) Macht der Kandidat glaubhaft, dass er wegen einer Behinderung oder Erkrankung nicht in der Lage ist, 

Modulprüfungen ganz oder teilweise in der vorgesehenen Bearbeitungszeit oder ausnahmsweise in der 
festgelegten Prüfungsweise abzulegen, so wird ihm auf vorherigen Antrag an den Prüfungsausschuss bei 
Ablegung der Prüfung ein Nachteilausgleich, beispielsweise durch Verlängerung der Bearbeitungszeit von bis 
zu 15 Minuten pro 60 Minuten Bearbeitungszeit, gewährt. Dazu kann die Vorlage eines amtsärztlichen 
Attestes verlangt werden. Soweit ein Nachteilsausgleich durch Verlängerung der Bearbeitungszeit 
organisatorisch von der Fakultät nicht gewährleistet werden kann, kann der Prüfungsausschuss als 
Nachteilsausgleich auch eine Ausnahme von § 9 Abs. 1 S. 3 beschließen. Ein Anspruch auf eine Abweichung 
von der Prüfungsform besteht im Rahmen eines Nachteilsausgleichs nicht.   
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§ 6 
Bewertung der Modul- und Teilmodulprüfungen, Bildung der Noten 

 
(1) Die Noten für die einzelnen Modulprüfungen werden von den jeweiligen Prüfern festgesetzt.  
 
(2) Die Note einer Modulprüfung ergibt sich aus dem gewichteten Mittel der Einzelbewertungen der 

Modulprüfungen bzw. der Teilmodulprüfungen. Für die Bewertung sind folgende Noten zu verwenden: 
 

1  =  sehr gut    = eine hervorragende Leistung 
2  =  gut     = eine Leistung, die erheblich über den durchschnittlichen Anforderungen liegt 
3  =  befriedigend  = eine Leistung, die durchschnittlichen Anforderungen entspricht 
4  =  ausreichend  = eine Leistung, die trotz ihrer Mängel noch den Anforderungen entspricht 
5  =  nicht ausreichend = eine Leistung, die wegen erheblicher Mängel den Anforderungen nicht mehr ge-

       nügt. 
 

 Zur differenzierten Bewertung der Modul- und Teilmodulprüfungen können einzelne Noten um 0,3 auf 
Zwischenwerte erhöht oder herabgesetzt werden; die Noten 0,7; 4,3; 4,7 und 5,3 sind dabei ausgeschlossen. 
Wird die Note einer Modulprüfung aus zwei oder mehreren Teilmodulprüfungen gebildet oder sind zwei oder 
mehr Prüfer an der Notenbildung beteiligt, erfolgt die Bildung der Gesamtnote nach der Berechnung des 
nach ECTS-Kreditpunkten gewichteten Durchschnitts der Teilnoten und anschließender Festlegung nach Satz 
3 durch einen der Prüfer. Die Modulprüfungen sind nur bestanden, wenn das arithmetische Mittel der 
Teilmodulnoten mindestens 4,0 beträgt. 

 
(3) Die Gesamtnote (§ 19) errechnet sich aus dem anhand der ECTS-Kreditpunkte gewichteten Durchschnitt der 

Noten der einzelnen Modulprüfungen. Es wird nur die erste Dezimalstelle hinter dem Komma berücksichtigt; 
alle weiteren Stellen werden ohne Rundung gestrichen. Die Gesamtnote lautet: 
 

bei einem Durchschnitt bis einschließlich 1,5    = sehr gut 
bei einem Durchschnitt von 1,6 bis einschließlich 2,5  = gut 
bei einem Durchschnitt von 2,6 bis einschließlich 3,5  = befriedigend 
bei einem Durchschnitt von 3,6 bis einschließlich 4,0  = ausreichend. 

 
§ 7 

Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß 
 
(1) Eine Modul- oder Teilmodulprüfung ist mit „nicht ausreichend“ (5,0) zu bewerten,  
      - wenn der Kandidat einen für ihn bindenden Prüfungstermin ohne triftigen Grund versäumt, wobei sich die                 
        Bindung an einen Prüfungstermin aus der Anmeldung beim Zentralen Prüfungsamt gem. § 4 Abs. 2 herleitet,  
     -  wenn er von einer Prüfung ohne triftigen Grund zurücktritt, oder 
     -  wenn eine Modul- oder Teilmodulprüfung nicht innerhalb der vorgegebenen Bearbeitungszeit erbracht      
        wird.  
     Nach Ausgabe der Prüfungsaufgaben ist ein Rücktritt des Kandidaten von der Prüfung nur bei plötzlich auftre- 
     tender Prüfungsunfähigkeit zulässig.  
 
(2) Der für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend gemachte Grund muss dem Prüfungsausschuss der 

Fakultät unverzüglich schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht werden. Bei Krankheit eines Kandidaten, 
eines von ihm zu versorgenden Kindes oder pflegebedürftigen Angehörigen hat der Kandidat unverzüglich 
ein ärztliches Attest und in Zweifelsfällen das Attest eines von der Hochschule benannten Arztes vorzulegen. 
Im Fall des § 7 Abs. 1 Satz 2 ist immer ein Attest eines von der Hochschule benannten Arztes vorzulegen. Wird 
der Grund anerkannt, ist die Modul- oder Teilmodulprüfung zum nächstmöglichen Termin, d. h. in der Regel 
im Prüfungszeitraum des Folgesemesters, zu wiederholen. 

 
(3) Versucht der Kandidat das Ergebnis einer Modul- oder Teilmodulprüfung durch Täuschung, Verwendung 

oder Mitführung nicht zugelassener Hilfsmittel zu beeinflussen oder gibt er im Rahmen einer Modul- oder 
Teilmodulprüfung eine fehlerhafte ehrenwörtliche Erklärung ab, wird die betreffende Leistung mit „nicht 
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ausreichend“ (5,0) bewertet. Zu den nicht zugelassenen Hilfsmitteln gehören auch solche technischen 
Einrichtungen, Systeme und Programme, die die inhaltliche Bearbeitung von Prüfungsleistungen erleichtern 
können. Der Beeinflussungsversuch stellt einen Grund zur Exmatrikulation gem. § 9 Abs. 3 der 
Immatrikulationsordnung der Hochschule Schmalkalden i. V. m. §§ 75 Abs. 3 Nr. 3, 8 Abs. 6 ThürHG i. d. F. 
vom 07.12.2022 dar.   

 
(4) Ein Kandidat, der den ordnungsgemäßen Ablauf der Prüfung stört, kann von dem jeweiligen Prüfer oder 

Aufsichtführenden von der Fortsetzung der Modul- oder Teilmodulprüfung ausgeschlossen werden; in 
diesem Fall wird die Leistung mit „nicht ausreichend (5,0)“ bewertet. 

 
(5) Der Kandidat kann innerhalb der ersten zwei Monate des folgenden Semesters verlangen, dass eine gemäß 

Absatz 3 oder 4 getroffene Entscheidung vom Prüfungsausschuss der Fakultät überprüft wird. Das Ergebnis 
der Überprüfung ist dem Kandidaten unverzüglich schriftlich mitzuteilen. Im Falle einer Entscheidung zu 
Ungunsten des Kandidaten ist diese zu begründen und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen.    

 
§ 8 

Bestehen und Nichtbestehen 
 
(1) Eine Modulprüfung ist bestanden, wenn die Note mindestens „ausreichend“ (4,0) beträgt. Dies gilt auch, wenn 

sich die Modulprüfung aus Teilmodulprüfungen zusammensetzt. 
 
(2) Die Bachelorprüfung ist bestanden, wenn die vorgeschriebenen Modulprüfungen erfolgreich absolviert 

wurden oder als absolviert gelten und mindestens 210 ECTS-Kreditpunkte erworben wurden. 
 
(3) Die Bachelorprüfung ist endgültig nicht bestanden, wenn nicht sämtliche Modulprüfungen bis zum Ende des 

zehnten Fachsemesters bestanden wurden. Dies gilt nicht, wenn der Kandidat die Verzögerung nicht zu 
vertreten hat. Zeiten der Beurlaubung nach § 8 der Immatrikulationsordnung der Hochschule Schmalkalden 
bleiben bei der Berechnung der Fachsemester unberücksichtigt. Von einer Anrechnung von bis zu zwei 
Semestern kann aufgrund von  

 - Beschäftigungsverboten nach dem MuSchG,  
 - nachgewiesenen Erziehungsleistungen für den Zeitraum, in dem Elternzeit nach den §§ 15 ff. BEEG hätte 

 beansprucht werden können, 
 - nachgewiesenen Pflegeleistungen für den Zeitraum, in der ein Pflegebedürftiger i. S. des § 14 SGB XI nicht  
   erwerbsmäßig wenigstens 14 Stunden wöchentlich gepflegt wurde oder  
 - aufgrund von Mitarbeit in studentischen oder akademischen Gremien an der Hochschule Schmalkalden  
 auf Antrag abgesehen werden. In Zweifelsfällen entscheidet der Prüfungsausschuss auch über den Umfang 

der Anrechnung. 
 
(4) Prüfungsergebnisse sind unter Einhaltung des Datenschutzes spätestens vier Wochen nach Beginn der 

Vorlesungszeit des folgenden Semesters bekannt zu geben.  
 
(5) Hat der Kandidat die Bachelorprüfung nicht bestanden, wird ihm auf Antrag und gegen Vorlage der 

entsprechenden Nachweise sowie der Exmatrikulationsbescheinigung eine Bescheinigung ausgestellt, die 
die erbrachten Modulprüfungen und deren Noten sowie die ausstehenden Modulprüfungen enthält und 
erkennen lässt, dass die Bachelorprüfung nicht bestanden ist. 

 
§ 9 

Wiederholung von Modul- und Teilmodulprüfungen 
 
(1) Die Wiederholung bestandener Modulprüfungen ist nicht zulässig. Von den Modulprüfungen, die spätestens 

zu dem in der Studienordnung empfohlenen Zeitpunkt bestanden wurden oder als bestanden gelten, kann 
eine zur Notenverbesserung wiederholt werden, wenn die Einhaltung der Regelstudienzeit dadurch nicht 
gefährdet ist; die Wiederholung einer bestandenen Bachelorarbeit ist ausgeschlossen. 

 
(2) Nicht bestandene Modul- oder Teilmodulprüfungen können einmal wiederholt werden. Nicht bestandene 

Modul- oder Teilmodulprüfungen, die spätestens zu dem in der Studienordnung empfohlenen Zeitpunkt 
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erstmals angetreten wurden, können zweimal wiederholt werden. Die Form der Wiederholungsprüfung muss 
nicht der Form der Erstprüfung entsprechen; es dürfen aber nur die unter § 5 Abs. 2 zugelassenen Formen 
für die Wiederholungsprüfung verwendet werden.  

 
(3) Prüfungsleistungen sind im Fall der letzten möglichen Wiederholungsprüfung von zwei Prüfern zu bewerten; 

mindestens ein Prüfer soll Professor sein. Weichen die Noten der beiden Prüfer um mehr als zwei ganze 
Notenstufen voneinander ab (Differenz von 2,0) oder beurteilt einer der beiden Prüfer die Arbeit mit „nicht 
ausreichend“, wird durch den Prüfungsausschuss ein dritter Prüfer bestellt. Bewerten zwei von drei Prüfern 
die Arbeit mit „nicht ausreichend“ (5,0), so ist sie „nicht bestanden“ und wird mit „nicht ausreichend“ (5,0) 
bewertet. In allen anderen Fällen ergibt sich die Note aus dem arithmetischen Mittel der drei 
Einzelbewertungen, wobei mindestens die Note „ausreichend“ (mindestens 4,0) zu erreichen ist. Die Note 
ergibt sich aus dem arithmetischen Mittel der Einzelbewertungen entsprechend § 6 Abs. 2.   

 
§ 10 

Anrechnung von Studien- und Prüfungsleistungen 
 
(1) Studien- und Prüfungsleistungen aus anderen Studiengängen an Hochschulen und staatlichen oder staatlich 

anerkannten Berufsakademien sind auf Antrag an den Prüfungsausschuss anzurechnen, soweit hinsichtlich 
der erworbenen Kompetenzen keine wesentlichen Unterschiede bestehen. Für Anrechnungen 
außerhochschulischer Leistungen gilt die Satzung der Hochschule zur Anrechnung außerhalb von 
Hochschulen erworbener Kenntnisse und Fähigkeiten, soweit diese Ordnung nicht etwas anderes regelt. 

 
(2) Werden Prüfungen angerechnet, sind die ECTS-Kreditpunkte sowie die Noten – soweit die Notensysteme 

vergleichbar sind – zu übernehmen und in die Berechnung der Gesamtnote einzubeziehen. Bei nicht 
vergleichbaren Notensystemen wird der Vermerk „bestanden“ aufgenommen. Eine Kennzeichnung der 
Anrechnung im Zeugnis ist zulässig. 

 
(3) Der Studierende hat die für die Anrechnung erforderlichen Unterlagen vorzulegen. Bei Versagung der 

Anerkennung ist dies zu begründen und der Antragsteller ist über Maßnahmen zu unterrichten, die er 
ergreifen kann, um die Anerkennung zu einem späteren Zeitpunkt zu erlangen. 

 
§ 11 

Prüfungsausschuss der Fakultät 
 
(1) Für die Organisation von Bachelorprüfungen sowie die sich aus dieser Prüfungsordnung ergebenden 

weiteren Aufgaben ist der Prüfungsausschuss der Fakultät zuständig. Ihm gehören drei Professoren und zwei 
studentische Mitglieder der Fakultät Wirtschaftsrecht an. 

 
(2) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses werden von der Fakultät Wirtschaftsrecht bestellt. Der 

Prüfungsausschuss der Fakultät wählt aus der Mitte der ihm angehörenden Professoren den Vorsitzenden 
und Stellvertreter. Der Vorsitzende führt im Regelfall die Geschäfte des Prüfungsausschusses. 

 
(3) Der Prüfungsausschuss der Fakultät achtet darauf, dass die Bestimmungen dieser Prüfungsordnung 

eingehalten werden. Der Prüfungsausschuss der Fakultät gibt Anregungen zur Reform der 
Studienordnungen, Studienpläne und Prüfungsordnungen. 

 
(4) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht, der Abnahme der Modulprüfungen beizuwohnen. 
 
(5) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses unterliegen der Amtsverschwiegenheit. Sofern sie nicht im 

öffentlichen Dienst stehen, sind sie durch den Vorsitzenden zur Verschwiegenheit zu verpflichten. 
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§ 12 
Prüfer 

 
(1) Zu Prüfern werden nur Professoren und andere nach § 54 ThürHG prüfungsberechtigte Personen bestellt, 

die – sofern nicht zwingende Gründe eine Abweichung erfordern – in dem Fachgebiet, auf das sich die 
Fachprüfung bezieht, eine eigenverantwortliche, selbständige Lehrtätigkeit an einer Hochschule ausüben 
oder ausgeübt haben.  

 
(2) Die Namen der Prüfer sollen dem Kandidaten rechtzeitig bekanntgegeben werden. 
 
(3) Für die Prüfer gilt die Verschwiegenheitspflicht (§ 11 Abs. 5) entsprechend. 

 
§ 13 

Zuständigkeiten 
 
(1) Die Prüfer entscheiden über die Benotung (§ 6) bzw. das Bestehen oder Nichtbestehen (§ 8). 
 
(2) Soweit in dieser Prüfungsordnung nicht andere Bestimmungen getroffen sind, entscheidet der 

Prüfungsausschuss der Fakultät in Fragen der Prüfungsordnung. 
 
(3) Der Prüfungsausschuss der Fakultät entscheidet insbesondere  

- über die Folgen von Verstößen gegen Prüfungsvorschriften (§ 7),  
- in Zweifelsfällen des endgültigen Nichtbestehens der Bachelorprüfung (§ 8 Abs. 3), 
- über die Anrechnung von Prüfungen (§ 10), 
- über die Bestellung der Prüfer (§ 12) und 
- über Anträge auf Verlängerung der Bearbeitungszeit der Bachelorarbeit (§ 16 Abs. 4) 
- über Anträge zu einem Nachteilsausgleich (§ 5 Abs. 8)  

 
§ 14 

Zweck und Durchführung der Bachelorprüfung 
 
(1) Durch die Bachelorprüfung wird festgestellt, ob der Kandidat die Zusammenhänge seines Faches überblickt, 

die Fähigkeit besitzt, wissenschaftliche Methoden und Erkenntnisse anzuwenden und die für den Übergang 
in die Berufspraxis erforderlichen Fachkenntnisse erworben hat. 

 
(2) Die Modulprüfungen der Bachelorprüfung werden grundsätzlich studienbegleitend im Anschluss an die 

jeweiligen Lehrveranstaltungen durchgeführt. Die Durchführung von Prüfungen außerhalb des 
Prüfungszeitraums bedarf der Zustimmung des Prüfungsausschusses. Der Prüfungsausschuss erteilt die 
Zustimmung, wenn sichergestellt ist, dass alle Studierenden, für die die jeweilige Prüfung relevant ist (z.B. 
Zwangsangemeldete) rechtzeitig über den abweichenden Prüfungstermin informiert sind und hieran 
teilnehmen können. 

 
§ 15 

Art und Umfang der Bachelorprüfung 
 
(1) Die Bachelorprüfung setzt sich aus der Bachelorarbeit (10 ECTS) sowie Modulprüfungen in folgenden 

Modulen zusammen: 
 

   Grundlagen des Rechts und der Rechtsanwendung            5 ECTS 
   Wirtschaftsprivatrecht I                       10 ECTS 
  Wirtschaftsprivatrecht II                     7,5 ECTS 
  Wirtschaftsprivatrecht III                   5 ECTS 
  Unternehmensrecht I                    5 ECTS 
  Unternehmensrecht II                    5 ECTS 
  Öffentliches Recht I                     5 ECTS 
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  Öffentliches Recht II                     5 ECTS 
  Rechtsanwendung und Compliance                5 ECTS 
  Arbeitsrecht                       5 ECTS 
  Fallstudium Wirtschaftsrecht                  5 ECTS 
    
  Allgemeines Technologierecht                    2,5 ECTS   
  Wissensmanagement                      2,5 ECTS 
  Datenschutzrecht, IT- und Datensicherheitsrecht            5 ECTS 
  E-Commerce- und Verbraucherschutzrecht                2,5 ECTS 
  Rechtsfragen der Digitalisierung                   2,5 ECTS 
  Digitalisierung, Verbraucher- und Wettbewerbsrecht           5 ECTS 
  Europäisches und Internationales IT-Recht                2,5 ECTS 
  Digitaltechnologien im rechtlichen und ökonomischen Kontext          2,5 ECTS   
  Urheberrecht                        2,5 ECTS 
  Softwarerecht                        2,5 ECTS 
  Vertiefung Digitalisierung                        5 ECTS 
  Medienrecht und Digitalisierung                   2,5 ECTS 
  IT-Compliance                       2,5 ECTS 
  Legal-Tech                        2,5 ECTS  
 
  BWL und Buchführung                     7,5 ECTS 
  Besondere BWL I – Internetökonomie                2,5 ECTS 
  Digitalethik                        2,5 ECTS 
  Projektmanagement                     2,5 ECTS 
  Besondere BWL II – Unternehmens- und Personalführung              5 ECTS 
 
  IT 1 (Einführung in die Wirtschaftsinformatik)                       5 ECTS 
  IT 2 (Einführung in die Programmierung)                   5 ECTS 
  IT 3 (Datenbanksysteme)                       5 ECTS 
  IT 4 (Webtechnologien)                        5 ECTS 
  IT 5 (Netzwerke)                          5 ECTS 
 
  Projekt Digitalisierung oder Projekt Gründung Startup               5 ECTS 
   
  Schlüsselqualifikationen Sprache 1                 2,5 ECTS 
   Schlüsselqualifikationen Sprache 2                 2,5 ECTS 
  Wahlpflichtmodule – Komponente A                    5 ECTS   

 Wahlpflichtmodule – Komponente B                    5 ECTS  
  Praktisches Studiensemester mit begleitenden Lehrveranstaltungen         30 ECTS  
 
(2) Gegenstand der Modulprüfungen sind die Stoffgebiete der den Prüfungsfächern nach Maßgabe der 

Studienordnung zugeordneten Lehrveranstaltungen. 
 
(3) Die Schwerpunktmodule dienen dem vertiefenden und spezialisierten Erwerb von Wissen und praktischer 

Problemlösungskompetenz. 
 
(4) Die Wahlpflichtmodule dienen der anwendungsbezogenen Vertiefung des fachlichen Wissens und dem 

Erwerb von Schlüsselqualifikationen. 
 
(5) Die Prüfungsleistungen werden grundsätzlich in deutscher Sprache abgelegt. Die Prüfungsleistungen zu den 
 Modulen Schlüsselqualifikationen Sprache 1 und 2 werden in der Fremdsprache abgelegt.  
 
(6) Näheres regelt die Studienordnung. 
 

 



 
 
 

 
 

 
 

VERKÜNDUNGSBLATT NR. 1/2026                                                                                               SEITE 69 

§ 16 
Ausgabe und Bearbeitungszeit der Bachelorarbeit 

 
(1) Die Bachelorarbeit soll zeigen, dass der Kandidat in der Lage ist, innerhalb einer vorgegebenen Frist ein 

wirtschaftsrechtliches Problem selbständig nach wissenschaftlichen Methoden zu bearbeiten. 
 

(2) Die Bachelorarbeit wird von einem Professor oder einem hauptamtlich Lehrenden betreut. Sofern dieser 
nicht der Fakultät Wirtschaftsrecht angehört, bedarf es hierzu der Zustimmung des Prüfungsausschusses der 
Fakultät. 

 

(3) Die Ausgabe der Bachelorarbeit erfolgt über den Prüfungsausschuss der Fakultät. Thema und Zeitpunkt sind 
aktenkundig zu machen. Der Kandidat kann Themenwünsche äußern. 

 

(4) Die Bearbeitungszeit für die Bachelorarbeit beträgt acht Wochen. Thema, Aufgabenstellung und Umfang der 
Bachelorarbeit sind vom Betreuer so zu begrenzen, dass die Frist zur Bearbeitung der Bachelorarbeit 
eingehalten werden kann. Der Umfang der schriftlichen Ausarbeitung beträgt mindestens 30 Seiten und soll 
im Regelfall 50 Seiten nicht übersteigen. Die Bearbeitungszeit kann auf Antrag des Kandidaten aus Gründen, 
die er nicht zu vertreten hat, um höchstens fünf Wochen verlängert werden. 

 

(5) Die Bachelorarbeit kann mit Zustimmung des Betreuers wahlweise in deutscher oder in englischer Sprache 
abgefasst werden. 

 
§ 17 

Abgabe, Bewertung und Wiederholung der Bachelorarbeit 
 
(1) Die Bachelorarbeit ist fristgemäß in gebundener Form in zweifacher Ausfertigung im Dekanat der Fakultät 

Wirtschaftsrecht sowie auf Wunsch des Betreuers zusätzlich in geeigneter elektronischer Form beim Betreuer 
einzureichen; der Abgabezeitpunkt der Ausfertigungen ist aktenkundig zu machen. Bei Zusendung durch die 
Post gilt das Datum des Poststempels. Wird die Bachelorarbeit aus vom Studierenden zu vertretenden 
Gründen nicht fristgemäß abgeliefert, ist sie mit „nicht ausreichend“ zu bewerten. 

 

(2) Bei der Abgabe hat der Kandidat schriftlich zu versichern, dass er seine Arbeit selbständig verfasst und keine 
anderen als die angegebenen Quellen und Hilfsmittel einschließlich nicht vom Prüfer zugelassener 
künstlicher Intelligenz oder selbstlernender Systeme verwendet hat. § 5 Abs. 1 und Abs. 4 sind zu beachten. 

 
(3) Mit der Abgabe der Bachelorarbeit geht diese in das Eigentum der Hochschule über. Das Urheberrecht bleibt 

unberührt. Die Hochschule ist grundsätzlich berechtigt, die Arbeit im Rahmen ihrer Forschungs- und 
Lehrtätigkeit sowie zu Weiterbildungszwecken zu verbreiten. Eine gewerbliche Verwertung und Nutzung der 
Arbeit ist durch privatrechtlichen Vertrag zu regeln. Entsteht die Arbeit in Zusammenarbeit mit oder im 
Auftrag von Dritten (z. B. Unternehmen), so kann der Dritte die Anbringung eines Sperrvermerks in der Arbeit 
verlangen. Die Anbringung des Sperrvermerks schließt eine Verwendung nach Satz 3 aus.  

 
(4) Die Begutachtung und Bewertung erfolgt in der Regel von zwei Prüfern, im Falle der Wiederholung durch den 

Betreuer und einen weiteren vom Prüfungsausschuss der Fakultät nach Maßgabe des § 16 Abs. 2 zu 
bestimmenden Zweitgutachter. 

 

(5) Die einzelne Bewertung der schriftlichen Arbeit ist entsprechend § 6 vorzunehmen und schriftlich zu 
begründen. Die Note für die Arbeit wird aus dem arithmetischen Mittel der Einzelbewertungen gebildet, 
sofern die Differenz nicht mehr als 2,0 beträgt. Weichen die Noten der beiden Prüfer um mehr als zwei ganze 
Notenstufen voneinander ab (Differenz von 2,0) oder beurteilt einer der beiden Prüfer die Arbeit mit „nicht 
ausreichend“, wird durch den Prüfungsausschuss ein dritter Prüfer bestellt. Die Note ergibt sich dann aus 
dem arithmetischen Mittel der Einzelbewertungen aller drei Prüfer, wobei das arithmetische Mittel für das 
Bestehen der Bachelorarbeit nicht schlechter als 4,0 ausfallen darf. 

 

(6) Wurde die Bachelorarbeit schlechter als „ausreichend“ (4,0) bewertet, ist sie nicht bestanden. Die Prüfung 
kann einmal wiederholt werden. Hierfür ist ein neues Thema auszugeben, das sich deutlich in Thema und 
Titel von der nicht bestandenen Bachelorarbeit unterscheidet. 



 
 
 

 
 

 
 

VERKÜNDUNGSBLATT NR. 1/2026                                                                                               SEITE 70 

(7) Für die bestandene Bachelorarbeit erhält der Kandidat 10 ECTS-Kreditpunkte. 
 
(8) Die Bekanntgabe der Note hat spätestens drei Monate nach dem jeweiligen Abgabetermin zu erfolgen. 

 
§ 18 

Zusatzfächer und -module 
 
Der Kandidat kann sich in mehr als den vorgeschriebenen Wahlpflichtfächern einer Modul- oder 
Teilmodulprüfung unterziehen (Zusatzfächer). In diesem Fall gehen die jeweils besten Ergebnisse der Modul- 
oder Teilmodulprüfungen in den Wahlpflichtfächern in die Bachelornote ein. 

 
§ 19 

Bildung der Gesamtnote, Zeugnis und Diploma Supplement 
 
(1) Die Gesamtnote ergibt sich als nach den vergebenen und erforderlichen ECTS-Kreditpunkten gewichtetes 

Mittel der Noten aller Modulprüfungen. Eine Rundung erfolgt nach § 6 Abs. 3 Satz 2. 
 
(2) Für die Berechnung der Gesamtnote im Bachelorstudiengang werden die Praxisarbeit (30 ECTS) sowie die 

Bachelorarbeit (10 ECTS) mit folgender Notengewichtung einbezogen: 
 

 Praxisarbeit  1/3 der ECTS-Punkte 
 Bachelorarbeit 3-fache Anzahl der ECTS-Punkte. 
 
(3) Über die bestandene Bachelorprüfung erhält der Kandidat ein Zeugnis. In das Zeugnis werden die 

Modulnoten sowie die Gesamtnote aufgenommen. Alle Noten werden in Worten und in Klammern dezimal 
mit einer Nachkommastelle angegeben. Auf Antrag des Kandidaten werden die Ergebnisse der 
Modulprüfungen in den Zusatzfächern (§ 18) und die bis zum Abschluss der Bachelorprüfung benötigte 
Fachstudiendauer in das Zeugnis aufgenommen. 

 
(4) Das Zeugnis trägt das Datum des Tages, an dem die letzte Modulprüfung absolviert wurde. Es wird vom 

Dekan der Fakultät und dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses der Fakultät unterzeichnet. 
 
(5) Die Hochschule stellt ein Diploma Supplement (DS) entsprechend dem „Diploma Supplement Modell“ der 

Europäischen Union/UNESCO aus. Als Darstellung des nationalen Bildungssystems ist der zwischen 
Kultusministerkonferenz und Hochschulrektorenkonferenz abgestimmte Text in der jeweils geltenden 
Fassung zu verwenden. 

 
(6) Eine Bewertung mit einer Note A, B, C, D oder E gemäß dem ECTS-Bewertungssystem erfolgt nach 

folgendem Modus: 
Note A  Studierende, deren Abschluss den besten 10% aller Bachelorabsolventen der Fakultät 

     zuzurechnen ist,   
Note B Studierende, deren Abschluss den A nachfolgenden 25% aller Bachelorabsolventen der Fakultät 

     zuzurechnen ist, 
Note C  Studierende, deren Abschluss den B nachfolgenden 30% aller Bachelorabsolventen der Fakultät 

     zuzurechnen ist, 
Note D  Studierende, deren Abschluss den C nachfolgenden 25% aller Bachelorabsolventen der Fakultät 

     zuzurechnen ist, 
Note E  Studierende, deren Abschluss den D nachfolgenden 10% aller Bachelorabsolventen der Fakultät 

     zuzurechnen ist. 
 

 Dabei werden alle Absolventen der Fakultät seit Einführung des Studiengangs erfasst.  
 
 Die Tabelle zum ECTS-Bewertungssystem wird auf der Webseite der Fakultät bereitgestellt (https://hs-

schmalkalden.de/hochschule/fakultaeten/fakultaet-wirtschaftsrecht//studium/ordnungen-und-formulare).  
 
 

 

https://hs-schmalkalden.de/hochschule/fakultaeten/fakultaet-wirtschaftsrecht/studium/ordnungen-und-formulare
https://hs-schmalkalden.de/hochschule/fakultaeten/fakultaet-wirtschaftsrecht/studium/ordnungen-und-formulare
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§ 20 
Bachelorgrad 

 
Ist die Bachelorprüfung bestanden, wird der akademische Grad „Bachelor of Laws (LL.B.)“ verliehen. 

 
§ 21 

Ungültigkeit der Bachelorprüfung 
 
(1) Hat der Kandidat bei einer Modulprüfung getäuscht und wird diese Tatsache erst nach Aushändigung des 

Zeugnisses bekannt, so kann die Note der Modulprüfung entsprechend § 7 Abs. 3 berichtigt werden. 
Gegebenenfalls kann die Modulprüfung für „nicht ausreichend“ und die Bachelorprüfung für nicht bestanden 
erklärt werden. 

 
(2) Waren die Voraussetzungen für die Abnahme einer Modulprüfung nicht erfüllt, ohne dass der Kandidat 

hierüber täuschen wollte, und wird diese Tatsache erst nach Aushändigung des Zeugnisses bekannt, so wird 
dieser Mangel durch das Bestehen der Modulprüfung geheilt. Hat der Kandidat vorsätzlich zu Unrecht 
erwirkt, dass er die Modulprüfung ablegen konnte, so kann die Modulprüfung für „nicht ausreichend“ und 
die Bachelorprüfung für nicht bestanden erklärt werden. 

 

(3) Dem Kandidaten ist vor einer Entscheidung Gelegenheit zur Äußerung zu geben. 
 
(4) Das unrichtige Zeugnis ist einzuziehen und gegebenenfalls ein neues zu erteilen. 

 
§ 22 

Einsicht in die Prüfungsakten 
 

Innerhalb eines Jahres nach Abschluss des Prüfungsverfahrens wird dem Kandidaten auf Antrag in 
angemessener Frist Einsicht in seine schriftlichen Prüfungsarbeiten gewährt. Der Kandidat hat innerhalb eines 
Semesters nach Bekanntgabe der Prüfungsergebnisse das Recht zur Einsichtnahme in seine schriftlichen 
Prüfungen bei dem verantwortlichen Prüfer. Die Gutachten zur Bachelorarbeit sind dem Kandidaten zugänglich 
zu machen. 

 

§ 23 
Härtefälle 

 
Sollten Regelungen dieser Studienordnung Belange von Studierenden mit Kinderbetreuungs- und 
Pflegepflichten sowie von Studierenden mit Behinderungen oder chronischen Erkrankungen unangemessen 
beeinträchtigen, hat der Prüfungsausschuss auf Antrag Möglichkeiten zur Abhilfe zu prüfen. 
 

§ 24 
Gleichstellungsklausel 

 
Status- und Funktionsbezeichnungen nach dieser Ordnung gelten jeweils für alle Geschlechter. 

 
§ 25 

Inkrafttreten 
 
(1) Diese Prüfungsordnung tritt am ersten Tag des auf ihre Bekanntmachung im Verkündungsblatt der 

Hochschule Schmalkalden folgenden Monats in Kraft.  
 

(2) Diese Prüfungsordnung gilt erstmals für Studierende, die im Wintersemester 2026/27 das Studium im 
Studiengang Recht der Digitalisierung (Bachelor of Laws) an der Hochschule Schmalkalden beginnen. 

 
Schmalkalden, 16. Dezember 2025 

 
Professor Dr. Gundolf Baier 

Präsident 
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Studienordnung 
für den Studiengang Recht der Digitalisierung (Bachelor of Laws) 
an der Fakultät Wirtschaftsrecht der Hochschule Schmalkalden 

 
vom 16. Dezember 2025 

 
Gemäß §§ 3 Abs. 1, 38 Abs. 3 des Thüringer Hochschulgesetzes (ThürHG) vom 10. Mai 2018 (GVBl. S. 149), zuletzt 
geändert durch Artikel 31 des Gesetzes vom 2. Juli 2024 (GVBl. S. 277) in Verbindung mit §§ 16 Abs. 1 Satz 2 Nr. 
1, 21 Abs. 1 Satz 4 Nr. 4, 22 Abs. 3 der Grundordnung der Hochschule Schmalkalden vom 11. April 2019 
(Thüringer Staatsanzeiger Nr. 18/2019, S. 807) erlässt die Hochschule Schmalkalden auf der Grundlage der vom 
Präsidenten der Hochschule Schmalkalden am 16. Dezember 2025 genehmigten Prüfungsordnung für den 
Bachelorstudiengang Recht der Digitalisierung folgende Studienordnung für den Bachelorstudiengang Recht der 
Digitalisierung. Der Rat der Fakultät Wirtschaftsrecht hat am 12. Juni 2024 und am 21.05.2025 die 
Studienordnung beschlossen, die Zentrale Studienkommission hat am 19. Juni 2024 und 12. November 2025 der 
Prüfungsordnung zugestimmt. Der Präsident der Hochschule Schmalkalden hat mit Erlass vom 16. Dezember 
2025 die Ordnung genehmigt. 
 
 

Inhaltsverzeichnis 
 

§   1  Geltungsbereich 
§   2  Studienvoraussetzungen und Studienbeginn 
§   3  Studienziel, Bachelorgrad 
§   4  Aufbau des Studiums 
§   5  Arten von Lehrveranstaltungen 
§   6  Pflichtmodule   
§   7  Wahlpflichtmodule 
§   8  Schlüsselqualifikationen 
§   9  Praktisches Studiensemester 
§ 10  Bachelorarbeit, Auslandssemester 

§ 11  Härtefälle 
§ 12  Gleichstellungsklausel  
§ 13  Inkrafttreten 
 

Anhang: Vertrag über das praktische Studiensemester 
 

§ 1 
Geltungsbereich 

 

Diese Studienordnung regelt auf der Grundlage der Prüfungsordnung für den Bachelorstudiengang Recht der 
Digitalisierung dessen Inhalt und Aufbau. 
 

§ 2 
Studienvoraussetzungen und Studienbeginn 

 
(1)  Die Aufnahme des Studiums im Studiengang Recht der Digitalisierung (Bachelor of Laws) der Hochschule 

Schmalkalden setzt die allgemeine oder fachgebundene Hochschulreife, die Fachhochschulreife oder eine 
durch Rechtsvorschrift oder von der zuständigen staatlichen Stelle als gleichwertig anerkannte 
Zugangsberechtigung voraus. 

 
(2) Studienbewerber aus Ländern außerhalb des Geltungsbereiches des Grundgesetzes, die nicht über die 

Hochschulzugangsvoraussetzungen nach § 67 Abs. 1 bis 3 ThürHG verfügen, aber nach dem erfolgreichen 
Besuch einer Bildungseinrichtung im Heimatland dort zum Studium berechtigt sind, können auf Grundlage 
der Hochschulzugangsprüfungssatzung der Hochschule Schmalkalden zum Studium zugelassen werden. 

 
(3) In der Regel kann das Studium im ersten Fachsemester nur zu Beginn des Wintersemesters aufgenommen 

werden. 
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§ 3 
Studienziel; Bachelorgrad 

 

(1) Die Fakultät Wirtschaftsrecht bietet durch ein praxisbezogenes Studium eine auf wissenschaftlicher 
Grundlage beruhende Ausbildung, die die Absolventen befähigt, in allen Rechtsbereichen im Zusammenhang 
mit der Digitalisierung von Inhalten, Kommunikation und Gegenständen, insbesondere auch an der 
Schnittstelle zwischen Informationstechnologien und Rechtsordnung, verantwortlich tätig zu werden. Der 
Inhalt des Studiengangs ergibt sich aus § 6. 

 

(2) Die inhaltliche und methodische Ausrichtung des Studiums vermittelt den Studierenden grundlegende 
Fachkenntnisse, die sie zur selbständigen Lösung der Probleme des Fachgebiets befähigen und sie in die 
Lage versetzen, den beruflichen Anforderungen gerecht zu werden. 

 

(3) Nach bestandener Prüfung wird den Studierenden von der Hochschule Schmalkalden der akademische Grad 
„Bachelor of Laws“ (Kurzform: LL.B.) verliehen. 

 
4 

Aufbau des Studiums 
 

(1) Das Studium umfasst sieben Semester. Im sechsten Semester ist ein Praktikum von semesterübergreifend 
insgesamt mindestens 20 Wochen Dauer zu absolvieren. Der Arbeitsumfang beträgt 30 ECTS-
Leistungspunkte. 

 
(2) Im siebenten Semester soll die Abschlussarbeit (Bachelorarbeit) angefertigt werden.  
 
(3) Die Lehrveranstaltungen gliedern sich in Pflicht- und Wahlpflichtmodule. Der Fakultätsrat kann für einzelne 

Jahrgänge eine abweichende zeitliche Abfolge der Module festlegen.  
 
(4) Es besteht kein Rechtsanspruch darauf, dass alle Wahlpflichtmodule in jedem Semester angeboten werden. 

Der Fakultätsrat entscheidet rechtzeitig vor Beginn des Semesters, welche Wahlpflichtmodule angeboten 
werden. Wahlpflichtmodule, die von weniger als fünf Studierenden gewählt werden, können ausgesetzt 
werden. 

§ 5 
Arten von Lehrveranstaltungen 

 
Im Studiengang Recht der Digitalisierung können Lehrveranstaltungen in folgender Form durchgeführt werden:   

 

Vorlesung 
Zusammenhängende Darstellung und Vermittlung von Grund- und Spezialwissen sowie wissenschaftlicher 
Methoden; Die Lehrinhalte werden hier durch enge Verbindung des Vortrages mit dessen exemplarischer 
Vertiefung erarbeitet. Der Lehrende vermittelt und entwickelt den Lehrstoff unter Beteiligung der Studierenden.   

 

Seminaristische Vorlesung 
   Die Lehrinhalte werden hier durch enge Verbindungen des Vortrages mit dessen exemplarischer Vertiefung 

erarbeitet. Der Lehrende vermittelt und entwickelt den Lehrstoff unter Beteiligung der Studierenden.  
 

Seminar 
Erarbeiten wissenschaftlicher Erkenntnisse oder Beurteilung vorwiegend neuer Problemstellungen mit 
wissenschaftlichen Methoden durch überwiegend von Studierenden vorbereitete Beiträge   

 

Übung 
Anwendungsbezogene Reflexion von Lehrstoffen; Vertiefung von Methodenkenntnissen durch Lösung 
exemplarischer Aufgaben, die in Einzel- oder Gruppenarbeit gelöst werden  
 

Projektarbeit 
selbständiges Lösen einer komplexen Aufgabenstellung mit wissenschaftlichen Methoden; dabei kann ein 
ganzes Spektrum von Methoden zur Anwendung gebracht werden; die gestellten Aufgaben werden im Rahmen 
von Projektgruppen oder als Einzelarbeit gelöst 
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§ 6 
Pflichtmodule 

 
 
Die Inhalte des Pflichtbereichs, der Stundenumfang der Lehrveranstaltungen in Semesterwochenstunden (SWS) 
sowie die ECTS-Kreditpunkte der Module gem. § 15 Abs. 1 der Prüfungsordnung für den Bachelorstudiengang 
Recht der Digitalisierung ergeben sich aus der folgenden Tabelle: 
 
 
 
 
 
 
 

Pflichtmodule 
  ECTS 

Fach- 
sem. 

1 
Fach- 
sem. 

2 
Fach- 
sem. 

3 
Fach- 
sem. 

4 
Fach- 
sem. 

5 
Fach- 
sem. 

6 
Fach- 
sem. 

7  Σ 
Modulprüfungen 

 

Grundlagen des Rechts und der 
Rechtsanwendung 5 4             4 Grundlagen des Rechts  

Wirtschaftsprivatrecht I 10 8             8 WPR I (Grundlagen des 
Privatrechts) 

Wirtschaftsprivatrecht II 7,5  6           6 
WPR II (Vertragliche und 

gesetzliche 
Schuldverhältnisse) 

Wirtschaftsprivatrecht III 5    4         4 WPR III (Sachenrecht und 
Recht der Kreditsicherheiten) 

Unternehmensrecht I 5   4           4 Unternehmensrecht I 
Unternehmensrecht II 5        4      4 Unternehmensrecht II 

Öffentliches Recht I 
Staats-, Verfassungs-  

und Europarecht 
5  4         4 

Öffentliches Recht I 
Teilmodulprüfungen: 
1. Staats- u. Verfassungsrecht 
2. Europarecht 

Öffentliches Recht II 
Verwaltungsrecht und Sozialrecht 5    4       4 

Öffentliches Recht II 
Teilmodulprüfungen: 
1. Verwaltungsrecht 
2. Sozialrecht 

Rechtsdurchsetzung  
und Compliance 5        4     4 

Rechtsdurchsetzung 
Teilmodulprüfungen: 
1. Rechtsanwendung 
2. Compliance 

Arbeitsrecht 5       4     4 Arbeitsrecht 
Legal Tech 2,5        2   2 Legal Tech 

 Fallstudium Wirtschaftsrecht 5            4 4 Fallstudium Wirtschaftsrecht  

Allgemeines Technologierecht 2,5  2      2 Allgemeines 
Technologierecht 

Wissensmanagement 2,5  2      2 Wissensmanagement 
Datenschutzrecht, IT- und  

Datensicherheit 5   4     4 Datenschutz und 
Datensicherheit 

E-Commerce- und 
Verbraucherschutzrecht 2,5   2     2 E-Commerce- und 

Verbraucherschutzrecht 

Rechtsfragen der Digitalisierung 2,5   2     2 Rechtsfragen der 
Digitalisierung 
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Pflichtmodule 
  ECTS 

Fach- 
sem. 

1 
Fach- 
sem. 

2 
Fach- 
sem. 

3 
Fach- 
sem. 

4 
Fach- 
sem. 

5 
Fach- 
sem. 

6 
Fach- 
sem. 

7  Σ 
Modulprüfungen 

 

Digitalisierung, Verbraucher- und 
Wettbewerbsrecht 5    4    4 Digitalisierung, Verbraucher- 

und Wettbewerbsrecht 
Europäisches und internationales 

IT-Recht 2,5    2    4 Europäisches und 
internationales IT-Recht 

Digitaltechnologien im rechtlichen 
und ökonomischen Kontext 2,5    2    2 Digitaltechnologien 

Urheberrecht 2,5    2    2 Urheberrecht 
Softwarerecht 2,5    2    2 Softwarerecht 

Vertiefung Digitalisierungsrecht 5    4    4 Vertiefung 
Digitalisierungsrecht 

Medienrecht und Digitalisierung 2,5     2   2 Medienrecht u. 
Digitalisierung 

IT-Compliance 2,5     2   2 IT-Compliance 

BWL und Buchführung 7,5 6             6 
Wirtschaftswissenschaften 

Teilmodulprüfungen: 
1. BWL 
2. Buchführung 

Besondere BWL I 
Internetökonomie 2,5   2          2 BWL I 

Besondere BWL II 
Unternehmens- und  

Personalführung  
5            4 4 

BWL II 
Teilmodulprüfungen: 
1. Unternehmensführung 
2. Personalführung 

Digitalethik 2,5     2   2 Digitalethik 
Projektmanagement 2,5  2      2 Projektmanagement 

IT 1 
(Grundlagen der Informatik) 5 4             4 IT 1 

IT 2 
(Grundlagen der 

Programmierung) 
5    4         4 IT 2 

IT 3 
(Grundlagen der  

Datenbanktechnologien) 
5   4         4 IT 3 

IT 4 
(Webtechnologien) 5     4       4 IT 4 

IT 5 
(Grundlagen der  

Netzwerktechnologien) 
5      4      2 IT 5 

Schlüsselqualifikation Sprache 1 2,5 2            2 Sprache 1 
Schlüsselqualifikation Sprache 2 2,5  2           2 Sprache 2 

Wahlpflichtmodul – Komponente A 5       4     4 Wahlmodul A 

Wahlpflichtmodul – Komponente B 5           4 4 Wahlmodul B 

Praktisches Studiensemester  
mit begleitenden 

Lehrveranstaltungen  
und Coaching-Programm 

30         4    4 Praktikum mit  
Praktikumsarbeit 
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Pflichtmodule 
  ECTS 

Fach- 
sem. 

1 
Fach- 
sem. 

2 
Fach- 
sem. 

3 
Fach- 
sem. 

4 
Fach- 
sem. 

5 
Fach- 
sem. 

6 
Fach- 
sem. 

7  Σ 
Modulprüfungen 

 

Bachelorarbeit mit 
unterstützendem Bachelor-

Coaching 
10             

 4 Bachelorarbeit 

 
Projekt Digitalisierung oder  
Projekt Gründung Startup 

5       4 4 Projekt 

Σ SWS   24 24 24 24 24 4 16     
Σ ECTS   30 30 30 30 30 30 30     

 
 

§ 7 
Wahlpflichtmodule 

 
(1) Aus dem Studienangebot im Wahlpflichtbereich (§ 15 Abs. 4 der Prüfungsordnung) sind zwei 

Wahlpflichtmodule im Umfang von je fünf ECTS-Kreditpunkten zu wählen. Die gewählten Wahlpflichtmodule 
dürfen nicht bereits Pflichtmodule in diesem Studiengang darstellen. Dabei kann unter anderem auch ein 
Modul aus dem Lehrangebot anderer Fakultäten gewählt werden (Komponente A), wenn es einen Bezug zur 
Digitalisierung aufweist. Ein weiteres Wahlpflichtmodul kann aus dem Lehrangebot der Fakultät 
Wirtschaftsrecht gewählt werden (Komponente B). Die Liste der wählbaren Module wird durch die 
Studiengangsleitung zu Semesterbeginn festgelegt und veröffentlicht.  

    
(2) Pro Studienjahr müssen insgesamt mindestens zwei Veranstaltungen je Modulkomponente (A und B i. S. d. 

Absatzes 1) zur Wahl stehen.  
 
(3) Anstelle der Module Komponente B können auch auf den Erwerb von sozialer Kompetenz oder von 

Schlüsselqualifikationen gerichtete Module oder Modulbestandteile sowie allgemeinbildende Module oder 
Modulbestandteile (studium generale) gewählt werden, die von der Hochschule zentral oder über andere 
Fakultäten angeboten und von der Studiengangsleitung als geeignet anerkannt werden. Eine Liste der in 
Betracht kommenden Veranstaltungen wird jeweils zu Beginn des Studiensemesters von der 
Studiengangsleitung bekanntgegeben. 

 
§ 8 

Schlüsselqualifikationen 
 
(1) Die Module „Schlüsselqualifikation“ dienen dem Erwerb von Grundlagen in einer fachlich bedeutsamen 

Fremdsprache. 
 
(2) Das fremdsprachliche Angebot ist in der Regel in englischer Sprache zu absolvieren. Bei ausreichenden 

Interessentenzahlen und vorhandenen Lehrkapazitäten können auch andere Fremdsprachen gewählt 
werden, sofern ein entsprechendes Lehrangebot an der Hochschule besteht. 

 
§ 9 

Praktisches Studiensemester 
 
(1) Der Bachelorstudiengang Recht der Digitalisierung schließt ein praktisches Studiensemester (§ 2 Abs. 3 der 

Prüfungsordnung) ein, das im sechsten Semester absolviert werden soll. Eine Anrechnung von beruflichen 
Ausbildungs- oder Praxiszeiten erfolgt nicht. Das praktische Studiensemester wird von der Hochschule 
inhaltlich bestimmt und durch einen hauptamtlich Lehrenden begleitet. Die vorgesehenen Aufgaben-
stellungen und spätere Änderungen sind mit dem betreuenden hauptamtlich Lehrenden abzustimmen. Die 
Dauer des Praktikums beträgt regelmäßig 20 Wochen, während derer der Studierende im Rahmen der 
betriebsüblichen Arbeitszeit eines Vollzeitbeschäftigten eingesetzt wird. 
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(2) Ziel des praktischen Studiensemesters ist es, bereits erworbenes Wissen praxisnah umzusetzen und 
Fähigkeiten zur Lösung konkreter Aufgabenstellungen zu entwickeln. Es soll ein hohes Maß an Kenntnissen 
und praktischen Erfahrungen erworben werden, die für die spätere berufliche Tätigkeit als Bachelor of Laws 
mit Schwerpunkt Digitalisierung relevant sind. 

 

(3) Während des praktischen Studiensemesters finden begleitende Lehrveranstaltungen zur 
Praktikantenbetreuung im Umfang von bis zu vier Semesterwochenstunden statt, die in der Regel als 
Blockveranstaltung organisiert werden.  

 

(4) Während des praktischen Studiensemesters bleiben die Studierenden Mitglieder der Hochschule. 
 

(5) Das praktische Studiensemester wird in Zusammenarbeit mit der Hochschule bei geeigneten Unternehmen 
oder Institutionen der privaten oder öffentlichen Wirtschaft sowie bei anderen Einrichtungen der 
Berufspraxis (Praktikumsstelle) im In- oder Ausland durchgeführt. Die Praktikumsstellen sind von den 
Studierenden zu benennen. 

 

(6) Der/die Studierende und die das Praktikum anbietende Einrichtung schließen einen Praktikumsvertrag. 
Dieser regelt vor allem: 

 

a) die Verpflichtung der/des Studierenden, 
-  die im Rahmen des Praktikumsvertrages übertragenen Aufgaben sorgfältig und gewissenhaft 

auszuführen, 
-  die gebotenen Praktikumsmöglichkeiten wahrzunehmen, 
-  den zur Erreichung des Praktikumsziels erforderlichen Anordnungen der Praktikumsstelle und den 

von dieser beauftragten Personen nachzukommen sowie die für die Praktikumsstelle geltenden 
Ordnungen, insbesondere Arbeitszeitordnungen, Unfallverhütungsvorschriften und Bestimmungen 
zur Schweigepflicht zu beachten, 

-  wöchentliche Tätigkeitsnachweise (Praktikumsbericht) zu erstellen, aus denen Verlauf und Inhalt der 
praktischen Ausbildung ersichtlich sind und die durch die Praktikumsstelle bestätigt werden; 

 

b) die Verpflichtung der Praktikumsstelle, 
-  den Studierenden/die Studierende für die jeweils festgesetzte Zeitdauer auszubilden, 
-  dem/der Studierenden die verpflichtende Teilnahme an praxisbegleitenden Lehrveranstaltungen 

sowie an Prüfungen zu ermöglichen und ihn/sie bei der Anfertigung einer Praxisarbeit sowie einer 
Präsentation zu unterstützen, 

-  den Praktikumsbericht, der Art und Inhalt der Tätigkeiten, Beginn und Ende der Ausbildungszeit sowie 
Fehlzeiten ausweist, als Tätigkeitsnachweis zu bescheinigen,  

- einen Praktikumsbetreuer zu benennen und  
- dem Studierenden/der Studierenden ein Zeugnis auszustellen, das sich nach den jeweiligen 

Erfordernissen des Praktikumszieles auf den Erfolg des Praktikums erstreckt sowie Angaben über 
etwaige Fehlzeiten enthält. 

 

(7) Der/die Studierende ist verpflichtet, 
- während des Praktikumssemesters eine wissenschaftliche Praxisarbeit zu erstellen. Inhalt dieser 

Praxisarbeit ist die problemgerechte Bearbeitung einer in dem praktischen Studiensemester 
gestellten Aufgabe im Bereich Digitalisierung und Recht oder die wissenschaftsorientierte 
Untersuchung einer theoretischen Frage mit praktischem Bezug. Die Praxisarbeit ist spätestens am 
Semesterende des jeweiligen praktischen Studiensemesters im Dekanat einzureichen; 

- einen medial unterstützten Kurzvortrag zu einer Fragestellung aus dem Bereich Digitalisierung und 
Recht (Praktikumspräsentation) an der Hochschule zu halten und an den praktikumsbegleitenden 
Lehrveranstaltungen teilzunehmen. Bei Vorliegen eines triftigen Grundes kann der 
praktikumsbetreuende hauptamtlich Lehrende den Studierenden/die Studierende auf Antrag von der 
Verpflichtung zur Teilnahme an einer oder mehreren praktikumsbegleitenden Lehrveranstaltungen, 
nicht aber von der Praktikumspräsentation, befreien; 

- sein/ihr Fernbleiben von der Praktikumsstelle dem praktikumsbetreuenden hauptamtlich Lehrenden 
unverzüglich anzuzeigen. 
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(8) Soweit nicht vorrangige Gründe der Praktikumsstelle entgegenstehen, ist das im Anhang beigefügte 
Vertragsmuster zu verwenden. 

 
(9) Die Fakultät erhält von den Studierenden unverzüglich eine Ausfertigung des unterzeichneten 

Praktikumsvertrages. 
 

(10) Auf der Grundlage des Praktikumszeugnisses, des Praktikumsberichts, der Praxisarbeit, der Praktikums-
präsentation und der praxisbegleitenden Lehrveranstaltungen erfolgt die Entscheidung über die 
Anerkennung des praktischen Studiensemesters auch unter Berücksichtigung etwaiger Fehlzeiten. Der 
praktikumsbetreuende hauptamtlich Lehrende benotet die Leistungen der Studierenden während des 
praktischen Studiensemesters auf der Grundlage der Ergebnisse der Praxisarbeit, der 
Praktikumspräsentation und der praxisbegleitenden Lehrveranstaltungen.  

 
§ 10 

Bachelorarbeit, Auslandssemester 
 
(1) Das siebente Semester ist u. a. für die Bachelorarbeit vorgesehen. Zur Unterstützung kann ein Seminar im 

Umfang von vier Semesterwochenstunden angeboten werden.  
 
(2) Für ein Studiensemester an einer ausländischen Hochschule ist das siebente Fachsemester besonders 

geeignet. Bis auf die Bachelorarbeit können alle regelmäßig für das siebente Fachsemester vorgesehenen 
Module durch gleichwertige Lehrangebote ausländischer Hochschulen ersetzt werden. Module anderer 
Fachsemester können im Gesamtumfang von bis zu 20 ECTS-Kreditpunkten durch inhaltlich ähnliche 
Lehrangebote ausländischer Hochschulen ersetzt werden, wenn sie vergleichbare Fähigkeiten vermitteln. Die 
Anrechenbarkeit der in Aussicht genommenen Lehrveranstaltungen richtet sich im Einzelnen nach § 10 der 
Prüfungsordnung und soll vor Antritt des Auslandsaufenthaltes im Rahmen eines individuellen Learning-
Agreements zwischen der Fakultät und dem Studierenden verbindlich geklärt werden. Sofern sich die 
Bearbeitungszeit der Bachelorarbeit zumindest teilweise mit dem Auslandsaufenthalt überschneidet, soll das 
Learning-Agreement auch Festlegungen dazu enthalten, auf welche Weise die Unterstützung der/des 
Studierenden bei der Bearbeitung in diesem Zeitraum gewährleistet wird. 

 
§ 11 

Härtefälle 
 

Sollten Regelungen dieser Studienordnung Belange von Studierenden mit Kinderbetreuungs- und 
Pflegepflichten sowie von Studierenden mit Behinderungen oder chronischen Erkrankungen unangemessen 
beeinträchtigen, hat der Prüfungsausschuss auf Antrag Möglichkeiten zur Abhilfe zu prüfen. 

 
§ 12 

Gleichstellungsklausel 
 
Status- und Funktionsbezeichnungen dieser Ordnung gelten jeweils für alle Geschlechter. 

 
§ 13 

Inkrafttreten 
 
(1) Diese Studienordnung tritt am ersten Tag des auf ihre Bekanntmachung im Verkündungsblatt der 

Hochschule Schmalkalden folgenden Monats in Kraft.  
 
(2) Diese Studienordnung gilt erstmals für Studierende, die im Wintersemester 2026/27 das Studium im 

Studiengang Recht der Digitalisierung (Bachelor of Laws) an der Hochschule Schmalkalden beginnen.  
 
Schmalkalden, 16. Dezember 2025 

Professor Dr. Gundolf Baier 
Präsident 
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Anhang 
 

 
 

Vertrag über das praktische Studiensemester 
 

 
Zwischen 
 
 
____________________________________________________________________________________________________________________ 

(Firma, Behörde, Einrichtung) 
 
 
____________________________________________________________________________________________________________________ 

(Anschrift, Telefon) 
 
 
– nachfolgend Praktikumsstelle genannt – 
 
 
und 
 
 
Herrn / Frau ____________________________________________________ Matrikel-Nr.: ________________________________ 

 

 

geboren am: ______________________________ in ________________________________________________________________ 
 

 

wohnhaft in: ____________________________________________________________________________________________________ 
 
 
 
Studierender/Studierende der  
 
 

Hochschule Schmalkalden, Blechhammer, 98574 Schmalkalden 
 
 
– nachfolgend Studierender/Studierende genannt – 
 
 
 
wird folgender Vertrag für das praktische Studiensemester im 6. Studiensemester geschlossen: 
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§ 1 
Allgemeines 

 
(1) Das praktische Studiensemester ist Bestandteil des Studiums. Es erstreckt sich über einen in der Regel 

zusammenhängenden Zeitraum von 20 Wochen, während derer der/die Studierende im Rahmen der 
betriebsüblichen Arbeitszeit eines Vollzeitbeschäftigten eingesetzt wird. Es wird unter Betreuung der 
Hochschule in geeigneten Betrieben und Einrichtungen außerhalb der Hochschule abgeleistet und integriert 
Studium und Berufspraxis. Während des praktischen Studiensemesters bleibt der/die Studierende Mitglied 
der Hochschule. 

 
(2) Für das praktische Studiensemester gelten die allgemeinen hochschulrechtlichen Bestimmungen. 

Insbesondere sind dies die Studien- und Prüfungsordnung für den Bachelorstudiengang Recht der 
Digitalisierung an der Fakultät Wirtschaftsrecht der Hochschule Schmalkalden. 

 

§ 2 
Pflichten der Vertragspartner 

 
(1) Die Praktikumsstelle verpflichtet sich: 

1. den Studierenden/die Studierende in der Zeit vom ________ bis __________ ( ____ Wochen) für das o. g. 
praktische Studiensemester entsprechend den in § 1 genannten Bestimmungen auszubilden und fachlich 
zu betreuen, 

2. ihm/ihr die Teilnahme an den praxisbegleitenden Lehrveranstaltungen und an Prüfungen zu 
ermöglichen, 

3. die vom/von der Studierenden zu erstellenden Praktikumsdokumentationen zu überprüfen und 
gegenzuzeichnen, 

4. rechtzeitig ein Zeugnis auszustellen, das sich nach den jeweiligen Erfordernissen des Praktikumszieles auf 
den Erfolg des Praktikums erstreckt sowie Angaben über etwaige Fehlzeiten enthält, 

5. auf Wunsch dem/der Studierenden ein qualifiziertes Zeugnis zu erteilen, 
6. dem praktikumsbetreuenden hauptamtlich Lehrenden der Hochschule die Betreuung des/der 

Studierenden am Praxisplatz zu ermöglichen. 
 
(2) Der Studierende/die Studierende verpflichtet sich, sich dem Praktikumszweck entsprechend zu verhalten, 

insbesondere: 
1. die gebotenen Ausbildungsmöglichkeiten wahrzunehmen und hierbei die tägliche Praktikumszeit, die der 

üblichen Arbeitszeit der Praktikumsstelle entspricht, einzuhalten, 
2. die übertragenen Aufgaben sorgfältig auszuführen, 
3. den Anordnungen der Praktikumsstelle und der von ihr beauftragten Personen nachzukommen, 
4. die für die Praktikumsstelle gültigen Ordnungen, insbesondere Arbeitsordnungen, 

Unfallverhütungsvorschriften sowie Vorschriften über die Schweigepflicht zu beachten, 
5. fristgerecht die Praktikumsdokumentationen nach den einschlägigen Richtlinien der Hochschule zu 

erstellen, 
6. sein/ihr Fernbleiben der Praktikumsstelle unverzüglich anzuzeigen, ferner bei Arbeitsunfähigkeit infolge 

Krankheit unverzüglich eine ärztliche Bescheinigung vorzulegen. 
 
 

§ 3 
Vergütungsansprüche 

 
(1) Ein Praktikumsentgelt ist frei vereinbar. 
 
(2) Vergütung: monatlich/insgesamt:   ____________________________- 
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§ 4 
Praktikantenbeauftragter 

 

Die Praktikumsstelle benennt Herrn/ Frau 
 

_____________________________________________________________________________________________________________________ 

 

(Name, Telefon) 
 

als Beauftragten für das Praktikum des Studenten. Dieser Praktikantenbeauftragte ist zugleich 
Gesprächspartner des Studierenden/der Studierenden und der Hochschule in allen Fragen, die dieses 
Vertragsverhältnis berühren. 
 

 
§ 5 

Vorgesehene Aufgabenstellung 
 
Die Praktikumsstelle benennt als Thema/Arbeitsaufgabe für das praktische Studiensemester: 
 
_____________________________________________________________________________________________________________________ 

 

_____________________________________________________________________________________________________________________ 

 
(Änderungen bzw. Abweichungen von der vorgesehenen Aufgabenstellung sind möglich. Sie sind schriftlich zu 
dokumentieren und bedürfen der Zustimmung des praktikumsbetreuenden hauptamtlich Lehrenden.) 

 
§ 6 

Urlaub, Unterbrechung des Praktikums 
 
Während der Vertragsdauer steht dem/der Studierenden kein Erholungsurlaub zu. Kurzfristige Freistellungen 
aus persönlichen Gründen sind gebotenenfalls zu gewähren. 
 

§ 7 
Kündigung des Vertrages 

 
Dieser Vertrag kann vorzeitig gekündigt werden: 
1. aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Frist (§ 626 BGB), 
2. bei Aufgabe oder Änderung des Praktikums- bzw. Studienzieles mit einer Frist von 4 Wochen (§ 622 BGB). 
 
Die Kündigung geschieht durch einseitige schriftliche Erklärung gegenüber dem anderen Vertragspartner nach 
vorheriger Anhörung der Hochschule. Die Hochschule ist von dem Kündigenden unverzüglich zu verständigen. 
 

§ 8 
Versicherungsschutz 

 
(1) Der/die Studierende ist während des praktischen Studiensemesters kraft Gesetzes gegen Unfall versichert (§ 

2 Abs. 1 SGB VII). Im Versicherungsfall übermittelt die Praktikumsstelle auch der Hochschule eine Kopie der 
Unfallanzeige. 

 

(2) Auf Verlangen der Praktikumsstelle hat der/die Studierende eine der Dauer und dem Inhalt des 
Praktikumsvertrages angepasste Haftpflichtversicherung abzuschließen. Diese Verpflichtung besteht nicht, 
soweit das Haftpflichtrisiko durch eine von der Praktikumsstelle abgeschlossene Gruppenversicherung 
abgedeckt ist. 

 
(3) Der/die Studierende haftet nur für Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit. 
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§ 9 
Vertragsausfertigungen 

 
Dieser Vertrag wird in drei gleichlautenden Ausfertigungen unterzeichnet. Eine Ausfertigung erhält die 
Hochschule. 
 
 
 
Ort, Datum: _______________________________    Ort, Datum: ____________________________________ 
 
 
Praktikumsstelle:           Studierender/Studierende: 
 
 
 
 
 
_____________________________________________    ___________________________________________________ 

(Unterschrift, Stempel)          (Unterschrift) 

 
 
Die 

Hochschule Schmalkalden 
 
stimmt der Ableistung des praktischen Studiensemesters bei o. g. Praktikumsstelle zu. 
 
 
 
 
_____________________________________________    ____________________________________________________ 

Datum              Praktikumsbetreuender hauptamtlich Lehrender  
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Dritte Änderung der Prüfungsordnung 
für den weiterbildenden Masterstudiengang Öffentliches Recht und Management 
(Master of Public Administration) an der Fakultät Wirtschaftsrecht der Hochschule 

Schmalkalden 
 

Vom 23. September 2025 
 
 

Gemäß §§ 3 Abs. 1, 38 Abs. 3 des Thüringer Hochschulgesetzes (ThürHG) vom 10. Mai 2018 (GVBl. S. 149), zuletzt 
geändert durch Artikel 31 des Gesetzes vom 2. Juli 2024 (GVBl. S. 277) in Verbindung mit §§ 16 Abs. 1 Satz 2 Nr. 
1, 21 Abs. 1 Satz 4 Nr. 4, 22 Abs. 3 der Grundordnung der Hochschule Schmalkalden vom 11. April 2019 
(Thüringer Staatsanzeiger Nr. 18/2019, S. 807) erlässt die Hochschule Schmalkalden folgende Dritte Änderung 
der Prüfungsordnung für den weiterbildenden Masterstudiengang Öffentliches Recht und Management 
(Verkündungsblatt der Hochschule Schmalkalden Nr. 4/2014 S. 143), zuletzt geändert durch die Zweite Änderung 
der Prüfungsordnung vom 8. August 2023 (Verkündungsblatt der Hochschule Schmalkalden Nr. 4/2023 S. 58). 
Der Rat der Fakultät Wirtschaftsrecht hat am 15. Januar 2025 die Änderung der Prüfungsordnung beschlossen; 
die Zentrale Studienkommission hat dieser am 22. Januar 2025 zugestimmt. Der Präsident der Hochschule 
Schmalkalden hat mit Erlass vom 23. September 2025 die Änderung der Prüfungsordnung genehmigt. 
 
 
1. In der Anlage „Prüfungsformen Öffentliches Recht und Management (Master of Public Administration)“ wird 
 der Tabelle die folgende Zeile angefügt: 
 
 

Sozialrecht Hausarbeit  

   
 
2.  Diese Änderung der Prüfungsordnung tritt am ersten Tag des auf ihre Bekanntmachung im Verkündungs-

blatt der Hochschule Schmalkalden folgenden Monats in Kraft.   
 
 
Schmalkalden, 23. September 2025 

 
Professor Dr. Gundolf Baier 

Präsident 
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Dritte Änderung der Studienordnung 
für den weiterbildenden Masterstudiengang Öffentliches Recht und Management 
(Master of Public Administration) an der Fakultät Wirtschaftsrecht der Hochschule 

Schmalkalden 
 

Vom 23. September 2025 
 
 

Gemäß §§ 3 Abs. 1, 38 Abs. 3 des Thüringer Hochschulgesetzes (ThürHG) vom 10. Mai 2018 (GVBl. S. 149), zuletzt 
geändert durch Artikel 31 des Gesetzes vom 2. Juli 2024 (GVBl. S. 277) in Verbindung mit §§ 16 Abs. 1 Satz 2 Nr. 
1, 21 Abs. 1 Satz 4 Nr. 4, 22 Abs. 3 der Grundordnung der Hochschule Schmalkalden vom 11. April 2019 
(Thüringer Staatsanzeiger Nr. 18/2019, S. 807) erlässt die Hochschule Schmalkalden folgende Dritte Änderung 
der Studienordnung für den weiterbildenden Masterstudiengang Öffentliches Recht und Management 
(Verkündungsblatt der Hochschule Schmalkalden Nr. 4/2014 S. 151), zuletzt geändert durch die Zweite Änderung 
der Studienordnung vom 8. August 2023 (Verkündungsblatt der Hochschule Schmalkalden Nr. 4/2023 S. 61). Der 
Rat der Fakultät Wirtschaftsrecht hat am 15. Januar 2025 die Änderung der Studienordnung beschlossen; die 
Zentrale Studienkommission hat dieser am 22. Januar 2025 zugestimmt. Der Präsident der Hochschule 
Schmalkalden hat mit Erlass vom 23. September 2025 die Änderung der Studienordnung genehmigt. 
 
 
1. In der Anlage 1 „Studienplan Öffentliches Recht und Management (Master of Public Administration)“ wird die  
 Tabelle wie folgt geändert: 
 

a) In Zeile 16 „Wahlpflichtmodule (2 aus 3)“ wird die Angabe „4“ durch „5“ ersetzt. 
 

b) Nach Zeile 20 (Qualitätsmanagement in der öffentlichen Verwaltung) wird folgende neue Zeile eingefügt: 
 

Sozialrecht 5       24 126   150 

 
 
2.  In der Anlage 2 „Praktikumsordnung“ wird in § 2 Absatz 1 Satz 1 nach dem Wort „Studienleistungen“ das Wort 

„beispielsweise“ eingefügt. 
 
3.  Diese Änderung der Studienordnung tritt am ersten Tag des auf ihre Bekanntmachung im Verkündungs-

blatt der Hochschule Schmalkalden folgenden Monats in Kraft.   
 
 
Schmalkalden, 23. September 2025 

 
Professor Dr. Gundolf Baier 

Präsident 
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Berichtigung der Fünften Änderung der Studienordnung 
 für den Studiengang Medizintechnik (Intelligente Assistenzsysteme in Gesundheit, Medizin 

und Pflege) (Bachelor of Science) 
an der Fakultät Wirtschaftswissenschaften der Hochschule Schmalkalden 

 
vom 15. Oktober 2025 

 
 
 
Die im Verkündungsblatt Nr. 4/2023 vom 22.08.2023 auf Seite 66 veröffentlichten Fünfte Änderung der 
Studienordnung für den Studiengang Medizintechnik (Intelligente Assistenzsysteme in Gesundheit, Medizin und 
Pflege) (Bachelor of Science) wird wie folgt berichtigt:  
 
 
1. In der Tabelle Anlage 1 wird die Zeile 26 Pflichtmodul „Recht“ aufgehoben.   
 
 
Schmalkalden, 15. Oktober 2025 
 
 
Dezernat 3/ Peter 
 
 
 
 
 


